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EINFÜHRUNG 


Der Charakter eines Volkes und eines Menschen liegt im Rechtsgefühl. 


Der berühmte Rechtsgelehrte Rudolf von IHERING hat bei seinem Abschied 
von Wien im Jahre 1872 der Rechtswelt eine Schrift geschenkt, die unter dem 
Titel: „Der Kampf um das Recht“ und unter dem Motto: „Im Kampie sollst Du Dein 
Recht finden“ „seinen Namen über die bewohnte Erde getragen hat”. Wie zahllose 
Zuschriften an den Verfasser bewiesen haben, „hat die Schrift überall als ein Weck- 
ruf des EHR- und RECHTSGEFUHLS zündend gewirkt“.*) 


. IHERING erinnerte in seiner Schrift auch an den geistvollen Ausspruch KANT's: 
„Wer sich zum Wurm macht, kann nachher nicht klagen, wenn er mit Füßen getreten 
wird.“**) Ö N 

An einer andern Stelle nennt KANT dies „Wegwerfung seiner Rechte unter die 
Füße Anderer“, „Verletzung der Pflicht des Menschen gegen sich selbst“ und „der 
Pflicht in Beziehung auf die Würde der Menschheit in uns". 

Wahrheit und Recht — und wenn sie noch so echt und noch so rein seien — 
müssen vergehen, wenn sich keine Menschen mehr finden, die sie schützen und ver- 
teidigen. Dies ist das große Gesetz des Unterganges von Kulturen und Reichen. 


Aus diesen höheren Gedanken heraus sah sich der Verfasser verpflichtet, vor 
ungefähr Jahresfrist die Schrift: „Die Rechtsstellung der Deutschen aus Österreich 
in der Bundesrepublik Deutschland” herauszugeben und damit das rechtliche und 
sittliche Gedankengut vornehmlich aus Literatur und Rechtssprechung auf dem Ge- 
biete des deutsch-österreichischen Staatsangehörigkeitsproblems einer breiteren 
Offentlichkeit zugänglich zu machen. Die Schrift hat trotz ihres Spezialthemas in 
Wissenschaft und Rechtssprechung, beim Gesetzgeber und auch bei höchsten Stellen 
der Verwaltung freudigen Widerhall und gute Freunde qefunden.?®) 


Die vorliegende Schrift ist die Fortsetzung und eine lebendige Darstellung des 
Kampfes um das „Zweite Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit" 
(2. STAG), durch das das deutsch-österreichische Staatsangehörigkeitsproblem nach 
langen Jahren des Streites einer gesetzlichen Regelung zugeführt werden soll. Auch 
diese Schrift soll für die Betroffenen ein Wegweiser, für die an der Wahrheit und 
dem Kampf um dieses Gesetz Interessierten eine Erinnerung und Mahnung sein, 
dafür zu sorgen, daß das Gesetz nach seinem Wesen und nach dem Willen des 
Gesetzgebers angewandt wird, 

Aber auch im allgemeinen will die Schrift ein Beitrag für die Stärkung des deut- 
schen Rechtsgefühls sein und vor Wegen warnen, die in ihrer Konsequenz zum 
Untergang der Demokratie führen müssen; Beide Schriften beleuchten in Eindring- . 
lichkeit die rechtzersetzende Art jener zu verurteilenden Politik, die der dikta- 
torischen Machtbefugnis des Staates bewußt oder unbewußt huldigt und die den 
Primat, die Kommandogewalt und das Mehrheitsstimmrecht selbst über historische 
Tatsachen, über das natürliche Recht der Einheit eines Volkes und: über die Men- 
schenwürde freier Bürger und selbständiger Völker beansprucht. 


*) R. v. Ihering: Der Kampf um’s Recht, Wien 1910, 17. Auflage (Manzsche K. u. K. Hof- 
und Verlags- u. Univ.-Buchhandlung) S. VIII u. XIX. n 
x I Ba Metaphysische Anfangsgründe der Tugendlehre, Kreuznach, 2. Auflage, 1800, 
i u. e 


So wurde auch seit der Abkehr des Nationalsozialismus von der Legalität und 
von der demokratischen Staatsidee und der Hinkehr zu einem Ein-Parteien- und Ein- 
Mann-System unter Einführung des „Führerprinzips“ auf Lebensdauer, das das Recht 
auf freie Meinungsäußerung, auf Kritik und Kontrolle ausschaltet, die reine 
Machtpolitik im eigenen Staate und gegenüber andern Völkern zum herr- 
schenden Prinzip und zur alleinigen Quelle des Rechts gekrönt. An die Stelle des 
Rechts wurde die Uniehlbarkeit eines Menschen auf den Thron gehoben. 


Diese Fehlentwicklung nicht rechtzeitig aufgehalten zu haben, ist unsere Schuld, 
die in der Tragödie von 1945 endete. Aber infolge der allgemeinen Neigung des 
Menschen bei unbeschränkter und unkontrollierter Machtstellung hat diese fast 
immer in der Diktatur und Despotie geendigt. Diese Entwicklung ist nicht erst seit 
dem Eintreten des Nätionalsozialismus in die deutsche Geschichte, festzustellen, sie 
ist vielmehr so alt wie die Menschheitsgeschichte selbst. Beiden Herrschafitsfiormen 
— Diktatur und Despotie — ist die Würde des Menschen, die freie Entwicklung 
seiner Persönlichkeit durch Selbstentscheidung und eigene, Willensbestimmung, das 
ewige Recht und Sittengesetz, dem alle Menschen untertan zu sein haben, weil es 
über die Jahrtausende über ihnen thront, wesensfremd. - 


Auch nach 1945 gefährdete die unbeschränkte Macht der Sieger die von allen 
Deutschen so ersehnte demokratische Freiheit und Gerechtigkeit allen Menschen 
gegenüber mehr, als man gemeiniglich ahnt. Aber immer wieder steigt aus den 
Tiefen des deutschen Rechtsgefühls die abendländische Kultur- und Rechtstradition 
mit ihrem feinen Empfinden für die Würde des Menschen, mit ihrem Gerechtigkeits- 
sinn und Gleichberechtigungsprinzip urgewaltiqg empor, da sie nun einmal zum 
inneren Wesen der.Besten unseres Volkes gehört. 


In dem Schmerz über den völligen Zusammenbruch des deutschen Volkes in gei- 
stiger, rechtlicher und leider auch moralischer Hinsicht im Jahre 1945 erhofften die 
wertvollsten Kräfte der deutschen Nation ihre geistige und seelische Wiedergeburt 
auf den Grundlagen eines demokratischen Rechts-, Ordnungs- und Sozialstaates, der 
nach dem Abzug der Besatzungstruppen seine volle Souveränität und Eigengesetz- 
lichkeit wieder erhalten würde. 


Bisher ist aber leider alles nur ein Wunschbild. Nur die Zweiteilung des 
deutschen Vaterlandes ist grauenvolle Wirklichkeit, deren Beseitigung selbst elf 
Jahre nach dem Zusammenbruch in unbekannte Fernen gerückt ist. — 

So entstand diesseits des eisernen Vorhanges ein deutsches Staatswesen, das sich 
in Wort und Schrift und in der Verfassung (GG) zu den Idealen des demokratischen 
Rechts- und Ordnungsstaates bekennt und Bundesrepublik „Deutschland“ nennt. ‚Und 
jenseits des schier undurchdringlichen Vorhangs entstand das „andere Deutschland”, 
das sich „Deutsch-Demokratische-Republik" nennt, aber — wenigstens nach außen — 
zu Moskaus Diktatur bekennt. h 

Wer die Realität des Lebens nicht übersieht, muß erkennen, daß es somit zweier- 
lei Formen von. Demokratien selbst auf deutschem Volksboden gibt: 

1. Eine Demokratie, die sich so nennt und in der von der Demokratie dem Namen 
und dem Worte nach theoretisch viel gesprochen wird, in der aber nach dem System 
einer klassischen Diktatur mit den Menschen totalitär nach dem Ein-Mann- und Ein- 
Partei-System verfahren wird, wie z.B. in der Deutsch-Demokratischen Republik. 

2. Eine Demokratie, in der in der Gesetzgebung, Rechtssprechung und Verwal- 
tung nach den demokratischen Freiheits- und Rechtsidealen tatsächlich gehandelt wird 
und in der -— und das ist das wesentliche — eine solche Handlungsweise von den 
führenden Schichten als inneres Bedürfnis empfunden und kraft persönlicher 
Uberzeugung als sittlicher Auftrag vollzogen wird. 

So stehen wir in einer überaus tragischen Zeitepoche der deutschen Geschichte, 
in einer harten Prüfungs- und Leidenszeit. Wir können nur Eines tun: Unsere 


Pflicht als deutsche Menschen erfüllen. Sie besteht vor allem darin, daß wir an 
jeder Stelle und auf jedem Gebiete geistige Vorarbeit für die Zukunit leisten. 
Nicht nur die Seelensanierung ist von ausschlaggebender Bedeutung, auch die Wieder- 
geburt der deutschen Rechtsidee auf dem Boden einer echten Demokratie ist das 
Gebot der Stunde. Ihr ist jede Form der Diktatur fremd und verhaßt, weil diese 
das höchste demokratische Rechtsideal zerschlägt — die Gewaltenteilung: und die 
Gewaltenkontrolle. Niemals wieder dürfen Kontrollosigkeit und Unfehlbarkeit auf 
der einen Seite und Rechtlosigkeit und blinder Gehorsam auf der anderen Seite als 
neues „Führerideal“ in die Demokratie eingeführt werden. 


Nicht minder fremd und verhaßt ist der echten Demokratie die Verletzung des 
Gleichheitsprinzips unter Deutschen und die rechtliche Mißhandlung von einzelnen 
deutschen Menschengruppen und Personenkreise, die durch die Tragik des Schick- 
sals unverschuldet in besondere Rechtsnot geraten sind und deren Los durch die 
Härte der Politik bestimmt und deren Rechte willkürlich ‚gebeugt werden sollen. 


Eine solche entwürdigende Behandlung erleben seit mehr als 10 Jahren "jene 
Deutschen aus Österreich, die weiterhin deutsche Staatsangehörige bleiben wollen 
und die man ungeachtet ihrer Zugehörigkeit zum deutschen Volk seit langen Jahren 
durch beide deutschen Staaten wider Völkerrecht und Verfassung zwangsweise zu 
„Ausländern“ erklären wollte. 


Nun hat der deutsche Bundesgesetzgeber nach einem langen und harten, geistigen 
und rechtlichen Ringen mit den Vertretern der Verwaltung das „Osterreichergesetz” 
in der Gestalt des „Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsange- 
hörigkeit“ vom 17.5. 1956!) geschaffen. Aber kaum hat er das Gesetz beschlossen, 
geht schon wieder der Streit um die Kernirage: Was wollte der Gesetzgeber eigent- 
lich mit dem Gesetz? Wollte er „expatriieren“ oder „impatriieren“? Wollte er den 
angeblich vor mehr als 11 Jahren — am 27.4.1945 — „automatisch“ und gesetzlos 
eingetretenen „Ausländerstatus” nach 11 Jahren gesetzlich legalisieren, wie es die 
Verwaltung stets angestrebt hat, oder wollte er bloß die Wiedergut- 
machung begangenen Unrechts auf dem Boden der Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand? 


In der erneuten Bedrohung der nun sogar gesetzlich festgelegten Rechtsstellung 
der Betroffenen liegt der wesentliche Grund für diese Schrift. Sie will eine ebenso 
klare wie deutsche Antwort auf diese Frage auf der Grundlage der vorhandenen 
Rechtsquellen und Urkunden geben, um so auch einen Beitrag zur Stärkung des 
deutschen Rechtsgefühls zu leisten und dem Grundsatz zu huldigen, den der be- 
kannte Wiener Völkerrechtsgelehrte vor mehr als einem viertel Jahrhundert dem 
„Institut zur Pflege deutschen Wissens an der Wiener Universität“ als Leitwort für 
die Arbeit auf den Weg gegeben hat und der dem wahren Geist aus Osterrelicht 
entspricht: . 


«Was dem deutschen Volk zu wissen nottut? 

Daß es in schwerstem Kampf um sein Leben steht. 

Und daß es in diesem Kampf nur bestehen kann, wenn jeder den Spruch 
beherzigt: Tue recht und scheue niemand! Das sei das Heldentum der 
Männer, die stolz sagen dürfen: Ich bin ein Deutscher!“ 


(Univ.-Prof. Dr. Alexander Freiherr von Hold-Ferneck am 2. April 1925.) 


1.. Die Alrensnng der Auigabengebiete der rechtsprechenden, gesetzge- 
benden und vollziehenden Gewalt 


"Art. 1/1 des GG: „Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ 


Art. 1/3 des GG: „Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetz- 
gebung, Verwaltung und Rechtsprechung als unmittelbar 
geltendes Recht." 
Zur Absicherung der verfassungsmäßigen Ordnung in einem demokratischen 
Rechtsstaat ist es unerläßlich, immer wieder die Aufgabengebiete und den Wirkungs- 
kreis der einen Rechtsmacht gegen die andere abzugrenzen. \ 


1. Die rechtsprechende Gewalt ist veriassungsmäßig autorisiert, 
nach den bestehenden Gesetzen und anerkannten Rechtsgrundsätzen, unabhängig 
von Parteien, Politik und Ausland, auf dem Boden der unverletzbaren deutschen 
Rechtshoheit im Namen des Volkes“ Recht zu sprechen. 


2. Der Gesetzgeber ist befugt, auf dem Boden der verfassungsmäßigen 
Ordnung, sowie unter möglichster Ausschaltung jeglicher Rückwirkung bei Grund- 
rechten, die gesetzliche Neugestaltung mit der jeweils vorgeschriebenen Stimmen- 
mehrheit zu beschließen. 


3. Die von der Politik stark beeinfilußte Verwaltung hat 
dennoch die beschworene Pflicht, die bestehenden Gesetze und das deutsche ‚Recht 
zu beachten und durchzuführen und hierbei die richterliche Entscheidungs- 
gewalt besonders der höchsten Bundesgerichte peinlichst zu achten. Die Verwaltung 
ist also nicht berechtigt, die Rechtsauslegung und Rechtshandhabung nach eigenem 
Gutdünken oder gar nach selbst aufgestellten neuartigen Theorien, die weder in.der 
Wissenschaft noch in der Gesetzgebung Anerkennung oder Eingang gefunden haben, 
im Widerspruch zur oberstrichterlichen Rechtssprechung gegen den Willen der Bürger 
zu praktizieren und rechtmäßig erworbene Grundrechte bloß auf Grund umstrittener 
Hypothesen und Ideologien aufzuheben oder zu verweigern. 

4. Es ist allein Sache der Wissenschaft und der wissenschaftlichen 
Forschung, neue Theorien aufzustellen, sie zu prüfen und zu verbreiten, auf daß sie 
eventuell über den Gesetzgeber in die Gesetzgebung oder über die Gerichte in die 
Rechtssprechung Eingang finden und auf diese Weise Bestandteil des deutschen Ge- 
setzes oder des deutschen Rechtes werden. Es wäre aber eine völlige Verkennung 
des Aufgabengebietes der EXEKUTIVE, mit neuartigen und heißumstrittenen Lehren 
— wie etwa mit der „Automatik“ eines gesetzlosen Verlustes der Staatsangehörig- 
keit, der „Desannexionsthese“ oder der „Inanspruchnahme"-Theorie u. a.m. — in "die 
bestehenden Rechtsverhältnisse einzugreifen und durch rechtaufihebende Dienstanwei- 
sungen materielles Recht schaffen zu wollen, damit deutsche Staatsangehörige von 
Amts wegen zu „Ausländern“ erklärt werden können und keinerlei Rechts- 
ansprüche mehr als Inländer besitzen. Auf eine solche Weise kann sich der Staat 
nicht seiner rechtsverbindlich übernommenen Versorgungspilicht gegenüber Krieger- 
witwen, Kriegsversehrten oder Beamten entledigen.?) 3) 

Wären diese Grundsätze in den letzten Jahren auf dem Gebiete des deutsch- 
österreichischen Staatsangehörigkeitsproblems vor allem auch von seiten der Staats- 
angehörigkeitsbehörden beachtet worden, so hätte es weniger Prozesse auf Staats- 
kosten und weniger Rechtsnot bei 70 000 deutschen Menschen mit ihren Familien 
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gegeben. Daß aber aus fiskalischen Erwägungen und zum Teil auch aus politischen 
Motiven die verfassungsmäßig erworbenen und mit Lebenseinsatz in den meisten 
Fällen wohl erdienten Staatsangehörigkeits- und Grundrechte einfach auf dem Ver- 
waltungswege aberkannt werden sollten, ist leider ein besonders betrüblicher, aber 
eindeutig erwiesener Tatbestand. { 


2. Das Staatsangehörigkeits-Recht — das höchste Rechis- und Treuever- 
hältnis 


Das Staatsangehörigkeitsrecht beruht auf der gleichberechtigten Partner- 
schaft zwischen Staat und Staatsbürger. Es ist sein rechtlicher Atem. 


Es ist ein Wesenszug echter demokratischer Gesinnung, die EHRFURCHT 
vor dem Recht des Mitmenschen zu besitzen und ihn nicht wie eine leblose 
und willenlose Sache zu betrachten, mit der der Staat nach Willkür, Gutdünken und 
Gunst verfahren kann, und die sich auch alles bieten lassen muß. Diese Zeit staat- 
licher Omnipotenz ist vorbei. 


Zur Ehrfurcht vor dem Recht des Staatsbürgers gehört auch die Anerkennung und 
Beachtung seines Rechtes auf Gehör und Verteidigung. Wie sollen 
aber diese demokratischen Grundrechte zur Geltung kommen, wenn der Staat ver- 
meint, hinter verschlossenen Türen mit dem Staatsbürger verfahren zu können, wie 
er will, oder im Wege der Geheimdiplomatie mit einem andern Staat über sein 
Schicksal über seinen Kopf hinweg verfügen zu dürfen, ohne ihn gefragt zu haben? 
Erst durch Anerkennung der Ehrfurcht vor dem Recht des Bürgers und seinem unab- 
dingbaren Recht auf Gehör und Verteidigung seiner bedrohten Rechte wird das rich- 
tige Verständnis für das international anerkannte Prinzip der eigenen 
Willensentscheidung bekundet, das allerdings einem totalitären Staate 
ein iremder Begriff ist und bleibt. Für den demokratischen Rechtsstaat hingegen 
handelt es sich eben um ein ebenso unabdingbares wie unantastbares Grundrecht _ 
des freien Bürgers aus der Idee der menschlichen Würde und Freiheit, sein eigenes 
Schicksal selbst zu bestimmen. 


Es ist interessant festzustellen, daß sich auch in der Bundesrepublik „Deutsch- 
land“ Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat in selten einmütiger Weise zu 
dieser international anerkannten Grundregel bekannt und dieses Bekenntnis in der 
„BEGRUNDUNG“ zum $ 16 des 1. STAG v. 22. 2.1955%) in Übereinstimmung mit 
der Entscheidung des BVerfG vom 28.5. 1952°) in die bedeutungsvollen Worte ge- 
kleidet haben: 


„Es liegt nicht nur im Interesse des Einzelnen, sondern auch im Interesse 
des STAATES, daß der Wille der durch die Sammeleinbürgerungen 
Betroffenen möglichst in jedem einzelnen Fall Berücksichtigung finden kann, 
‚um so eine völkerrechtlich unangreifbare Basis für die Anerkennung der deut- 
schen Staatsangehörigkeit aller zwangseingebürgerter Personen deutscher Volks- 
zugehörigkeit zu schaffen’ (vgl. die Entscheidung des BVeriG vom 28. 5. 1952). 
Deshalb ist jede vertretbare Erleichterung der Geltendmachung des 
individuellen Willens am Platz.“6) 


Aus diesen Erkenntnissen heraus ist sowohl im 1. und noch öiter im 2. „Schrift- 
lichen Bericht" des federführenden Ausschusse des Deutschen Bundestages’) 8) als 
auch im Erstentwurf (Lex Diugosch)1%2) und noch klarer in der endgültigen Fassung 
des 2.STAG!) fast in jedem Paragraphen ein klares Bekenntnis zu diesem Prinzip 
der eigenen Willensentscheidung enthalten. 


Gerade deshalb ist es jedoch völlig unerklärlich, daß man ein so freimüliges und 
einmütiges Bekenntnis zu diesem hohen Ideal demokratischer Menschenbehandlung 
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als Kernstück und roten Faden sowohl im Erstentwurf (Lex Dlugosch) als auch im 
2. STAG dadurch wieder völlig verneint, daß man die Antithese zur freien 
Willensentscheidung, de Zwangsausbürgerung, sogar rückwirkend bis 
zum 27.4.1945 im $ 1 des Erstentwurfes (Lex Dlugosch) konstitutiv und im 2. STAG 
allerdings nur mehr deklarativ im Grundsatzparagraphen i verankerte und stati der 
gebotenen Erleichterung für die Geltendmachung des individuellen Willens 
sogar die auf 10 Jahre rückwirkende Vergewaltigung des Willens zum 
Prinzip erhob! 


So wird es auch verständlich, daß sich ein Historiker und führender Abgeord- 
neter verpflichtet sah, in aller Oifentlichkeit ein sehr hartes Wort der Kritik über 
den Erstentwurf (Lex Diugosch) zu sprechen: 


„Ich halte diesen vorliegenden Entwurf, der die verfassungsmäßig gewordenen 
Staatsangehörigkeits- und Grundrechte der Deutschen aus Österreich wider Völ- 
kerrecht und Verfassung auf 10 Jahre rückwirkend entziehen will, für einen der 
schändlichsten Gesetzentwürfe, die ich kenne, und ich werde nach wie vor alles 
daran setzen, daß er in seiner ursprünglichen Fassung zu Fall kommt, 
und daß auch den Deutschen aus Österreich keine redlich erworbenen und 
verdienten Rechte gegen ihren Willen entzogen werden.”?) 


Es war daher im Zeitalter der Demokratie, in der die Bürger des Staates keine 
willenlosen Schachfiguren und auch kein „Zubehör“ mehr .zum fürstlichen Hoheits- 
gebiet sind, ein aussichtsloses Beginnen, dem Gesetzgeber ein Gesetz zuzumuten, 
durch das freie Menschen einfach einseitig und rückwirkend theoretisch von Staat 
zu Staat verschoben und abgeschüttelt werden sollten, wie man lästigen Staub von 
‚Kleidern entiernt. 


Das Staatsangehörigkeitsrecht ist keine, durch einseitige Maßnahmen des Staates 
willkürlich rückstellbare Sache, sondern das höchste und edelste zweiseitiged 
Rechts- und Treueverhältnis zwischen Staat und Staatsbürger, das die Rechtslehre 
und die Menschheitsgeschichte kennen. Der Staat verleiht nämlich nicht nur beacht- 
liche Vorrechte an den Bürger (Inländer), sondern er verlangt von ihm besonders 
in den Zeiten des staatlichen Noistandes und der Bedrohung seiner Bevölkerung 
die höchsten menschlichen Pflichten und Tugenden, die Selbstentäußerung und 
Lebenshingabe im Kriege zum Wohle des Vaterlandes unter äußerster Gefährdung 
der eigenen Familie. Das muß doch einmal richtig überlegt werden, was das be- 
deutet! Diese hohe Pflicht ist aber nicht bloß eine freiwillige, ein bloßer ethischer 
Auftrag an das Gewissen des Staatsbürgers, sondern diese Pflicht kann auch mit 
den schärfsten gesetzilchen Mitteln und Strafen, einschließlich der bisher geübten 
und entehrenden Todesstrafe wegen „Feigheit vor dem Feinde“, wegen Fahnenflucht 
oder Meuterei durchgesetzt werden. Es widerspricht daher dem primitivsten Grund- 
begriff von Treu und Glauben, von Gerechtigkeit und staatlicher Wohl- 
anständigkeit, wenn der Staat sogar nach treuester Erfüllung all dieser hohen 
Pflichten des Staatsbürgers in Kriegszeiten, nachher in Friedenszeiten gegen 
den Willen des für ihn sein Leben einsetzenden Staatsbürgers das im Kriegseinsatz 
bewährte Staatsangehörigkeitsrecht rückwirkend und angeblich wegen eines aus- 
ländischen Gesetzes einseitig entziehen will, wozu er nach den allgemeinen Rechts- 
regeln bisher nicht einmal einem kriminellen Verbrecher gegenüber berechtigt war! 
Wie kann es ein Staat dann rechtfertigen, sich an diesem verfassungsmäßig erwor- 
benen und im Kriegs- und Lebenseinsatz besiegelten Staatsangehörigkeitsrecht ein- 
seitig zu vergreifen? Es wäre sehr empfehlenswert gewesen, gerade im Augen- 
blick des so mühevollen Wiederaufbaues einer neuen deutschen Bundeswehr das 
soldatische Denken bei einem Staatsangehörigkeits-Gesetzentwurf (Lex 
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Dlugosch) nicht völlig zu übersehen oder zumindestens ge Sold at en zu 
befragen, wie sie darüber denken. 


Wenn schon durch einen tragischen Kriegsausgang die deutschen Grenzen unend- 
lich stark ins Schwanken gekommen sind, dann dürfen die dadurch betroffenen Men- 
schen, vor allem wenn es sich um Deutsche handelt, nicht durch ein deutsches Gesetz 
wie eine Deutschland nicht gehörende Sache einfach ungefragt in einen andern Staat 
gegen ihren erklärten Willen verschoben werden, sondern es muß jeder moderne 
Kultur- und Rechtsstaat — und ein solcher ist doch auch die Bundesrepublik — das 
unabdingbare Recht auf freie Wahl und Schicksalsentscheidung schon aus 
dem Gebot der staatlichen Wohlanständigkeit nach Treu und Glauben in Form eines 
Optionsrechtes anerkennen und einräumen. 


Weil das Staatsangehörigkeitsrecht die Inkarnation und Krönung aller Grund- 
rechte ist, weil es auch alle Grundpflichten des Staatsbürgers enthält, und weil nach 
Art. 16, Absatz 1, Satz 1 des GG „die deutsche Staatsangehörigkeit nicht entzogen 
werden darf”, standen sowohl dieser Artikel als auch die Frage der Rückwir- 
kung bei der beabsichtigten Entziehung dieses Grundrechtes nach einem 18jährigen 
verfassungsmäßigen Besitz und nach Erfüllung aller Pflichten gegenüber dem Deut- 
schen Reiche — einschließlich Kriegsdienst und Lebenseinsatz — während eines gan- 
zen Jahres im Mittelpunkt der Beratungen in den zuständigen Ausschüssen. All diese 
verfassungsrechtlichen Probleme und Bedenken sind auch noch nach der Rückverwei- 
sung des Erstentwurfes (Lex Dlugosch) an die zuständigen Ausschüsse durch Beschluß 
des Plenums des Bundestages vom 26. 5. 1955 erneut eingehend erörtert worden.!!) 


Die innerste Überzeugung einer beachtlichen Minderheit, daß der Art. 16 und auch 
der Art. 25 durch die Lex Dlugosch in gröblichster Weise verletzt werden, war 
ja der eigentliche Grund für die Ablehnung des in der 2. und 3. Lesung schon befind- 
lichen Gesetzes! 


Wie dem Protokoll der 83. Sitzung des Deutschen Bundestages eindeutig zu ent- 
nehmen ist, hat ein beachtlicher Teil der Abgeordneten dagegen demonstriert, daß 
einfach behauptet wurde, daß der Rechtsausschuß in seiner Gesamtheit die Verfas- 
sungsmäßigkeit des Gesetzentwurfes angeblich bejahe „und zu der Auffassung ge- 
kommen sei, der Art. 16 Abs. 1 sei überhaupt nicht anwendbar”.11) Diese wahrheits- 
widrige Darstellung und die Verschweigung der klar geäußerten beachtlichen verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken einer großen Minderheit!?) wurde vom Bundesgesetzgeber 
in aller Offentlichkeit mit harten Worten gerügt!!). Ein solcher Vorgang ist bei der 
Gestaltung eines so wichtigen Gesetzes einmalig, er widerspricht allen parlamentari- 
schen Gepflogenheiten!l) und der gebotenen gleichberechtigten Partnerschaft aller 
Parteien. 


Es war eine seltsame und geradezu geschichtlich bedeutsame Überraschung für den 
Deutschen Bundestag, als sich bei der Abstimmung über den Antrag der Minder- 
heit wegen der Rückverweisung des unausgereiften Gesetzentwurfes N (Lex Diu- 
gosch) an die zuständigen Ausschüsse zwecks Neuberatung plötzlich herausgestellt 
hat, daß die schweren veriassungsrechtlichen Bedenken insbesondere hinsichtlich des 
fragwürdigen und geschichtswidrigen Stichtages vom 27. 4. 1945 nicht nur von einer 
beachtlichen Minderheit, sondern von einer überlegenen Mehrheit des Deutschen 
Butdestages anerkannt wurden.!i) 


Es ist daher kaum begreiflich, aber für die heutige Zeit bereits symptomatisch, daß 
der Berichterstatter und Vertreter der Mehrheit vor der Abstimmung die Ablehnung 
des Antrages kategorisch gefordert und damit begründet hat, daß „größtes Interesse 
besteht, daß die Meinungsverschiedenheiten zwischen Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsgerichten über die Staatsangehörigkeit der sogenannten „Anschluß”- 
Deutschen tunlichst bald bereinigt wird“ und daß „das Interesse an der Klärung 
dieser Frage ungemein groß ist”.11) Er gab sich scheinbar der Fehlmeinung hin, daß 
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ernsthafte und verfassungsrechtliche Bedenken einer beachtlichen Minderheit —, die 
in Wirklichkeit aber von einer noch mehr zu beachtenden Mehrheit getragen wurden 
— durch Übergang zur Tagesordnung mit erhofftem Mehrheitsbeschluß geklärt oder 
bereinigt werden können. Das sind Methoden, die einer Demokratie unwürdig sin, 
weil sie bekunden, wie wenig Achtung man einer anderen Meinung, dem Gewissens- 
koniflikt sowie der Gesetzestreue des gleichberechtigten politischen Partners entgegen- 
bringt. 

Da immer wieder die Behauptung aufgestellt wurde, daß der Erstentwurf — wie 
das 2. STAG — lediglich dem Völkerrecht Rechnung trage, darf aus Gründen der recht- 
lichen Sauberkeit nicht unerwähnt bleiben, wie diese völkerrechtliche Basis des Erst- 
entwurfes tatsächlich aussah. Als der Berichterstatter und Verfasser des 1. „Schrift- 
lichen Berichtes“ an den Bundestag?) noch unter dem tiefen moralischen Eindruck der 
rechtlichen Niederlage der LEX DLUGOSCH und deren Zurückverweisung an die zu- 
ständigen Ausschüsse zwecks Neugestaltung des Gesetzentwurfes, befragt wurde, 
wieso er einen solchen Bericht verfassen konnte; der vom Bundesgesetzgeber in so 
eindeutiger Weise wegen nicht wahrheitsgetreuer Berichterstattung verworfen wor- 
den ist, versicherte er dem Verfasser bei der Verhandlung am 14. 6. 1955, daß er es 
„bereue, diesen Bericht übernommen und gegen seine innere Überzeu- 
gung verfaßt zu haben“. Dabei ging es aber nicht nur um die eine objektiv sein 
sollende Information für einige hundert Abgeordnete, sondern um die Lebensrechte 
von 70000 deutschen Staatsangehörigen. Bei einem solchen Tatbestand kann nicht 
mehr von einer Ehrfurcht vor dem Recht der Bürger, von einer Achtung vor dem 
Recht auf Gehör und Verteidigung gesprochen werden. 


Umso unbegreiflicher ist die Tatsache, daß ungefähr ein Jahr später auch im 
2. „Schriftlichen Bericht“ vom 20. 2. 1956, der in wenig veränderter Form eine Neu- 
auflage des 1. „Schriftlichen Berichtes” ist, einerseits festgestellt wird, daß es nach 
wie vor die Ansicht der beachtlichen Minderheit ist, daß der Art. 16 „jede Form der 
Entziehung der Staatsangehörigkeit gegen den Willen des Betroifenen ausschließe und 
auch den Gesetzgeber binde“, und daß auch nach dem Kommentar von Mangoldt „die 
Verwaltung in Zukunft weder einen Deutschen ausbürgern dürfe, noch dürfe das der 
Gesetzgeber tun oder die Verwaltung dazu ermächtigen“;12) daß sich aber anderer- 
seits im Zusammenhang mit den verfassungsrechtlichen Bedenken der beachtlichen 
Minderheit auch hinsichtlich der Rückwirkung des Gesetzes auf den 27. 4. 1945 die 
unverständliche Bemerkung befindet, die selbst an der höchsten Verwaltungsstelle 
(Bundespräsident) die rechtsirrige Meinung aufkommen ließ, daß sich „die Vertreter 
der Minderheit später insofern der Meinung der Mehrheit angeschlossen haben, als 
sie ihre Bedenken gegen den $ 1 des Gesetzentwurfes fallen ließen”.12) 


Wer aber das Protokoll der 133. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 8. 3. 
195643) mit Aufmerksamkeit durchliest, kann sich davon selbst überzeugen, daß noch 
im Plenum des Bundestages an diesem Tage das gerade Gegenteil der Fall ist und 
daß die Stellungnahme der 3 Abgeordneten, die überhaupt zum Gesetz das Wort er- 
griffen haben, ein einziges und harmonisches Veto gegen die „grausige Zumutung 
an den Bundesgesetzgeber“ ist, einem solchen Gesetz mit einem geschichtswidrigen 
Stichtag zustimmen zu sollen. Kommt ein Gesetz unter einer solchen geistigen Atmo- 
sphäre zustande, so atmete es am 8. März 1956 ebenso wenig den Geist der Ehrfurcht 
vor dem RECHT und vor der Würde des Menschen wie die Verhandlungen in der 
Plenarsitzung vom 26. 5. 1955. Ein Jahr war inzwischen vergangen, aber Geist und 
Methode der Durchdrückung des Gesetzes um jeden Preis sind die gleichen ge- 
blieben. 


Diese Tatsachenschilderung ist Voraussetzung für das volle Verständnis bei der 
Erforschung des Willens des Bundesgesetzgebers. Nur sie zeigt jede tieigründige 
Notwendigkeit auf, daß der Erstentwurf (Lex Dlugosch) in seinem Wesenskern 
durch das 2. STAG umgestaltet werden mußte. 
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3. Der Standpunkt der Verwaltung, die Rechtsansicht der ständigen Rechts- 
sprechung, das Ziel des Erstentwuries (Lex Dlugosch) und das Wesen des 
Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 
(2. STAG) 


Wer in gleicher Weise verpflichtet war, für Deutschland zu sterben, 
ist in gleicher Weise berechtigt, in Deutschland zu leben! 


Das deutsch-österreichische Staatsangehörigkeitsproblem ist seit langen Jahren 
äußerst umstritten. Die systematische Nichtbeachtung der ständigen und auch höchst- 
richterlichen Rechtssprechung sowie der herrschenden Lehre und jüngsten Forschung 
durch die Staatsangehörigkeitsbehörden führte zu jener tiefbedauerlichen „Unterschied- 
lichkeit der Auffassung“ zwischen Judikatur und Verwaltungspraxis, die es eigentlich 
in einem Rechtsstaat gar nicht geben dürfte, die aber in beiden „Schriftlichen. Be- 
richten“ des federführenden Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 
des Deutschen Bundestages vom 12.5.1955 und vom 20. 2. 195614) in so anschaulicher 
Weise aufgezeigt wird. 


Infolge der im Art. 79/3 GG festgelegten Unzulässigkeit einer Änderung der 
in Art. 1 und 20 GG niedergelegten Grundsätze über das demokratische Kardinal- 
prinzip der Gewaltenteilung; infolge der im Art. 1 GG bestimmten Unan- 
tastbarkeit dr Menschenwürde und der Unverletzlichkeit und Unveräußer- 
‚lichkeit der Menschenrechte „als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des 
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt“ und so auch in Deutschland selbst; in- 
folge der Unentbehrlichkeit der Autorität der richterlichen Entscheidungsgewalt be- 
sonders hinsichtlich der höchsten Bundesgerichte (Art. 92 GG) sowie infolge der Bin- 
dung der vollziehenden Gewalt an Gesetz und Recht (Art. 20/3), erscheint es — auch 
im Sinne der Entscheidung des Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr des Landes 
Rheinland-Pfalz — „aus rechtsstaatlichen Gründen und zur Erhaltung 
der Rechtssicherheit geboten”, die Grundgedanken höchstrichterlicher Ent- 
'scheidungen zu beachten und „die Verwaltungspraxis darauf umzustellen“%), 


Die besonderen Schwierigkeiten, die sich bei der Gestaltung des genauen Wort- 
lautes für ein Gesetz zur Regelung des deutsch-österreichischen Staatsangehörigkeits- 
problems schon beim Erstentwurf (Lex Dlugosch) ergeben haben, sollen in keiner: 
Weise verkannt werden. Sie wurden vor allem aber dadurch immer größer, daß man 
es von den zuständigen Stellen lange Jahre (1945 bis 1956) verabsäumt hat, dieses 
Problem auf gesetzlichem Wege zu klären .und zu lösen. Jahrelang hat man sich auch 
der rechtsirrigen Meinung hingegeben, daß dieses überaus komplizierte Problem 
einfach einseitig „von Amts wegen” durch die bisherige, allerdings bis 1952 recht 
unterschiedliche Behandlung der Betroifenen bereits endgültig gelöst sei. Solche 
heikle und recht differenzierte Einzelfälle können weder durch die Exekutive noch 
durch die Judikatur allgemein geklärt werden, da erstere kein materielles Recht iest- 
setzen und letztere immer nur den konkreten Einzelfall rechtsverbindlich entscheiden 
kann. 


Neben den unheilvollen Folgen des jahrelangen Rechtsversäumnisses ergaben 
sich zweitens die großen Schwierigkeiten aus der Eigenart des österr. Staatsbürger- 
schaftsüberleitungsgesetzes (OSTUG) vom 10. 7. 194516), nach dem man die Verwal- 
tungspraxis gestaltet hat und die LEX DLUGOSCH als auch das 2. STAG ausrichten 
wollte. Dieses ausländische Gesetz verlegte aber einerseits den Erwerb der österr. 
Bundesbürgerschaft rückwirkend auf den 27. 4. 45 und begründete diese Rück- 
wirkung andererseits auf die so überaus umstrittene „Unabhängigkeitserklärung”, 
die die „Vorstände“ der noch gar nicht bestehenden antifaschistischen Parteien in der 
österr. Sowjetzone unmittelbar nach der vom Sowjetmarschall TOLBUCHIN ausge- 
sprochenen Duldung ihrer Tätigkeit sofort im Namen einer „österr. prov. Regierung” 
am 27. 4. 1945 herausgegeben haben. Schon infolge der völligen Machtlosigkeit 
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dieses kommunistisch überaus stark beeinflußten Personenkreises in der Sowjet- 
zone und der noch gar nicht erfolgten vollständigen Eroberung des gesamten österr. 
Gebietes kommt der „Erklärung“ keinerlei völkerrechtliche Rechtsverbindlichkeit für 
das noch bis zum 8. Mai 1945 bestehende Deutsche Reich oder dessen Rechtsnachfolger 
— der Bundesrepublik — im Jahre 1956 zu. 


Außerdem hat dieses selbst in Üsterreich äußerst: umstrittene OSTUG in ver- 
fassungswidriger Weise einen beachtlichen Teil der österr. Bevölkerung zufolge $ 1 
Absatz 2 vom Erwerb der österr. Staatsbürgerschaft einfach ausgeschlossen. Zehn 
Jahre nach Erlaß des Gesetzes und vielen Änderungen fragte ein führendes Blatt 
Osterreichs in aller Offentlichkeit: „Warum hat das Parlament das Gesetz noch nicht 
geändert?" „Bevor wir von den Deutschen ein Gesetz verlangen, sollten wir 
selbst eigentlich unser eigenes Gesetz ändern!!?) Und auf einem derart reformbedürf- 
tigen und verfassungsrechtlich bedenklichen Gesetz des Auslandes baute man unge- 
prüft jahrelang die Verwaltungspraxis, den Erstentwurf (Lex Dlugosch) und zum Teil 
auch das 2. STAG auf! 


Durch die Festsetzung des Wiederbeginnens der österr. Bundesbürgerschaft erst 
am 27. 4. 1945 wurde selbst durch dieses österr. Gesetz der rechtswirksame Tat- 
bestand einer deutschen Staatsangehörigkeit vom 13. 3. 1938 bis zum 27. 4. 1945, 
also während sieben Jahre anerkannt. Damit hat man aber unbewußt von vornherein 
die fragwürdige These vom Fortbestand der 1. Republik Osterreich und von der 
„Null und Nichtigkeit“ der Wiedervereinigungsvorgänge im Jahre 1938 selbst durch 
ein österr. Gesetz vom Jahre 1945 verneint, 


Die 3. große Schwierigkeit ergab sich schließlich dadurch, daß sich in der An- 
schlußfrage nach 1945 zwei völlig konträre Meinungen herausgebildet haben, die 
einerseits durch das unpolitische deutsche Recht und allgemeine Völkerrecht 
und andererseits vornehmlich durch die sowjetische Propaganda und 
durch die Kriegsziele der Siegermächte in der Osterreich-Frage bestimmt wurden, 


Aus politischen Macht- und Zweckmäßigkeitsgründen wurde die These von der 
„brutalen Vergewaltigung” Osterreichs durch die Deutsche Wehrmacht, von einer 
„Occupatio bellica” und einer „völkerrechtswidrigen Annektion” im Jahre 1938 ent- 
gegen der geschichtlichen Wahrheit und dem objektiven völkerrechtlichen Tatbestand 
einer nachträglich auch völkerrechtlich anerkannten Staatensukzession, auf- 
gestellt, die — wenigstens im März 1938 — unleugbar dem überwältigenden Mehr- 
heitswillen der österr. Bevölkerung entsprach, durch eine Volksabstimmung. am 
10. April-1938 — wie 1921 — von weit über 90 °/o der Bevölkerung bejaht und hierauf 
auch von der Staatengemeinschaft, mit Ausnahme von Mexiko, einmütig anerkannt 
wurde. 


Die tatsächliche Volksstimmung im März 1938 kennzeichnete Bundeskanzler 
Adenauer am 21. 6. 1955 im Deutschen Bundestag mit den Worten: „Nirgendwo ist 
ja Hitler so begeistert aufgenommen worden wie in Wien."?®) 


Andererseits wurde die effektive und überaus blutige „Occupatio-BELLICA", also 

die unter grausamen Eroberungsmethoden ohne Rücksicht auf: Völkerrecht, Genfer 

“ Konvention und Haager Landkriegsordnung durchgeführte Besetzung Österreichs vor 

allem durch die Rote Armee im April 1945 als eine „Beireiung” und „Erlösung“ von 

Deutschland darzustellen versucht. Wie sich aber diese Erlösung der österreichischen 
Bevölkerung in Wirklichkeit abgespielt hat, wird noch darzustellen sein (S. 47). 


Aus dem scheinbaren Rechtsgrund der „Befreiung“ Österreichs von den „deutschen 
Okkupanten“ wurde das von diesen zurückgelassene deutsche Reichs- und Privatver- 
mögen als Kriegsbeute und Reparationsverpflichtung durch die Sowjetunion konfis- 
ziert. Auf diese Weise sind u.a. selbst die aus Österreichischem Boden fließenden 
und: überaus reichhaltigen Zistersdorfer Olquellen in den Besitz der Sowjetunion 
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übergegangen. Die Begründung für die Konfiskation wegen der selbstlosen „Be- 
freiung“ und „Erlösung” Osterreichs war somit für die Sowjetunion einträglich. 


In gleicher Weise glaubte man auch die Wiedervereinigungsvorgänge, die von 
der gesamten Staatengemeinschaft bis tief in den 2. Weltkrieg hinein anerkannt 
waren, nach 1945 einfach einseitig als „null und nichtig“ zu erklären und dies auf 
Grund der oben angeführten politischen Ideologie völkerrechtlich begründen zu kön- 
nen. Ebenso sollten auch alle mit dem Anschluß verbundenen Gesetze und Rechte 
rückwirkend als „null und nichtig“ erklärt werden. ‘Daher sollten selbst die in 
Deutschland ansässigen Deutschen aus Österreich, die weiterhin deutsche Staats- 
angehörige bleiben wollen, automatisch und ohne Gesetz ihre deutsche Staatsange- 
hörigkeit infolge des Wiedererwerbs der österreichischen Bundesbürgerschaft per 
27.4.1945 verloren haben. Es wurde einfach — im krassen Widerspruch zu dem 
OSTUG — argumentiert, daß die 1. Osterreichische Republik gar nicht untergegangen 
sei und daß der status quo ante wieder bestünde. 


Aber selbst wenn die Wiedervereinigungsvorgänge im März 1938 in Österreich 
eine ähnlich umstrittene Annexion gewesen wären wie die des Protektorates, und 
wenn auch der Anschluß rückgängig gemacht worden ist wie das Protektorat, so 
ist selbst durch das BVeriG v. 28.5. 1952 anerkannt worden, daß „aus der Unwirk- 
samkeit der Annexionen durch das Deutsche Reich seit dem 1. 1. 1938 auf Grund der 
Gesamtumstände aber nicht die Folgerung gezogen werden kann, daß alle mit 
den Annexionen zusammenhängenden Zwangsverleihungen deutscher Staatsange:- 
hörigkeit als nichtig zu betrachten wären”. i 

Leider haben sich die deutschen Staatsangehörigkeitsbehörden anfangs dieser 
"sowjetischen ÖOsterreichpolitik von der rückwirkenden „Null und Nichtigkeit“ der 
Wiedervereinigungsvorgänge und Gesetze vom Jahre 1938 angeschlossen und den 
Standpunkt vertreten, daß daher der Anschluß „hinsichtlich der deutschen Staats- 
angehörigkeit keine Auswirkung hat haben können“. Diese Ansicht ist allerdings 
„seit längerem aufgegeben worden“,!?) doch man hat die Konsequenzen nicht daraus 
gezogen, sondern weiterhin an der Ideologie von 27.4. 1945 und dem damit ver- 
bundenen angeblichen automatischen und gesetziosen Untergang der deutschen 
Staatsangehörigkeit selbst ohne „Null und Nichtigkeit“ der Wiedervereinigungsvor- 
gänge 1938 starr bis heute festgehalten. 

In kaum erklärbarem Gegensatz zu diesem Standpunkt nach außen vertrat 
die Sprecherin der Staatsangehörigkeitsbehörde noch am 28.4. 1955 zwecks Begrün- 
dung der Lex Dlugosch nach innen den Standpunkt, daß zwar die Verordnungen 
des Reichsinnenministers vom 3. Juli 193820) „noch nicht aufgehoben worden sei”; 
daß sie aber „natürlich gegenstandslos geworden sei”; doch die auf Grund des Wie- 
dervereinigungsgesetzes „entstandenen Staatsbürgerschaften bestünden eben noch“ .21) 
Auch von anderer Seite der Staatsangehörigkeitsbehörden wurde hierauf ergänzend be- 
merkt, daß es „nicht ungewöhnlich sei, daß gegenstandslos gewordene Normen aus- 
drücklich aufgehoben würden. Eine gewisse formelle Existenz behielten sie noch. Der 
Klarheit halber hat die Beseitigung solcher Vorschriften einen Sinn“.?1) Daher müsse 
auch ein besonderes Gesetz geschaffen werden, Damit ist aber erneut bewiesen, daß 
dem zur Vermeidung der Verfassungswidrigkeit ausdrücklich festgestellten rein de- 
klaratorischen Charakter des 2. STAG doch insgeheim — jedoch völlig zu 
Unrecht —, ein konstitutiver Charakter unterlegt wurde. Die äußerst zweifel- 
hafte These von dem bereits am 27. 4. 1945 eingetretenen „automatischen Verlust” 
.der Anschluß-Staatsangehörigkeit bedarf offenkundig zu ihrer Glaubhaftmachung und 
Legalität doch noch der Sanktion durch ein Gesetz. Eines ist aber in dem Durchein- 
ander der Meinungen durch den Bundesjustizminister unstrittig bestätigt worden: 


„Ich möchte nicht verfehlen zu bemerken, daß an eine rückwirkende „Null- 
und Nichtig“-Erklärung der durch die Anschlußgesetzgebung eingetretenen 
RECHTS-Verhältnisse seitens der Bundesregierung nie gedacht worden ist.“??) 
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„Von 1938 bis 1945 wart Ihr alle deutsche Staatsangehörige”, erklärte die Ver- 
treterin der Staatsangehörigkeitsbehörden im krassen Gegensatz zur Version, wie sie 
in Osterreich angetroffen wird.2}) 


Der erste Versuch, im Wege der Lex Dlugosch dem starren Stichtag vom 
27.4.1945 und damit der bisherigen Verwaltungspraxis gesetzliche Anerkennung zu 
verschaffen, scheiterte — wie bereits auf S. 13 dargestellt — völlig, als dieser Ent- 
wurf bei der geplanten 2. und 3, Lesung im Plenum des Deutschen Bundestages am 
26. Mai 1955 verworfen wurde, da einerseits in dem vorgelegten Bericht?) die ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken und die „Auffassung dem Parlament verschwie- 
gen“ worden ist, „die von einer erheblichen Minderheit“ vornehmlich im Blick auf 
den Art. 16/1 GG vertreten worden ist und andererseits der Bundesgesetzgeber „nach 
längerer Überlegung und Beratung zu der Auffassung gekommen ist, daß eine Reihe 
von Problemen neuer Überlegungen bedürfen“.2) Es handelte sich vor allem um 
das Kernproblem, nämlich um die Ersetzung des „26. 4. 1945“ durch den „23. 5. 1949“, 
denn „aus den Bedenken, die in dieser Richtung damals vorgetragen worden 
sind, hatte sich das Plenum auch entschlossen, die Sache nochmals an die Ausschüsse 
zurückzuverweisen”.25). Vom 26. Mai 1955 bis zum 20. April 1956 dauerten die neuen 
Beratungen über ein Gesetz, das man bereits am 26.5. 1955 in der Gestalt der Lex 
Diugosch in 2 ‚und 3. Lesung unbedingt durchdrücken wollte. \ 


Ohne auf die ernsthaften Bedenken und Gewissenskonilikte einer so großen Min- 
derheit irgendwie Rücksicht zu nehmen, die dann — wie erwähnt — bei der Ab- 
stimmung sogar eine beachtliche Mehrheit war, glaubte der neutral sein wollende 
Berichterstatter des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung dem 
so „ungemein großen Interesse an der Klärung dieser Frage“ dadurch gerecht 
zu werden, daß er selbst die Ablehnung des Vertagungsantrages der Minderheit auf 
Neuberatung in den zuständigen Ausschüssen kategorisch forderte. Auf diese Weise 
sollten die so überaus ernsthaften verfassungsrechtlichen Bedenken der großen Min- 
derheit durch eine erhoffte Mehrheit niedergestimmt werden und der Bundestag zur 
Tagesordnung übergehen. Der völlig unausgereifte und unbrauchbare Erstentwurf 
(Lex Dlugosch) sollte mit knapper Stimmenmehrheit unbedingt am 26. 5. 1955 durch- 
gedrückt und endgültig Gesetz werden. Und nun kam das für alle Abgeordneten 
überraschende Endergebnis: Ein Gesetz-Entwurf der Mehrheit (Lex Dlugosch), sowie 
der Bericht des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung, der einzige 
Sprecher der Mehrheit und sein Gegenantrag gegen den Antrag der Minderheit fan- 
den im Plenum des Bundestages nur eine Minderheit! Der Minderheitsantrag hin- 
gegen fand eine entschiedene Mehrheit! Es dürfte dies in der Parlamentsgeschichte 
ein einmaliger Fall sein. Er ist aber ein untrüglicher Beweis dafür, wie groß die 
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die LEX DLUGOSCH gewesen sein müssen 
und daß der Bundesgesetzgeber mehr Gerechtigkeitsgefühl und Gesetzestreue bewies 
als sein Mehrheitssprecher. Ohne Rücksicht auf die wohlbegründeten verfassungs- 
rechtlichen Bedenken und Gewissenskonflikte einer plötzlich zur Mehrheit gewor- 
denen Minderheit sollte bereits am 26. Mai 1955 ein Gesetz durch die vermutete 
Mehrheit auf der parlamentarischen Bühne in aller Eile durchgedrückt werden, das 
11 Jahre auf sich warten ließ und über dessen tragende Idee man sich 8 Monate 
später im Rechtsausschuß am 14.1.1956 nur im Stimmenverhältnis 11:10 „einigen“ 
konnte.??) Nur so ist es verständlich, daß der Bundesgesetzgeber in seiner Mehrheit 
die LEX DLUGOSCH als unausgereiften und unbrauchbaren Gesetzentwurf abgelehnt 
hat. Er erlitt eine einmalige parlamentarische und rechtliche Niederlage wie kaum 
ein anderer Gesetzentwurf. Das kommende Gesetz mußte etwas grundsätzlich 
Anderes sein. - 


Nun sollte die „Lex Dlugosch”, die konstitutiv den 27. 4.45 als „Verlusttag“ fest- 
legen wollte, durch Einführung des 23.5.1949 entpolitisiert und neutra- 
lisiert werden, indem an Stelle der rein politischen Fragen des gesamten 
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Anschluß-Komplexes auf der Basis des 27. 4. 1945 und der rein politischen Enunziation 
eines antifaschistischen Führungskreises, der die Symbole des Bolschewismus — Ham- 
mer und Sichel — in das österreichische Staatswappen einzuführen beschloß, der 
völlig EEE Tag der Erlassung des deuischen GG, der 23. 5. 1949, treten 
sollte.103) 


Ungeachtet dieses parlamentarischen Debakels am 26.5.1955 wollten die Ver- 
treter der Staatsangehörigkeitsbehörden in den zuständigen Ausschüssen aber weiter- 
hin den in der Verwaltungspraxis bereits seit Jahren eingeführten und aus der 
Ideologie der Null- und Nichtigkeitsthese stammenden, jedoch geschichtswidrigen 
und nur fiktiven Stichtag vom 27.4. 1945 im Sinne der politisch-betonten „Unabhän- 
gigkeitserklärung” und des OSTUG vom 10. 7.1945 auch in das 2. STAG als einzige, 
Rechtsquelle und Kernstück des Gesetzes verankern. Dadurch wäre auch dieses 
Gesetz ein „Politikum 1. Ranges“35) geworden, wenn diese Bestrebungen der Ver- 
treter der Staatsangehörigkeitsbehörden ungeachtet des bereits erfolgten Ableh- 
nungsbeschlusses des Bundestages auch in dem neu zu beratenden Gesetzentwurf 
wieder obsiegt hätten. Diesen politischen und fiskalischen Tendenzen stand die stän- 
dige, politisch nicht beeinflußbare und auch höchstrichterliche Rechtssprechung gegen- 
über, über die weder der Gesetzgeber noch die Verwaltung zur Tagesordnung über- 
gehen durften. Gerade die Judikatur hat in bewundernswerter Einmütigkeit und 
Freimütigkeit immer wieder auf die rechtswirksamen und verfassungsmäßig durch- 
geführten Wiedervereinigungsvorgänge und deren völkerrechtliche Anerkennung 
im Jahre 1938 hingewiesen.?‘) 27) 28) Ferner hat sie ebenso einmütig festgestellt, daß 
bei den Deutschen aus Österreich, die 


1. seit dem Zusammenbruch in Deutschland ansässig sind und 


2. weiterhin deutsche Staatsangehörige bleiben wollen, 
die deutsche Staatsangehörigkeit — unbeschadet einer etwaigen zusätzlichen 
Erwerbung der österreichischen Staatsangehörigkeit, also einer Doppelstaatsange- 
hörigkeit — rechtswirksam und ununterbrochen fortbesteht.?9) 


Aus diesem unüberbrückbaren Widerspruch zwischen Politik und Recht 
ergab sich nun die leider jahrelange Diskrepanz zwischen Verwaltungspraxis und 
Rechtssprechung, wodurch die Betroffenen in größte Rechtsnot und Rechtsbedrängnis 
geraten sind. Dies hat auh Makarov, der durchaus nicht ganz konform mit 
der Rechtssprechung geht, mit.den verständnisvollen Worten gekennzeichnet: 


„Die bestehende Buntscheckigkeit der Praxis führt zu einer Unsicherheit, die 
für die betroffenen Personen höchst lästig ist und zu ernsten Nachteilen führen 
kann.,”30) 


Ein tiefer Einblick in die praktischen Auswirkungen dieser bedrückenden Rechts- 
unsicherheit lange Jahre hindurch berechtigt, die Rechtsnachteile für die betroffenen 
deutschen Familien als tragisch zu bezeichnen, denn Kriegerwitwen, Kriegsversehrte 
und Flüchtlinge warten seit langen Jahren vergeblich auf ihre Renten und Be- 
treuung. 


Es muß betont werden, daß es durchaus rechtsirrig ist, wenn die Vertreter der 
Staatsangehörigkeitsbehörden dem Gesetzgeber gegenüber immer wieder den Stand- 
punkt vertraten, daß es einen einheitlich auf die Null- und Nichtigkeits-Ideologie 
abgestellten „österreichischen Standpunkt” gäbe. Selbst die deutschgesinnten Kreise 
in Osterreich empfinden die These von der „Vergewaltigung“ Osterreichs durch die 
Deutsche Wehrmacht im Jahre 1938, die tatsächlich ein Blumenregen begrüßte, eben- 
so als eine „haarsträuübende Lüge?!) wie die Behauptung von der „Er- 
lösung“ ÜOsterreichs vom Deutschen Reich durch die „Befreiung durch die Rote 
Armee”, und von der „Wiedererrichtung“ eines selbständigen, unabhängigen und 
freien Osterreichs am 27. 4. 1945. 
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Die historische Tatsache, daß der österreichische Kaiser bis 1806 auch deut- 
scher Kaiser war; daß Österreich bis 1866 Mitglied des deutschen Bundes war; 
daß der Art. 2 der ersten österr. Verfassung vom 12. 11. 191832) lautete: „Deutsch- 
Osterreich ist ein Bestandteil der Deutschen Republik”; daß die Volksstimmung 
und Volksabstimmungen 1921 mit weit über 90° abgeschnitten haben; und 
schließlich die kriegsgeschichtliche Tatsache, daß die Deutschen Österreichs in der 
Deutschen Wehrmacht ebenso tapfer kämpiten und ebenso schwere Verluste hatten, 
wie die andern deutschen Stämme, und bis zum 8. Mai 1945 im guten Glauben ihre 
deutsche Soldatenpflicht — wie die andern — auch auf österreichischem Boden er- 
füllten, läßt die oben erwähnte Behauptung durchaus nicht als Übertreibung er- 
scheinen. ei 


Selbst „innerhalb der österreichischen Regierung bestehen heute schon aus inner- 
staatlichen Gründen erhebliche Meinungsverschiedenheiten“ (Rechtsgültigkeit des 
Reichskonkordates?). Während die Österreichische Vo:ksparlei (OVE) die Theorie 
vertritt, der österreichische Staat sei nie untergegangen, hat die Sozialistische Partei 
Osterreichs (SPO) „gar kein Interesse an einer solchen Theorie“.33) 


Nicht minder falsch wäre es, anzunehmen, daß die deutsche Rechtssprechung hin- 
sichtlich der Anerkennung des verfassungsmäßig rechtswirksamen Vollzuges und der 
völkerrechtlichen und einmütigen Anerkennung der Wiedervereinigungsvorgänge im 
Jahre 1938 und des damit verbundenen Untergangs der 1. Republik Osterreich 
allein dastünde. Den staats- und völkerrechtlich einwandireien Rechtsstandpunkt, 
daß die 1. Republik Österreich als unabhängiger Staat zu bestehen aufgehört und in 
das Deutsche Reich völlig aufgegangen ist („has ceased to exist as an independent 
nation and has been incorporated in the German Reich“) nahmen sowohl das USA- 
Außenamt als auch der bekannte österreichische Staatsrechtsiehrer KELSEN und 
selbst der frühere Bundeskanzler Dr. Schuschnigg ein?t). Es ist daher sachlich wie 
rechtlich völlig abwegig, wenn von Seiten der Vertreter der Staatsangehörigkeits- 
Behörden den Abgeordneten gegenüber die Gegensätzlichkeit der Auffassungen über 
die Wiedervereinigungsvorgänge.im Jahre 1938 auf einen „österreichischen Stand- 
punkt” und einen „deutschen Standpunkt“ abgestellt wird, während es in Wirklich- 
keit einerseits nur um einen politischen Standpunkt und andererseits um einen 
rein staats-völkerrechtlichen Standpunkt geht. je 


Es ist daher kaum verständlich, daß dem Bundesgesetzgeber die Lex Dlu- 
gosch, auf einem derart unrichtigen Sachverwalt beruhend, präsentiert und daß 
von ihr gerühmt wurde: 


„Wir haben uns bemüht, eine Formulierung zu finden, 
die es um des guten Einvernehmens willen Österreich 
gestattet, dahinter seine These zu denken, und die es 
uns gestattet, unsere zu denken.“?) 


Die TEXTIERUNG dieser recht bedenklichen und eigenartigen Rechtsfigur in 
einem deutschen Gesetz erfolgte also nicht um des Rechtes willen, sondern „um des 
guten Einvernehmens willen“, Weiter wurde bei der 1. Beratung des Geset- 
zes von der Referentin ausgeführt, daß dies 


„aucheinGrund für dieaufAnhieb merkwürdig erschei- 
nende Form des absoluten Verlustes per 1945 und der 
Möglichkeit des Wiedererwerbes aui den Zeitpunkt des 
Verlustes”2) 


sei. Mit solchen Argumenten hat man den Boden von Recht und Völkerrecht ver- 
lassen und sich ins Gebiet der politischen Utilitarität begeben. Damit 
ist aber der eindeutige Beweis erbracht, daß der in der Lex Dlugosch ge- 
suchte „Verlust“-Grund mit der Staatsangehörigkeit nichts, aber schon gar nichts mit 
Recht oder Völkerrecht zu tun hat, auch nichts mit geschichtlicher Wahrheit, son- 
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dern lediglich „ım des guten Einvernehmens willen“ eine nur scheinbare Zu- 
stimmung zu einer rein politischen Ideologie eines bestimmten Kreises des Aus- 
landes sein soll! Solche Argumentationen liegen eben außerhalb des normalen juri- 
stischen Denkens und Argumentierens. Sie fördern nicht mehr das Recht und Rechts- 
vertrauen, sondern zerstören es, weil sie dem Recht jede einwandfreie Rechtsgrund- 
lage entziehen. Hier ist die Frage wohlbegründet: Wer soll durch ein solches Gesetz 
durch wen irregeführt werden? Wie sollen deutsche Richter in Deutschland und wie 
österreichische Richter in Osterreich nach diesem Gesetz einwandfreie Urteile fällen, 
wenn dem Gesetz die Zweideutigkeit und das Janusgesicht in die Wiege gelegt 
werden? . 

Solche Doppelsinnigkeiten und zwiefache Auslegungskunststücke sind nur die 
Keimzellen neuer verwaltungsgerichtlicher Streitverfahren, weiterer Meinungsver- 
schiedenheiten und fortgesetzter Rechtsunsicherheit, die zwar Behörden, Gerichte und 
Bundesgesetzgeber wieder jahrelang beschäftigen, die aber niemals den Rechtsfrieden 
bringen können, der aus politischen Gründen gerade auf diesem Gebiet so wünschens- 
wert wäre. ? 


Es ist für die Idee des Rechts ebenso wie für die gewissenhafte Rechtssprechung 
untragbar, in ein bestimmtes Gesetz von vornherein und bewußt eine doppelte poli- 
tische Gesinnung und Zweckmäßigkeit hineinzutragen und dann zu behaupten, daß 
diese subjektiven und politischen Tendenzen objektives Recht oder Völkerrecht 
wären. Ebenso wenig kann man gerechterweise die Betroffenen. dann nötigen, ein 
solches Machwerk als die allein richtige Rechtsnorm anzuerkennen und sich ihr zu 
unterwerfen. Das reine Recht, das den ewigen Gesetzen von Treu und Glauben 

' unterworfen, das an die Wahrheit und Gerechtigkeit gebunden ist, das weder die 
Menschenwürde noch die natürliche Bindung an das gleiche Volkstum miß- 
achten läßt, darf nicht zum willfährigen. Werkzeug einer flüchtigen Tagespolitik 
herabgewürdigt werden, sondern muß vielmehr in Zeiten der Rechtsnot und Rechts- 
unsicherheit ein in den Sternen stehender Wegweiser und ein in der Natur der Sache 
liegender. kategorischer Imperativ sein, der auch der Politik ein Format 
gibt, der aber nicht nach einer geschichtswidrigen Politik verbogen werden darf. 


Wenn Gesetze über Handel und Verkehr, über Wirtschaft und Kapital nach der - 
leider so oft eigenartigen „Linie der Politik“ gestaltet werden, so mag dies eine 
Sache für sich sein. Wenn es aber um lebendige Menschen geht, um ihre wohl- 
erworbenen Grundrechte und ihre durch Lebenseinsatz besiegelten Lebensrechte als 
Angehörige des gleichen Volkes und gleichen Schicksals, dann darf die Politik nicht 
wagen, Menschen und deren Lebenslos der widernatürlichen „Linie der Politik" zu 
unterwerfen, sondern es muß vielmehr die Politik in die Schranken des Rechts ver- 
wiesen werden, die nun einmal bei der eigenen Willensentscheidung und bei der 
Selbstbestimmung des eigenen Schicksals liegen. Auf all diese Fragen wird 
nochmals zurückzukommen se'n (Kap. 17). 


Nach der im Kapitel 1 geschilderten Abgrenzung der Aufgabengebiete und Pflich- 
ten für Rechtssprechung und Verwaltung in einem demokratischen Rechts- und Ord- 
nungsstaat sowie nach. dem beurkundeten Nachweis der Rechtsgründe für die Judi- 
katur und der politisch-fäskalischen Motive, die die Vertreter der EXEKUTIVE bei 
den Beratungen vorgebracht haben, war es von vornherein abwegig, rechtsirrig und 
irreführend, wenn der Mehrheitsberichterstatter in seinem I. „Schriftlichen Bericht” 
glaubte, daß sich der Gesetzentwurf die Aufgabe setzen durfte, „eine Lösung zu 
finden, die beide Meinungen möglichst weitgehend berücksichtigt”, indem er das 
Gesetz einerseits auf das Erlöschen der Anschluß-Staatsangehörigkeit mit Ablauf des 
26. 4. 1945, abstellt, andererseits aber den Fortbestand der deutschen Staatsangehörig- 
keit durch eine besondere Erklärung anerkennt.?) 


Es ist völlig unverständlich, wenn ein Jahr später auch noch im 2. „Schriftlichen 
Bericht“ diese Argumentierung wortgleich aus dem 1. „Schriftlichen Bericht“ über- 
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nommen wird, als hätte die Plenarsitzung des Deutschen Bundestages vom 26. 5. 
1955 und die grundsätzliche Ablehnung der Lex Dlugosch wegen der vielfachen 
Verfassungswidrigkeiten überhaupt gar nicht stattgefunden.?®) 37) 


Was nach der ständigen und einmütigen Rechtssprechung — wie es doch in bei- 
den Berichten des federführenden Ausschusses (Innenausschusses) eingangs eindeutig 
festgestellt wurde — in mehr als 40 Urteilen „im Namen des Volkes“ als rechtsirrig 
und gesetzwidrig verworfen wurde, das ist eben gerichtsordnungsmäßig und unan- 
fechtbar rechtsirrig und gesetzwidrig. Es durfte daher aus Gründen des Rechts nicht 
von neuem versucht werden, den Gesetzgeber doch wieder für die Legalisierung des 
verworfenen politischen Standpunktes (27.4. 45) zu gewinnen und auf einem andern 
Wege gesetzlich wieder einzuführen, was gerichtsordnungsmäßig der Verurteilung 
verfallen war. Ein solcher Weg der „Rechtsentwicklung“ wäre aber nur ein Weg 
der Rechtsverkümmerung und Rechtsrückbildung, der Verneinung der Bedeutung und 
Unabhängigkeit der Rechtssprechung im Rechtsleben des Staates und seiner ver- 
fassungsmäßigen Ordnung. Wenn nachträglich im Wege des Gesetzes wieder das 
„Recht“ wird, was vorher die Gerichte von Rechts wegen als UNRECHT verneint 
haben, dann würden die Gerichte überhaupt ihren Sinn verlieren und unnot- 
wendig sein. Solche rückwirkende „Rechtsvorgänge“ würden unweigerlich zur völli- 
gen Auflösung einer verfassungsmäßigen und rechtsstaatlichen Ordnung sowie zur 
Beseitigung jeder Rechtssicherheit führen. 


Es ist der Urgrund des vorliegenden jahrelangen Rechtsdilemmas, daß die einheit- 
liche Rechtslinie der Verwaltungsgerichte und höchsten Bundesgerichte einerseits 
und die Unnachgiebigkeit der Staatsangehörigkeitsbehörden andererseits zum ausge- 
sprochenen Rechtschaos auf dem Gebiete der deutsch-österreichischen Staatsange- 
hörigkeitsfragen führten. 


Die grundsätzliche Verschiedenartigkeit der rechtlichen Tatbestände und Rechts- 
verhältnisse in den einzelnen Zeitabschnitten. von 1938 über 1945 zu 1956 sowie die 
Verwechslung und Vermischung der einzelnen Rechtskriterien und Rechtssituationen 
führte allmählich dazu, daß fast niemand mehr genau festzustellen in der Lage war, 
welcher Tatbestand zu welchem Zeitpunkt tatsächlich vorgelegen hat. Es muß aber 
streng voneinander geschieden werden, welchen Rechtsstandpunkt die Gerichte „im 
Namen des Volkes“ seit Jahren für Recht erkannt haben, welche Ansichten die Ver- 
waltungspraxis bisher vertreten hat, welches Ziel der Erstentwurf (Lex Dlugosch) 
verfolgte und welche Rechtsregelung nun durch das 2. STAG tatsächlich beschlossen 
wurde. 


Um die künstlich so kompliziert gemachte Rechtsmaterie wieder zu „entkompli- 
zieren“, seien die verschiedenen Zielrichtungen in den vorerwähnten vier Rechts- 
kreisen übersichtlich zusammengestellt: 


I. Die ständige und höchstrichterliche Rechtssprechung 
baut ihre Urteile auf den Ergebnissen der herrschenden Lehre und jüngsten Forschung 
über die angebliche rückwirkende „Null- und Nichtigkeit“ der Wieder- 
vereinigungsvorgänge im Jahre 1938 unter Ausschaltung jeglicher freien Willens- 
entscheidung der Betroffenen (FERID, VEROSTA) einerseits, und über die wei- 
tere Rechtswirksamkeit der deutschen Staatsangehörigkeit zumindestens 
bei den seit dem Zusammenbruch in Deutschland ansässigen Deutschen aus Oster- 
reich andererseits (Dernedde, Massfeller, Jellinek, Raape, Scheuner, Schätzel, Ule 
u.a.) auf. Sie stellte bei den seit dem Zusammenbruch in Deutschland ansässigen 
Deutschen aus Österreich, die weiterhin deufsche Staatsangehörige bleiben wollen 
und die daher vom 2. STAG geschützt werden sollen, in geradezu erireuender Ein- 
mütigkeit fest, daß weder nach dem deutschen Recht, noch nach dem Völkerrecht, 
noch nach dem Besatzungsrecht anerkannte Grundsätze bestehen, nach denen 
die deutschen Behörden berechtigt wären, den Betroffenen die verfassungsmäßig 
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erworbenen und ihnen ununterbrochen zustehenden deutschen Staatsangehörigkeits- 
und Grundrechte einseitig zu entziehen.°) 18) 38) 39) 49) Was gesetzlich und rechts- 
wirksam erworben worden ist, kann nicht ohne Gesetz und rückwirkend gegen den 
Willen der Betroffenen „von Amts wegen" entzogen werden, sondern es muß diese 
Frage auf gesetzlichem Wege im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung (GG) neu 
und allgemein geregelt werden. Sie bejaht daher bei diesem Personenkreis fast ein- 
mütig den Fortbestand der Anschlußstaatsangehörigkeit, also den Inländer- 
Status. 

I. Die Verwaltungspraxis hingegen behandelte — im wesentlichen 
seit 1952 — sämtliche Deutschen aus ÜUsterreich, gleichgültig, wann sie nach 
Deutschland gekommen sind, gleichgültig, ob sie weiterhin deutsche Staatsange- 
hörige bleiben wollen oder nicht, und auch gleichgültig, ob sie vom Gesetz geschützt 
werden oder nicht, bis heute ausnahmslos als „AUSLANDER“.1B) 

IM. Durch den Erstentwurf (Lex Dlugoschl sollten ebenfalls sämt- 
liche Deutschen aus Österreich nachträglich ihrer deutschen Staatsangehörigkeit auf 
konstitutivem Wege verlustig erklärt werden und nur eine verschwindend 
kleine Anzahl, die schon vor dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches und vor 
Entbindung von der Eidespflicht in der Deutschen Wehrmacht, nämlich bereits vor 
dem 27. 4. 1945 in Deutschland ansässig war, soll die Rechtswohltat des 
Optionsrechtes und auf diese Weise vom „Ausländerstatus” ab 27. 4. 1945 rückwirkend 
von diesem Tage an den „Inländerstatus” durch eine neue deutsche Staatsange- . 
hörigkeit erhalten. 

IV.Durch das 2. STAG vom 17. Mai 19561) wird allen Deutschen aus Oster- 
reich dass Recht auf rechtswirksamen und ununterbrochenen Fortbestand der 
deutschen Staatsangehörigkeit (Anschluß-Staatsangehörigkeit) durch Auswechslung 
des Rechts-GRUNDES im Wege einer einfachen Zusatzerklärung zuerkannt, die bis 
zum 23.5. 1949 nach Deutschland gekommen sind. Sie bleiben also im Besitz der 

- alten Staatsangehörigkeit und sie werden im Wege der Rechts-Kontinuität 
zufolge Art. 123 GG gesetzlich in den vorigen Stand wiederversetzt.. 

In sämtlichen 4 Fällen liegen völlig verschiedene Bamhieliguren vor, au vonein- 
ander streng zu trennen sind. 

Im Mittelpunkt des nun zu untersuchenden Themas stehen somit die 3 Kernfra- 
gen: 

1. ob deutsche Staatsangehörige gegen ihren Willen, ohne Gesetz „von Amts 
wegen” einseitig und rückwirkend der verfassungsmäßig erworbenen deutschen 
Staatsangehörigkeits- und Grundrechte entkleidet werden dürfen; 

2. ob der Gesetzgeber — wenn schon die Behörden dazu nicht befugt sind — 
berechtigt ist, solche Verwaltungsmaßnahmen im Widerspruch zum Völkerrecht und 
zur höchstrichterlichen Judikatur durch Gesetz zu legalisieren; und 

3. ob der Gesetzgeber durch das 2. STAG dies beschließen wollte und beschlossen 
hat oder nicht. 

Im folgenden soll nun der unwiderlegbare Beweis erbracht werden, daß der Wille 
des Gesetzgebers auf den in Punkt IV angeführten Rechtsstatus gerichtet war und 
daß dies auch der Sinn und der Zweck des 2. STAG ist. (Inländerstatus auf Grund 
des anerkannten ununterbrochenen Fortbestandes der deutschen (Anschluß-)Staats- 
angehörigkeit bei rückwirkender Auswechslung 2 Rechtsgrundes zum 27. 4, 1945 
durch einfache Erklärung.) 


4. Der Urgrund für die Zweideutigkeit des WOrtlantes des zweiten Staats- 
angehörigkeitsgesetzes 


„Besiegt sind wir — der Kampf mit den Wafien ist beschlossen, es 
erhebt sich, so wir es wollen, der neue Kampf der Grundsätze, der. 
Sitten, des Charakters.” (Joh. Goitl. Fichte) 


Die „besonderen Umstände”, die dem Deutschen Bundesgesetzgeber „Ver- 
anlassung gegeben haben, beim «Zweiten Gesetz zur Regelung von Fragen der 
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Staatsangehörigkeit» gesetzestechnish die Dinge aufden Kopf zu stellen“,#1) 
haben es auch verhindert, diesem Gesetz eine eindeutige und klare Fassung zu 
geben, die gerade beim Vorliegen des seit Jahren so heißumstrittenen deutsch- 
österreichischen Staatsangehörigkeitsproblems, also der Frage über den rechtswirk- 
samen und ununterbrochenen FORTBESTAND oder über das gesetzlose und 
automatische „ERLOSCHEN" der verfassungsmäßig erworbenen Anschlußstaatsange- 
hörigkeit (per 27. 4. 1945) so dringend notwendig gewesen wäre. 

Leider kann nicht bestritten werden, daß der Gesetzestext eine zweideutige Aus- 
legung besonders dann zuläßt, wenn der fachkundige Einblick in die mehr als ein- 
jährigen Beratungen über dieses Gesetz fehlt. Auf jeden Fall ist der einwandirei 
‚nachweisbare Wille des Gesetzgebers und der von ihm beabsichtigte Sinn und 
Zweck des Gesetzes bei der Rechtsauslegung und Rechtsfindung ausschlaggebend und 
allein bestimmend. 

Eine gewissenhafte Untersuchung in dieser Richtung ist schon im Hinblick auf 
die aus außenpolitischen Gründen „gesetzestechnisch auf den Kopi gestellten Dinge“, 
sowie aus Gründen der rechtlichen Verantwortung gegenüber den vom Gesetz Be- 
troffenen unerläßlich. Selbst wenn es sich nur um einen einzigen deutschen 
Menschen handeln würde, dem zu Unrecht verfassungsmäßig erworbene Grundrechte 
entzogen werden sollen, wäre eine solche Prüfung ein Gebot der Rechtsfairneß. Tat- 
sächlich handelt es sich aber um ungefähr 70 000 deutsche Vollbürger, die einst im 
. guten Glauben an diese Rechte opferbereit ihre Gesundheit und auch ihr Leben ein- 
gesetzt und damit das Schicksal ihrer Familie in die Obhut des Staates gelegt haben. 
Sie haben daher sowohl einen rechtlichen wie auch einen moralischen Anspruch 
auf die staatliche Treue- und Schutzpflicht sowohl gegenüber dem früheren Staat als 
auch gegenüber seinem Rechtsnachfolger, besonders wenn er auch sonst den An- 
spruch erhebt, der alleinige Rechtsnachfolger des Deutschen Reiches und die alleinige 
Schutzmacht und Repräsentantin des deutschen Volkes zu sein. Dieser Rechtsnach- 
folger ist niemals berechtigt, den früheren Reichsbürgern, wenn sie dies weiter blei- 
-ben ‘wollen, sei es von Rechts wegen oder sei es gar bloß „von Amts wegen“ den 
staatlichen Rechtsschutz selbst gegenüber dem Auslande zu versagen oder sie sogar 
aus der staatlichen Gemeinschaft auszuschließen. Geschieht dies dennoch, und zwar 
mit fadenscheinigen und widerspruchsvollen Argumenten, so kann ein solches Be- 
ginnen nicht hart genug verurteilt, die Prüfung nicht eingehend genug vorgenommen 
werden. 

Diese Untersuchung ist aber umso berechtigter und notwendiger, als selbst der 
neutrale Bundesgesetizgeber auf recht bedenkliche Vorgänge hingewiesen und fest- 
gestellt hat, daß „der Stichtag vom 23. 5. 1945 in den Grundsatzparagraphen, in den 
$ 1 hineingehört hätte“.%1) Es scheint hier also etwas nicht zu stimmen. Gerechtigkeit 
und Treu und Glauben in sehr ernsten Dingen des Lebens, nämlich in der Frage des 
Einsatzes des Lebens für eine Sache auf Grund einer bestimmten Rechtsstellung 
(Staatsangehörigkeit), machen es jedem rechtlich denkenden Menschen zur unerläß- 
lichen ‚Pflicht, ebenso ernsthaft zu untersuchen, wie einst die Pflicht ernsthaft er- 
füllt wurde. 


5. Die Rechtsquellen für das 2. Stanfsangehörigkeitsgasetz und für die Er- 
forschung des Willens des Gesetzgebers 


„Wenn der Wille aller beteiligten Parteien gesetzestechnisch 
richtig zum Ausdruck gekommen wäre, dann hätte der Stichtag 
23. 5. 1949 in den Grundsatzparagraphen, in den $ 1 hineingehört.‘' 41) 
(Abg. Dr. Gille im Bundestagsplenum am 8. 3. 1956.) 
Uber den unverfälschbaren Willen des Bundesgesetzgebers liegen vor allem 
acht Rechtsquellen als maßgebliche und untrügliche Urkunden vor: 


{. Der 1. „Schriftliche Bericht” des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung {12. 5. 1955)?) 
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2. Der 2. „Schriftliche Bericht” des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren 

Verwaltung (20. 2. 1956)$) 

. Protokoll der 83. Sitzung des Deutschen Bundestages (26. 5. 1955)11) 
. Protokoll der 133. Sitzung des Deutschen Bundestages (8. 3. 1956)13) 

. Protokoll der 141. Sitzung des Deutschen Bundestages (19. 4. 1956)?2) 
. Protokoll der 135. Sitzung des Deutschen Bundesrates (21. 1. 1956)*?) 
. Protokoll der 156. Sitzung des Deutschen Bundesrates (23. 3. 1956)4) 
. Protokoll der 157. Sitzung des Deutschen Bundesrates (20. 4. 1956)*5) 

Als überaus aufschlußreiche und nicht minder wichtige Rechtsquellen könnten 
auch die Protokolle über die einzeinen Sitzungen der zuständigen Ausschüsse des 
Bundestages (Auswärtiger Ausschuß, Heimatvertriebenen-Ausschuß, Ausschuß für 
Rechtswesen und Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Verwaltung als der 
federführende Ausschuß dienen, doch sind diese Niederschriften derzeit noch nicht 
allgemein zugänglich.?1) 23) 

Als weitere Rechtsquellen für die vorliegende Frage sind die Entscheidungen des 
BVerwG vom 30. 10. 19544%) und des BVeriG vom 9. 11, 195538) von beachtlicher Be- 
deutung. 
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6. Unveränderter Fortbestand der Rechtskraft und Rechtsverbindlichkeit der 
Entscheidungen des BVerwG v. 30. 10. 1954 und des BVerfG vom 9. 11. 
1955 auch nach dem 2. STAG 

$10 des 2. STAG: „Personen, die vor dem Inkrafttreten dieses 

\ Gesetzes ein rechtskräftiges verwaltungsgerichtliches Urteil erstritten 
haben, daß sie infolge der Eingliederung Österreichs 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder Anspruch auf eine 
Staatsangehörigkeitsurkunde haben, sind deutsche Staats- 
angehörige'‘ 

Da die rechtsirrige Meinung, daß die höchstrichterlichen und unaniechtbaren Ent- 
scheidungen des BVerwG vom 30. 10. 19544%) durch die nicht ganz konfiorme Ent- 
scheidung des BVerfG vom 9. 11. 195538) „aufgehoben“ oder gar „überholt“ wären, 
weit verbreitet ist, muß ausdrücklich festgestellt werden, daß diese bedeutungsvollen 
und tiefgründigen Entscheidungen des höchsten Verwaltungsgerichtes der Bundes- 
republik Deutschland weder durch ein Urteil des BVerfG noch durch ein Gesetz 
„annulliert” werden können und auch in keiner Weise annulliert worden sind. 


Die überaus wertvollen und bestens fundierten Urteile des BVerwG vom 30. 10. 
1954 haben nach wie vor ihre volle Rechtskraft und ihre grundsätzliche Bedeutung. 
Sie sind ebenso unanfechtbar wie die nicht minder beachtliche Entscheidung des Bun- 
desveriassungsgerichtes vom 9. 11..1955. Ebenso bestehen nach wie vor die Entschei- 
dungen des BGH vom 4. 10. 19513?) und des BVerfG vom 28. 5. 1952.5) Nur eine 
äußerst oberflächliche Betrachtungsweise kann einfach über diese höchst- 
richterlichen Entscheidungen zur Tagesordnung übergehen, wenn sie einem nicht 
passen, oder nur insoweit heranziehen, als sie einem passen. Eine gewissenhafte 
und objektive Rechtshandhabung und Rechtsfindung macht es vielmehr zur unabding- 
baren Pilicht, sämtliche Rechtsbegründungen zu berücksichtigen und zu vergleichen 
und vor allem das allen Urteilen Gemeinsame herauszuarbeiten und besonders 
zu beachten. 

Diese unabdingbare Verpflichtung auch für die Verwaltung konnte auch die Ver- 
treterin der Staatsangehörigkeitsbehörden den Abgeordneten gegenüber nicht in Ab- 
rede stellen und so anerkannte sie diese aus der Treuepflicht gegenüber der be- 
schworenen verfassungsmäßigen Ordnung sich ergebende Bindung der Verwaltung 
an die Gesetze und an das Recht mit folgenden Worten: 

„Auch wir stehen auf dem Standpunkt, daß wir eine Entscheidung des Bundes- 
verwaltungsgerichtes nicht einfach nicht achten können.“?$) 
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Es wird nun zu beweisen sein, daß jedoch fast zur gleichen Zeit, zu der die zwin- 
gende Verpflichtung zur Beachtung der Entscheidungen des BVerwG durch die Ver- 
waltung anerkannt wurde, alle untergeordneten Staatsangehörigkeitsbehörden die 
Anweisung erhalten haben, daß den früheren Osterreichern selbst dann ein deutscher 
Reisepaß zu verweigern sei, „wenn die Rechtsprechung des BVerwG auf sie voll zu- 
trifft“, und daß überhaupt an der „Praxis der Nichtbeachtung“ dieser 
höchstrichterlichen Entscheidungen „festzuhalten“ ist.1) 19) 


Handelte es sich jedoch um eine passende ‚Entscheidung, die der Verwaltungs-: 
praxis entspricht und auf die sich der Gesetzgeber auch beruft, dann wird ausdrück- 
lich betont, daß „die Respektierung der verwaltungsgerichtlichen Urteile, die in der 
Zwischenzeit ergangen sind, nicht nur ein Anliegen des Bundesrates, sondern auch 
der Regierung“ und der Staatsangehörigkeitsbehören sei.°°) Hierbei handelt es sich 
um den $ i0 des 2, STAG, durch den Testgestellt werden mußte, daß die rechtskräfti- 
gen Urteile, durch die der rechtswirksame Fortbestand der deutschen Staatsange- 
hörigkeit gerichtsordnungsmäßig anerkannt wird, durch das 2. STAG. nicht aufge- 
hoben werden sondern bestehen bleiben. Dabei befinden sich unter diesen Urteilen 
etliche, bei. denen die Kläger erst lange nach dem 27. 4. 1945 nach Deutschland ge- 
kommen sind. Dennoch mußte die Vertreterin der Verwaltung anerkennen: „Wer ge- 
klagt habe und ein Urteil erstritten habe, sei deutscher Staatsangehöriger.”°0) Es ist 
eine seltsame Rechtslage und ein eigenartiger Standpunkt, nach dem nur der Recht 
bekommt, der 'geklagt hat, obwohl anerkannt werden muß, daß auch den andern 
dieses Recht in gleicher Weise zustünde. 


7. Die „Praxis der Nichtbeachtung” der höchstrichterlichen Rechtssprechung 


„Wir haben uns dafür ausgesprochen, das politische Leben unseres 
Volkes auf die Achtung der Menschenwürde, auf soziale Gerechtigkeit 
und die Bindung an Recht und Gesetz zu gründen.‘ 
(Bundesinnenminister Dr. Schröder zum: 5. Jahrestag des Grund- 
gesetzes.) 4 
Es kann darüber kein Zweifel bestehen, daß auch die höchsten Verwaltungsorgane 
des Bundes nach der Verfassung nicht berechtigt sind, materiell-rechtliche Dienstan- 
weisungen zu erlassen, denn auch die Durchführungsverordnungen haben sich auf 
dem Boden der erlassenen Gesetze nach dem Willen des Gesetzgebers und nach 
dem Sinn und Zweck des Gesetzes zu bewegen. Daher hat auch das Oberverwal- 
tungsgericht Berlin in seinem Urteil vom 13. 5. 1953 ausdrücklich festgestellt: 


„Die Kläger sind somit nach geltendem Recht sowohl österreichische als 
auch deutsche Staatsangehörige. Hieran können weder die Empiehlungen der 
von der Arbeitsgemeinschaft der Innenministerien der Bundesländer eingesetzten 
Kommission noch, die Weisungen des Bundesministers des Innern an den Beklagten 
— (den Polizeipräsidenten von Berlin) — etwas ändern“.5t) 


Auch die Bundesministerien sind nun einmal als Teil der Exekutive nach der Ver- 

' fassung und dem geleisteten Treueid auf die Verfassung zufolge der Art. 1/3, 19/2, 

20/3, 79/3 und 92 GG („als unmittelbar geltendes Recht”) an Gesetz und Recht ge- 
bunden. 


Es ist daher nur eine logische Selbstverständlichkeit, daß auch andere Gerichte zu 
einem gleichartigen Ergebnis gekommen sind. So hat auch das VG Schleswig im 
Urteil vom 22. 4. 1954 darauf hinweisen müssen, daß auch dieser Kläger „nach gel- 
tendem Recht sowohl ‘deutscher als auch österreichischer Staatsbürger ist”, denn 
„hieran können Weisungen des Bundesministers des Innern an die beklagte Behörde 
(Innenminister des Landes Schleswig-Holstein) nichts ändern“, Es handelt sich 
eben „lediglich um interne Verwaltungsvorgänge, durch die kein materielles 
Recht gesetzt wird”.52) 
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Es kann schwerlich behauptet werden, daß solche Urteile zur Stärkung des Rechts- 
vertrauens und des Ansehens der Staatsangehörigkeits-Behörden beitragen und daß 
vielleicht die Gerichte die Schuld an dieser Beeinträchtigung des Glaubens an den 
Rechtsstaat tragen. Diesen kann nur die Umstellung der Staatsangehörigkeits- 
Behörden erhöhen und je früher das endlich geschieht, um so günstiger für alle, für 
Kläger, für Beklagte und für das allgemeine Rechtsansehen. 


Wenn aber die Vertreterin der Staatsangehörigkeitsbehörden am 9..3. 1955?%) den 
Abgeordneten gegenüber ausdrücklich versichert, daß die „Verwaltung die Entschei- 
dungen des Bundesverwaltungsgerichtes .selbstverständlich nicht einfach nicht 
achten könne”4®) (S. 25), so ist es nicht nur unverständlich und kaum begründbar, 
sondern auch widerspruchsvoll und unstatthaft, wenn den untergeordneten Staats- 
angehörigkeitsbehörden durch die Dienstanweisung vom 29. 6. 1955 einfach befohlen 
wird, daß „an der PRAXIS der NICHTBEACHTUNG der Entscheidungen des BVerwG 
festzuhalten ist“.101) 


Wenn dann als Entschuldigung für diesen, die Rechtsprechung des BVerwG so miß- 
achtenden Erlaß des Bundesinnenministeriums vom 29.6. 1955 vorgetragen wurde,?) 
daß durch diesen Erlaß die „Rechtsunsicherheit vermieden“ werden sollte, so geht 
ein solcher Hinweis an der Sache völlig vorbei, denn die Rechtsunsicherheit ist gerade 
durch diese, die höchstrichterliche Rechtssprechung mißachtende Dienstanweisung 
nur noch gesteigert worden und sie begann doch bereits mit dem, die deutschen 
Staatsangehörigkeits- und Grundrechte aufhebenden RUNDSCHREIBEN des Bundes- 
innenministeriums vom 7. 6. 195254), nach dem die bisher nicht einheitliche Ver- 
waltungspraxis auf die ZWANGSAUSBURGERUNG sämtlicher Deutschen aus Oster- 
reich per, 27, 4. 1945 gleichgeschaltet werden sollte. Diese erst dadurch herauibe- 
schworene und so folgenschwere DISKREPANZ zwischen der höchstrichterlichen j 
Rechtssprechung und der Verwaltungspraxis hat nicht nur die Rechtsunsicherheit und 
die Rechtsungleichheit für die Betroffenen verursacht, sondern auch das unerläßliche 
Rechtsvertrauen zur Verwaltung ebenso ungünstig beeinflußt wie die so notwendige 
Autorität der höchsten Gerichte. s 

In völliger Übereinstimmung mit der herrschenden Ansicht in der Wissenschaft 
stellte auch der Bundesgesetzgeber in Bezug auf den Erlaß des Bundesinnenministe- 
riums vom 29.6. 1955 bei den Beratungen am 29.9.1955 fest, daß es nicht einleuch- 
tend sein könne, daß durch eine höchstrichterliche Entscheidung und durch deren all- 
gemeine Beachtung eine Rechtsunsicherheit eintreten könne.’?) 


Auch bei der Beratung über diese eigenartige Dienstanweisung vom 29. 6. 1955 
wurde von seiten des Bundesgesetzgebers am 14. 10. 1955 festgestellt: „Wenn eine 
Rechtsunsicherheit entstanden ist, dann durch den Erlaß des Bundesinnenministers 
vom 29. 6. 1955.97) Solche befehlsgemäße Weisungen auf Nichtbeachtung höchstrichter- 
licher Entscheidungen bewegen sich eben außerhalb der verfassungsmäßigen Ordnung 
und können niemals als anerkannte Völkerrechtsregel oder als demokratischer 
Rechtsgrundsatz bezeichnet werden. 

Es sei daher kurz wiederhoit, daß durch die beiden Entscheidungen des Bundes- 
verwaltungsgerichtes vom 30. 10. 195440) folgendes oberstrichterlich festgestellt 
wurde: 

1. Daß keine deutsche Behörde befugt ist, die im Jahre 1938 verfassungsmäßig 
erworbenen deutschen Staatsangehörigkeits- und Grundrechte gegen den Willen der 
Betroffenen „durch einseitige Maßnahmen“ lange Jahre nach Kriegsende zu ent- 
ziehen.#P) 

2. Dies ist auch dann unstatthait, wenn eine solche „Rückforderung“ ‚deutscher 
Staatsangehöriger durch einen neuerrichteten Staat oder durch eines seiner Gesetze 
einseitig und auch tatsächlich verlangt werden sollte.. In Wirklichkeit wurde aber 
eine solche Vermutung nur durch eine rückwirkende Fehlinterpretation und Fehlan- 
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wendung der Entscheidung des BVerfG vom 28. 5, 1952 in diese als auch in das 
OSTUG hineinprojiziert. 


3. Ein: solcher einseitiger Vorgang ist aber niemals ohne Gesetz statihaft, da die 
Lösung dieses Gesamtproblems nur im Wege eines Gesetzes oder eines im deutschen 
Gesetz aufgenommenen Staatsverfrages auf dem Boden des GG, unter besonderer 
Berücksichtigung der Art. 16/1 und 20/3 erfolgen könne.?P) 


Gerade bei der internationalen Bedeutung des Anschlußproblems und den damit, 
verbundenen Staatsangehörigkeitsfragen hätte nie übersehen werden dürfen, daß 
alle damit zusammenhängenden Fragen, Urteile und Maßnahmen der Behörden auch 
Eingang in die internationale Fachliteratur finden würden und daß es überaus be- 
dauerlich ist, wenn in einem führenden Organ der internationalen Völkerrechtslite- 
ratur zur Verteidigung des Ansehens der deutschen oberstrichterlichen Rechtsspre- 
chung darauf hingewiesen werden mußte: 


„Die Unklarheit ist eigentlich erst dadurch entstanden, daß das Bundesinnen- 
ministerium aus dem juristisch recht zweifelhaften Begriff der „DESAN- 
NEXION" den automatischen Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit bei allen 
Osterreichern herzuleiten versuchte und unter seinem Einfluß nun auch die Staats- 
angehörigkeitsbehörden der deutschen Länder sich dieser Ansicht anschlossen. Die 
Folge davon waren Dutzende von Prozessen, die ganz überwiegend zugunsten der 
Betroffenen ausgingen“.5°) 

» 


Bei der so oft erfolgten Anwendung des neuartigen, aber falsch gebrauchten Be- 
griffes von der „DESANNEXION“®1) 62) wird offenkundig, daß die Staatsange- 
hörigkeitsbehörden den beim Anschluß völkerrechtlich allgemein anerkannten Tatbe- 
stand der Staaten-SUKZESSION völlig außer acht gelassen und sogar übersehen 
haben, daß die Rückgängigmachung einer SUKZESSION logischerweise niemals eine 
DES-ANNEXION, sondern nur eine DES-SUKZESSION sein könnte. Es wurden eben 
die völkerrechtlichen Grundbegriffe mit politischen Schlagworten in inkonsequenter 
Weise völlig durcheinander geworfen. Solche Fehler dürfen aber nicht bei der Ent- 
ziehung von Grundrechten der Staatsbürger unterlaufen, ‚kann man doch in 
jedem DUDEN nachlesen, daß die „DESANNEXION” die a einer 
ANNEXION ist. 


Es gibt nur zwei Rechtsstandpunkte: Entweder war der Anschluß eine völker- 
rechtswidrige Annexion, die infolge der „Zwangseinbürgerung” 1938 im Jahre 1945 
im Wege der DESANNEXION und Expatriierung für null und nichtig erklärt wurde; 
oder die Wiedervereinigungsvorgänge waren eine völkerrechtlich anerkannte und 
staatsrechtlich durchgeführte Staatensukzession, die 1945 durch eine kraft des 
einseitigen militärischen Sieges aber ohne völkerrechtlich beide Teile bindenden 
Friedensvertrag durchgeführte Dessukzess ion wieder aufgehoben wurde, 
ohne daß deshalb gleichzeitig die deutsche Staatsangehörigkeit bei den in Deutsch- 
land ansässigen Deutschen aus Österreich berührt wird. Einen gesetzlosen und auto- 
matischen Untergang der deutschen Staatsangehörigkeit, die verfassungsmäßig er- 
worben worden ist, gibt es ohne Gesetz, ohne Vertrag und gegen den Willen der 
Betroffenen weder nach der ständigen Judikatur, noch nach der Verfassung. noch 
aach dem Völkerrecht und Menschenrecht. Diese Rechtstatsachen müssen nun einmal 
auch von den Staatsangehörigkeitsbehörden zur Kenntnis genommen werden. 


Wie bereits bewiesen wurde und auch noch weiter bewiesen werden wird, 
liegt der Urgrund für die geschilderte Rechtskatastrophe nicht bloß in einem aui dem 
zweifelhaften Begriff von der DESANNEXION beruhenden und entschuldbaren 
Rechtsirrtum, sondern in den unentschuldbaren politischen Konstruktionen, 
die jeden Gerechtigkeitssinn und jede Sachlichkeit missen lassen, und die vor allem 
der geschichtlichen Wahrheit widersprechen. 
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Bei den unzähligen Verhandlungen über die einzelnen Rechtsfälle hatte der Ver- 
fasser oft Gelegenheit gehabt, einen tiefen Einblick in die seelische Verfassung auch 
der Sachbearbeiter zu erhalten, die sich im schwersten Gewissenkonflikt befanden, 
da sie einerseits ihre direkte Bindung an Recht und Gesetz, und damit auch an die 
höchstrichterliche Rechtsprechung erkannten, aber andererseits durch den dienstlichen 
Gehorsam gezwungen wurden, gegen ihre persönliche Überzeugung 'und ihre’ er- 
kannte Pflicht, Gerechtigkeit zu üben, deutsche Staatsangehörige auf Anordnung un- 
gerecht behandeln und ihnen verfassungsmäßig zustehende Grundrechte, wie z. B. 
das Wahlrecht, den Arbeitsplatz, die Versehrtenrente, die Kriegerwitwenrente, Reise- 
pässe, Grenzübertrittsscheine u. a. m. verweigern zu müssen. 


Solche Verhältnisse sind 'eider se‘t Tangen Jahren geradezu zu e'nem Dauerzustang 
geworden, an den sich manche Behörde schon gewöhnt hat, der aber zur Erschütte- 
rung des Rechtsvertrauens gegenüber Behörden und Staat auch bei den Nichtbetroi- 
fenen, die von diesen Vorfällen Kenntnis erhalten, führen muß. 


Es ist Pflicht und Aufgabe von Rechtssprechung und Wissenschaft, von Geseltz- 
gebung und auch Verwaltung, alles daran zu setzen, daß ein solcher, seit Jahren 
andauernder Unrechtszustand nicht durch Dauer und Duldung die „normative Kraft” 
eines faktischen Rechtszustandes erhält und daß diese neuen Gepflogenheiten im 
Rechtsleben eines Ordnungsstaates nicht zum anerkannten Prinzip erhoben werden. 


8. Die verschiedenen Gruppen von Deutschen Österreichs in der deutschen 
Judikatur 


Die Unantastbarkeit der Menschenwürde (Art. 1 GG) und gesamt- 
deutsches Denken müssen die obersten Rechtsnormen in einem demo- 
kratischen und deutschen Rechtsstaat sein. 


Immer wieder wird völlig übersehen oder verschwiegen, daß auch das BVeriG 
in seiner Entscheidung vom 9. 11. 1955 zwei Gruppen von Österreichern unter- 
scheidet: 


1. Soiche, welche entweder in Osterreich geblieben oder — wie der wegen viel- 
facher krimineller Vergehen an Österreich wieder auszuliefernde Beschwerde- 
führer im konkreten Fall — erst nach Jahren nach dem Zusammenbruch des 
Deutschen Reiches nach der Bundesrepublik gekommen sind, sich lange Jahre 
nach 1945 als Osterreicher deklariert und damit bekundet haben, daß sie wieder 
Österreicher sein wollten; und 


2. solche, welche nach dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches nach Deutsch- 
land gekommen sind oder schon vorher in Deutschland lebten, ihren ständigen 
Willen kundgetan haben, weiterhin deutsche Staatsangehörige zu bleiben 
und aus diesem Grunde „aller Voraussicht nach” von dem damals noch bevor- 
stehenden Regelungsgesetz geschützt werden sollen.’®) 


Diese 2, Gruppe von Deutschen aus Österreich wurde in der „Begründung” des 
Urteils des BVerfG vom 9. 11, 1954 von dem, rechtlich in keiner Weise allgemein ver- 
bindlichen und neuartigen „anderen rechtlichen Prinzip" — (nämlich der „Würdigung 
der politisch-historischen Zusammenhänge“ und der „Interpretation des Verhaltens 
der Beteiligten bei der Wiederherstellung der Bundesrepublik Österreich”) hinsicht- 
lich der Annullierung der deutschen Staatsangehörigkeit per 27.4. 1945, dem Tage 
der angeblichen „Wiedererrichtung“ eines freien und selbständigen, demokratischen 
und unabhängigen Staates Osterreich, aus dem sittlicken Gebot von TREU 
und GLAUBEN ausdrüclih ausgenommen! Diese Personengruppe ist 
vielmehr im Blick auf das damals bevorstehende Regelungsgesetz und der darin vor- 
gesehenen einfachen „ERKLÄRUNG“, weiterhin deutscher Staatsangehöriger blei- 
ben zu wollen, „als im ununterbrochenen Besitz der deutschen Staats- 
angehörigkeit stehend anzuerkennen“!®®) j 
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Der jüngsten Literatur ist zu entnehmen, daß das vom BVeriG in der „Begrün- 
dung“ der Entscheidung vom 9. 11. 1955 neu aufgestellte „andere rechtliche Prinzip" 
wegen seines tatsächlich politischen Charakters auf schärfste Ablehnung ge- 
stoßen ist.57) 59) Auch die mehrfach vorliegenden fachwissenschaftlichen Gutachten 
verneinen jede wie immer geartete Rechtsverbindlichkeit dieses „anderen recht- 
lichen Prinzips“ (Scheuner, Schätzel, Beitzke, Hugelmann u.a.), da es sich erstens 
nur in der Begründung der Entscheidung des BVerfG befindet, zweitens auf die vom 
Regelungsgesetz Betroffenen nicht angewendet werden darf und drittens gar keine 
Rechtsgrundlage darstellt, sondern ein betont politisches Argument 
ist, Selbst eine Stimme aus dem Auslande, Rechtsanwalt Dr. MANN, London, der 
die Völkerrechtsmäßigkeit des Anschlusses an und für sich verneint, erklärt zu der 
Entscheidung des BVerfG hinsichtlich dieses „anderen rechtlichen Prinzips”: 


„Wer einen strengen juristischen Maßstab -anlegt, wird jedoch erhebliche 
Bedenken nicht unterdrücken können”, „Soweit das Urteil auch denjenigen 
Deutschen österreichischer Abstammung, die nach 1945 in Deutschland geblieben 
sind, die deutsche Staatsangehörigkeit abspricht, entbehrti es jeder 
rechtlichen Grundlage.“ „Ja, es bemüht sich, noch nicht einmal eine 
rechtliche Begründung zu geben, sondern beschränkt sich auf die rein poli- 
tische Ausführung ... ."59) 


Es mag im April 1945 für die Siegermächte politisch wünschenswert und zweck- 
mäßig gewesen sein, von zwei Völkern, einem in Deutschland und einem in Oster- 
reich, zu sprechen. Historisch und ethnologisch ist dies grundfalsch, weil es im ge- 
schlossenen deutschen Sprach- und Siedlungsgebiet, zu dem auch die österreichische 
Bevölkerung gehört, nur ein einziges deutsches Volk gibt, und weil die österreichische 
Bevölkerung kein eigenes Voik ist, sondern nur ein deutscher Volksstamm, der sich 
— völlig unabhängig von der von Menschenhand jeweils geschaffenen oder besei- 
tigten staatlichen Grenzen — in seiner Geschlossenheit zu 98 /o zur BER) Mutter- 
sprache und damit zum deutschen Volk bekannt hat. 


Daher ist 1945 durch die Siegermächte wohl der Tatbestand von einem Volk in 
zwei Staaten — mit der DDR und dem Saarland sogar in vier Staaten — geschaffen 
worden. Niemals aber wurde eine Nation, nämlich die „österreichische Nation”, 1938 
von der deutschen Nation „vergewaltigt“, noch wurde diese neue „Österreichische 
Nation” 1945 durch die Rote Armee von der deutschen Nation „befreit“ und „erlöst”. 
Das sind politische und geschichtswidrige Entstellungen, die den geschicht- 
lichen und ethnologischen Tatsachen des letzten Jahrtausends kraß widersprechen. 


Im überbetonten Blick bloß auf die politischen Vorgänge an einem einzigen 
Tage — dem 27.4. 1945 — hat das BVerfG offenkundig nicht die Würdigung der’ 
“ politisch-historischen Zusammenhänge im Anschlußproblem seit 1918 vorgenommen. 
Hätte es dies getan, wäre es bestimmt zu einem anderen Ergebnis gekommen als bei 
der konzentrierten Betrachtung der politisch-verworrenen und rechtschaotischen Zu- 
stände am 27.4. 1945 in der österreichischan Sowjetzone, in der sich ja diese 
politischen Ereignisse abspielten. In dieser Richtung bewegt sich auch die Kritik, 
die die „Begründung“ dieses Urteils in der Fachliteratur gefunden hat. 


Obwohl das BVerfG aus den vorerwähnten Gründen zu diesem, für die Deut- 
schen in Osterreich tragbaren Ergebnis gekommen ist, hat es in anerkennenswerter 
Weise gleichzeitig eine völlig andere Behandlung für die vom kommenden Rege- 
lungsgesetz zu schützenden und in Deutschland ansässigen Deutschen aus Osterreich 
empfohlen. Das BVerfG war hierbei offenkundig von dem Gedanken geleitet, daß 
denjenigen Deutschen aus Österreich gegenüber, die durch ihr Verbleiben in Deutsch- 
land nach 1945 bekundet haben, daß sie Deutschland selbst in den bösesten Tagen: 
der deutschen Geschichte weiterhin treu bleiben und der politischen Irrlehre von 
der „Erlösung“ von der deutschen Nation durch die Rote Armee nicht verfallen 
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waren, auf keinem Fall das sittliche Gebot von Treu und Glauben versagt und die 
deutsche Staatsangehörigkeit zwangsweise und rückwirkend entzogen werden darf. 

Aber immer wieder muß betont werden, daß es sich bei dieser Urteilsbegründung 
nur um ein spezielles Auslieierungsverfahren eines Einzelnen, also um ein INDIVI- 
DUAL-Urteil handelt und daß die vom BVerfG in der „Begründung” dargelegten An- 
sichten weder rechtsverbindlich noch eine allgemein anerkannte Rechtsnorm 
oder eine anerkannte Völkerrechtsregel darstellen, die für alle andern Fälle bindend 
wäre. 

Obwohl es sich bei dieser Verfassungsbeschwerde. um einen wegen krimineller 
Vergehen 9 mal verfolgten Beschwerdeführer handelt, ist das Gericht in der objek- 
tiven Beurteilung des Falles so weit gegangen, daß es selbst bei der vorliegenden 
Beschwerde erklärte, . daß der vorerwähnte Gedanke der Anerkennung eines 
ununterbrochenien Besitzes der deutschen Staatsangehörigkeit aus Gründen 
von Treu und Glauben sogar „dazu führen könnte, den Beschwerdeführer 
in entsprechender Anwendung von Art. 16 Abs. 2 Satz 1 GG im Auslieferungsver- 
fahren bereits jetzt wie einen Deutschen zu behandeln“.) Um wie 
viel mehr erscheint dieser Gedankengang begründet, wenn es sich um untadelige 
Deutsche aus Österreich handelt, die noch dazu seit dem Zusammenbruch des Deut- 
schen Reiches in der Bundesrepublik ununterbrochen ansässig sind und unstrittig den 
ständigen Willen bekundet haben, weiterhin deutsche ‚Staatsangehörige bleiben zu 
wollen, was bei dem Beschwerdeführer nicht zutrifft. 

Wenn das BVerfG bei dieser durchaus richtigen Auffassung unverständlicher 
Weise dennoch von dem geschichtswidrigen Stichtag vom 27. 4. 1945 ausgegangen ist, 
so ist hierzu ein Vierfaches zu bemerken: 

1. Die Tatsache, daß sich der Beschwerdeführer noch bis 1951 als „Oster- 
reicher” vor deutschen Gerichten bekannt und erst nach 1952 seinen ständigen Wohn- 
sitz in Deutschland genommen hat, wäre für eine Ablehnung seiner Verfassungsbe- 
schwerde ausreichend gewesen. Es hätte daher im konkreten Beschwerdefall der küh- 
nen Konstruktion eines „anderen rechtlichen Prinzips” gar nicht mehr bedurft. Dazu 
kommt noch, daß „die Würdiguna der politisch-historischen Zusammenhänge” sowie 
die „Interpretation des Verhaltens der Beteiligten bei der Wiederherstellung der 
Bundesrepublik Österreich” im Jahre 1945 niemals als eine Rechtsnorm ange- 
. sprochen werden kann, die über dem Völkerrecht, dem deutschen Recht und dem 
' Besatzungsrecht stehend, allgemein rechtsverbindlich wäre oder gar gegenüber Ver- 
fassungsrechten rechtaufhebend wirken könnte. Ganz abgesehen davon aber, fand 
doch der Anschluß im Jahre 1938. statt, so daß zu einer objektiven Geschichts- 
forschung und Rechtsfindung nicht nur die Interpretation des Verhaltens der Betei- 
ligten bei der Aufhebung des Anschlusses im Jahre 1945, sondern auch bei der 
Durchführung des Anschlusses im Jahre 1938 gehört. Auch müßte nicht nur 
die Würdigung der historisch-politischen Zusammenhänge und die Interpretation des 
Verhaltens eines „antifaschistischen Führungsgremiums” im Jahre 1945 in der 
österreichischen Sowjetzone, sondern auch das Verhalten der Völkerrechtsgemein- 
schaft in der ganzen Welt im Jahre 1938 volle Berücksichtigung finden. 

2. Das neukonstruierte und außerhalb der 3 allein entscheidenden Rechtskreise 
— deutsches Recht, Besatzungsrecht und Völkerrecht — stehende „andere rechtliche 
Prinzip“ ist im Blick auf die rein politische Enunziation eines einseitigen 
„antifaschistischen Führungsgremiums” mit kommunistischer Observanz vom 27. 4. 
1945 keine Rechtsquelle, sondern ein Politikum. 

3. Dieses „andere rechtliche Prinzip“ ist eine politische Ansicht des Gerichtes, die 
sich lediglich in der rechtlich nicht verbindlichen Begründung einer Individual-Ent- 
scheidung befindet und daher für andere, völlig anders gelagerte Fälle keinerlei 
Rechtsverbindlichkeit besitzt. 5 

4. Bei der mündlichen Verhandlung am 6. 10. 1955 wurde sowohl durch den Ex- 
perten des Auswärtigen Amtes — Prof. Kaufmann — als auch durch den Vertreter 
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des Bundesinnenministeriums die Sachlage so dargestellt, als ob es schon eine end- 
gültig beschlossene Sache wäre, daß das kommende Regelungsgesetz ausschließlich 
auf den 27. 4. 1945 „als einzige mögliche Lösung” abgestellt sei. Dies geschah jedoch 
zu einem Zeitpunkt, zu dem es beiden Experten bekannt war, daß gerade in diesem 
Augenblick der 23. 5. 1949 vom Bundesgesetzgeber als allein maßgeblicher Stich- 
tag und somit. eine wesentliche Erweiterung des Gesetzes beabsichtigt war. Der Ex- 
perte des Auswärtigen Amtes bezeichnete in seinem Referat vor dem BVerfG die 
Entscheidungen des BVerwG in aller Offentlichkeit sogar als „eine glatte Völker- 
rechtswidrigkeit”,%) obwohl gerade das Auswärtige Amt kurze Zeit vorher 
erklärt hat, daß „die Entscheidung des BVerwG dann für die Staatsangehörigkeits- 
behörde bindend sein wird".#) Diese betrübliche Situation wurde ein wenig er- 
freuender Wendepunkt in der nun so beeinträchtigten ruhigen Rechtsentwick- 
lung, s ö 

Bei solchen Vorgängen, die in keiner Weise gutgeheißen werden können, ist es 
nur zu sehr verständlich, daß sich das BVerfG — im guten Glauben, der Gesetzgeber 
hätte sich tatsächlich bereits ausschließlich auf den 27. 4. 1945 festgelegt — 
auf Grund der geschilderten einseitigen Herausstellung des 27. 4. 1945 durch zwei 
Sachexperten sowie im Hinblick auf die heikle außenpolitische Situation und die ge- 
rade bevorstehenden Verhandlungen über das deutsche Vermögen in Österreich, 
für nicht mehr berechtigt erachtet, den 27. 4. 1945 zu verneinen und die scheinbar be- 
reits „abgeschlossene“ Rechtsentwicklung und Gesetzgebung erneut aufzureißen. 

In Wirklichkeit aber erfolgte die entscheidende Abstimmung über den Stichtag erst 
einige Monate später nach heißen Debatten am 14. 1. 1956 im Rechtsausschuß.®°) In 
diesem wurde der erneute Antrag einer beachtlichen Minderheit, das 2. STAG unter 
Ausmerzung des umstrittenen Stichtages vom 27, 4. 1945 ausschließlich auf den 23. 5. 
1949 festzulegen. — ungeachtet der Vorlage eines Briefes des Bundesaußenministers, 
der aus außenpolitischen Gründen die Wiedereinführung des 27. 4. 1945 wegen der 
Entscheidung des BVerfG und der Forderung der österreichischen Regierung erneut 
und kategorisch verlangte, —- im knappen Stimmenverhältnis 11:10 abgelehnt.?5) 

Trotz der geschilderten politischen Vorgänge erreichten also die Vertreter des 
27. 4. 1945 nur eine, einzige Stimme Mehrheit. Solche Abstimmungen über die ge- 
schichtliche Wahrheit haben natürlich mit Recht nichts mehr zu tun, sondern sind 
reine machtpolitische Vorgänge und Kampfiabstimmungen. 

Es wird Pflicht und Aufgabe der wissenschaftlichen Forschung sein, die Ent- 
stehungs- und Entwicklungsgeschichte des 2. STAG gerade unter Berücksichtigung 
dieser abnormalen Ereignisse kritisch zu beleuchten und festzustellen, inwieweit die 
normale Rechtsentwicklung durch Eingrifie der politischen Gewalt 
in. unnatürlicher Weise gestört worden sind, Es würde aber den Rahmen dieser 
Schrift sprengen, die sachliche Überprüfung und Kritik, wie das Recht gemacht wird 
und wie ein Gesetz zustandekommt, von dem man behauptet, daß es auf völkerrecht- 
lichen und staatsrechtlichen Grundsätzen begründet wäre, fortzusetzen. Die bisheri- 
gen Darstellungen waren aber für die Erforschung des Willens des Gesetzgebers 
unentbehrlich. Auch kann eine weitere kritische Untersuchung der Entscheidungs-: 
gründe des Urteils des BVerfG unterbleiben, da sich die vorliegende Schrift lediglich 
auf die vom Gesetz Betroffenen und deren Rechtsstellung nach dem 2. STAG zu be- 
schränken hat und da gerade dieser Personenkreis selbst durch die Entscheidung des 
BVeriG vom 9. 11. 1955 von diesem „rechtlichen Prinzip” aus dem Gebot von TREU 
UND GLAUBEN auszunehmen und daher „bereits jetzt“ zumindest aber „nachträglich” 
„als im ununterbrochenen Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit 
stehend anzuerkennen” ist.’®) " 

Daß aber das BVerfG mit seiner Entscheidung vom 9. 11. 1955 nichts anderes 
sein wollte als ein ausgesprochenes INDIVIDUAL -Urteil in einem besonders 
gelagerten Einzelfall, ohne das Parlament mit dieser Entscheidung irgendwie zu prä- 
judizieren, bestätigte nachträglich auch der Präsident des BVerfG gegenüber dem 
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stellvertretenden Vorsitzenden des Rechtsausschusses. „Ein Hauptsinn des Urteils ist 
es gerade, auf die gesetzgeberische Lösung hinzudrängen, in der das Parlament völ- 
ligfrei sei“.®) 

Dennoch wurde von verschiedenen Seiten der bedenkliche Versuch unternommen, 
den Bundesgesetzgeber gerade wegen dieser Enischeidung zu zwingen, dem 
2. STAG endlich den Charakter eines General-Entrechtungsgesetzes für sämtliche 
Deutschen aus Österreich aufzunötigen. Diese scheinbare „Rechtsverbindlichkeit“, die 
noch dazu mit dem $ 31 des Gesetzes über das BVeriG als zwingende Grundnorm dem 
Gesetzgeber aufoktruiert werden sollte, obwohl dieser Paragraph bei einer indivi- 
duellen Verfassungsbeschwerde und bei unverbindlichen Ansichten des Gerichtes in 
der Begründung der Entscheidung überhaupt nicht anwendbar ist, wurde ferner noch 
durch außenpolitischen Druck wegen der angeblich verpfilichtenden „ireundnachbar- 

“lichen Beziehungen"SS) als auch „im Hinblick auf allgemeine Interessen und die Inter- 

essen der Eigentumsirage“??) erhöht, so daß eine freie Entscheidung der Abgeord- 
neten nach innerster Überzeugung und eigenem Gewissen außerordentlich gefährdet 
und. gesetzestechnisch alles „auf den Kopf” gestellt wurde.) 

Wird aber eine unstrittige Individual-Entscheidung in einem högonden gelager- 
ten Fall dem Bundesgesetzgeber durch die geschilderten politischen Druckmittel als 
angebliche Generalentscheidung von allgemeiner Rechtsverbindlichkeit und außen- 
politischer Unerläßlichkeit aufgezwungen und wird über das Schicksal von 70 000 
deutschen Staatsbürgern nicht mehr nach einwandfreien Rechtsgrundsätzen und Völ- 
kerrechtsregeln entschieden, dann ist eben die Grenze eines Rechisstaates demokra- 
tischer Struktur verlassen und das Gebiet des modernen Menschenhandels betreten 
worden. Solche Vorgänge können und dürfen aber nicht mehr mit dem „Schatten der 
Politik“®®) verheimlicht und mit angeblichem Recht und Völkerrecht plausibel gemacht 
werden. 

Abschließend sei noch bemerkt, daß selbst in Österreich die Meinungen über die 
Kontinuität oder Diskontinuität zwischen der 1. und 2. Republik ebenso geteilt sind,??) 
wie über die Kontinuität oder Diskontinuität der Anschlußstaatsangehörigkeit bei 
den in Deutschland ansässigen Deutschen aus Österreich. 

Nach all den aufgezeigten Vorgängen muß es ganz besonders anerkannt werden, 
daß sich der Gesetzgeber gegen all diese politischen Druckmittel und Argumentatio- 
nen immer wieder lebendig zur Wehr setzte und forderte, daß den durch die Ver- 
waltungspraxis entrechteten Deutschen aus Osterreich „ein Recht gegeben wird, 
sich die deutsche Staatsangehörigkeit durch eine Erklärung in der Weise zu er- 
halten, daß sie niemals unterbrochen worden ist”.%) 3 

Diese Bemühungen haben auch in dem offiziellen „AIDE MEMOIRE" des 
Rechtsausschusses vom 27. 10. 1955 ihren Niederschlag gefunden, in dem ausdrücklich 
die Forderung nah ununterbrochener Erhaltung der deutschen Staatsange- 
hörigkeit krait eigener Entschließung, also nicht die Entziehung, sondern die Bei- 
behaltung der Anschluß-Staatsangehörigkeit als Verhandlungsbasis mit den 
österreichischen Stellen gestellt wurde®°) (S. 40). Es wurde auch klar: ausgesprochen, 
daß es im Grunde jeden Rechtsstaat verletzen müsse, ihm zu unterstellen, daß seine 
Einstellung zur Eigentumsfrage von der Lösung des Staatsangehörigkeitsproblems 
abhängig gemacht werde.?) 


9. Die Diskontinuität zwischen der 1. und 2. Bundesrepublik Österreich 


„Bezüglich Osterreichs sei auf die Praxis der deutschen Gerichte hin- 
gewiesen, die übereinstimmend von einer Staaten- 
sukzession ausgehen und infolgedessen richtig erkennen, daß 
die heutige Republik Osterreich mit der Republik Österreich vor. 1938 
nicht identisch ist.‘ (Jellinek 26) 27) 28). 


Es ist eine tiefbedauerliche Tatsache, daß der neuartigen und völlig unbegründeten 
und unbegründbaren Theorie vom angeblichen „gesetzlosen und automatischen Unter- 
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gang“ der deutschen Staatsangehörigkeits- und Grundrechte per 27. 4. 1945 wegen der 
an diesem Tage angeblich erfolgten „Wiedererrichtung” eines gesamtösterreichischen 
Staatswesens weder eine gewissenhafte und sachkundige völkerrechtliche Uberprü- 
fung über diese äußerst heikle und so umstrittene Frage noch über die Frage der 
Kontinuität oder Diskontinuität zwischen der 1. und 2. Republik Osterreich voraus- 
gegangen ist. Dieses Problem wurde sogar völlig übersehen. Dabei wird in der 
Wissenschaft überwiegend die Diskontinuität vertreten, so daß die Frage der „Inan- 
spruchnahme“ überhaupt hinfällig ist®%) (S. 27). Dabei besteht außerdem noch ein 
echtes historisches Interesse, gerade in diesen beiden Fragen endlich einmal volle 
Klarheit zu schaffen. Außerdem wäre es ein unerläßliches Gebot der Verantwortung 
gegenüber den betroffenen 70 000 Deutschen aus Osterreich gewesen, diese Fragen 
: unbedingt früher zu klären, ehe man zu der Entrechtung vieler tausend deutscher 
Menschen schreitet und über sie unermeßliches Rechtsleid und Rechtsunsicherheit 
jahrelang verhängt. Vom Jahre 1945 bis zum Jahre 1952, in dem die entscheidenden 
Entrechtungserlässe dekretiert worden sind,’‘) wäre hierfür doch reichlich Zeit ge- 
wesen. Erst .das 2. Staatsangehörigkeitsgesetz hat im Jahre 1956 eine Entscheidung 
gebracht, doch leider wieder keine volle Klarheit, 


Auf derart umstrittenen staats- und völkerrechtlichen Problemen beruht die folgen- 
schwere Ideologie vom „automatischen und gesetzlosen Untergang. der deutschen 
Staatsangehörigkeit per 27.4. 1945", die 1938 unstrittig verfassungsmäßig erworben 
worden ist und die auf bloß verwaltungsmäßigem Wege bei 70 000 deutschen Staats- 
angehörigen einfach einseitig und gegen den Willen der Betroffenen gestrichen wer- 
den sollte. 


Als ernste Folgen ergaben sich die so verhängnisvollen jahrelangen Divergenzen 
zwischen ständiger und höchstrichterlicher Rechtssprechung und der herrschenden 
Lehre einerseits und der Verwaltungspraxis ab 1952 andererseits. 


10. Die Rechtsübereinstimmung in der ständigen und höchstrichterlichen 
‚Rechtssprechung 


„Die oberste Autorität muß, solange kein Gesetz vorliegt, die Recht- 
sprechung der obersten Gerichte sein.‘ 


(Abg. Hans Heinz Bauer, Würzburg, 14. 10. 1955.) 


Infolge der Rechtsübereinstimmung zwischen den Entscheidungen 
des BVerfG vom 28. 5. 1952°) und 9. 11. 1955?) und denen des BVerwG vom 30. 10. 
195449) hinsichtlich der Einteilung der Deutschen aus dem Protektorate bzw. aus 
Osterreich in solche, die den Willen bekundet haben, weiterhin Deutsche zu bleiben 
und in solche, welche diesen Willen nicht haben, sowie hinsichtlich der Tatsache, 
daß weder im deutschen Recht, noch im Besatzungsrecht, noch im Völkerrecht, Be- 
stimmungen bestehen, nach denen die rechtswirksam erworbenen deutschen Staats- 
angehörigkeits- und Grundrechte von RECHTS wegen entzogen werden könnten,®) 
hat die höchstrichterliche Rechtssprechung — BGH,??) BVerfG) ?%) und BVerwG) — 
dem Bundesgesetzgeber den Weg aufgezeigt, nach welchen Rechtsgrundsätzen das 
kommende Regelungsgesetz zu gestalten wäre. 


Nach der höchstrichterlichen Judikatur ist somit jeder Zweifel ausgeschlossen, 
daß bei der vom Gesetz geschützten Personengruppe der rechtswirksame 
und ununterbrochene FORTBESTAND der deutschen Anschluß- 
Staatsangehörigkeit besteht. Es wäre daher nur noch die Frage zu klären, ob der 
Bundesgesetzgeber das Gesetz auch tatsächlich nach dieser von den höchsten Bundes- 
gerichten aufgezeigten Richtlinien gestalten wollte und auch gestaltet hat. 
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11. Der deklaratorische Charakter von Präambel und $ 1 des 2. STAG 
' „Art. 16 Abs. 1 GG verbietet aber jeden Eingriff in eine bestehende 
; deutsche Staatsangehörigkeit.'' 
(Staatssekretär Ritter von Lex im Plenum des Bundesrates am 23. 3. 
1956, Protokoll der 156. Sitzung, Seite 113 C.) 

Uber den rein deklaratorischen Charakter der Präambel und des $ 1 
geben nun in erster Linie der erste und zweite „Schriftliche Bericht” des federfüh- 
renden Ausschusses des Deutschen Bundestages für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung,?) 8$) die darauf bezugnehmenden Protokolle des Rechtsausschusses sowie 
die Protokolle der erwähnten Plenarsitzungen des Deutschen Bundestages und des 
Deutschen Bundesrates eindeutig Aufschluß.t1) 13) 42) 43) 44) 45) 


Im zweiten „Schriftlichen Bericht“ des Innenausschusses an den Deutschen Bun- _ 
destag und den’ Deutschen Bundesrat vom 20. 2. 1956 werden vor allem zwei wesent- 
liche Feststellungen gemacht: 

1.Um den — (im FETTDRUCK stehenden!) — rein „deklaratorischen 

“ Charakter“ der Präambel und des Grundsatz-Paragraphen 1 „zu unterstrei- 
chen“sl). 62) und richtig verstehen zu können, sei darauf hingewiesen, daß der 
im Gesetz erwähnte „Erlöschens“-Grund für die Anschluß-Staatsangehörigkeit 
wegen der angeblichen -„Wiedererrichtung“ eines freien und unabhängigen öster- 
reichischen Staatswesens bereits per 27. 4. 1945 durch das 2. Staatsangehörigkeits- 
gesetz (STAG) nicht konstitutiv oder rechtsverbindlich festgesetzt wird, 
sondern lediglich in einer rechtlich nicht verbindlichen Weise als bloße Rechts- 
vermutung im Gesetz Erwähnung findet. Ein durch das 2.STAG erfolgender 

‘„Entzug“ der deutschen Staatsangehörigkeit würde auch nach Ritter von LEX 

(Staatssekretär im Bundesinnenministerium) eine eklatante Verletzung des 
Art. 16/1 sein.) Wenn also im 2. STAG von einem „Erlöschen“ die Rede ist, so 
handelt es sich lediglich um eine rechtlich nicht verbindliche deklarato- 
rische Bemerkung, die sich aber nach dem Willen des Bundesgesetz- 
gebers nicht auf den Besitz der Anschluß-Staatsangehörigkeit, sondern ledig- 
lich auf ihren ursprünglichen Rechts- GRUND, dem Wiedervereinigungs- 
gesetz, bezieht. Dieser „untergehende“ Rechtsgrund wird aber in simul- 
taner Weise in ein und demselben Rechtsgang sofort wieder durch das 
im $$ 3 und 5 festgelegte RECHT auf rückwirkende Erklärung, 
weiterhin deutscher Staatsangehöriger bleiben zu wollen, ersetzt. Diese Erklä- 
rung ist bis spätestens 30. Juni 1957 abzugeben. Durch diese Erklärung wird 
der ununterbrochene FORTBESTAND der Anschluß-Staatsangehörigkeit 
garantiert. Dieser SIMULTAN-Akt im 2. Staatsangehörigkeitsgesetz hin- 
sichtlich der deklaratorischen, also lediglich vermuteten Auf- 
hebung des ursprünglichen Rechtsgrundes (Wiedervereinigungsgesetz) und 
seiner konstitutiven Ersetzung durch einen neuen und unaniecht- 
baren Rechts-GRUND (Willenserklärung), der in dem international anerkannten 
PRINZIP der eigenen Willensentscheidung verankert ist, ist leider ein sehr 
„neuralgischer Punkt“ des Gesetzes.) Er ist für den Rechtslaien 
nicht so leicht erkennbar, ist aber gleichzeitig der eigentliche Sinn und 
das eigentliche Wesen des Gesetzes, seine staats- und völkerrechtlich 
unangreiibare Rechtsbasis für den ununterbrochenen FORT- 
BESTAND der deutschen Staatsangehörigkeit („Anschluß-Staatsangehörigkeit”). 
So wurde das Kernstück des 1. Staatsangehörigkeitsgesetzes (1. STAG),*) das 

“ Prinzip der eigenen Willensentscheidung, auch gleichzeitig das Kernstück des 
2. STAG im Sinne der Entscheidung des BVerfG vom 28. 5. 1952.°) 5) 66) 

. Die zweite entscheidende Feststellung sowohl im ersten als auch im zweiten 

„Schriftlichen Bericht“ des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Ver- 

waltung?) $) hinsichtlich der kaum überbrückbaren Divergenz zwischen ständiger 
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und höchstrichterlicher Rechtssprechung einerseits und Verwaltungspraxis seit 
1952 andererseits, wurde bereits im Kapitel 3 eingehend erörtert. Es bedarf in 
dieser Hinsicht keiner weiteren Ausführungen mehr. Der ständigen Rechtsspre- 
chung ist jedenfalls bis heute von irgend einer allgemein anerkannten 
konstitutiven Rechtsnorm nichts bekannt, durch die die verfassungs- 
mäßig erworbenen deutschen Staatsangehörigkeitsrechte in rechtsverbindlicher 
Weise per 27.4. 1945 automatisch untergegangen .wären. Das „andere rechtliche 
Prinzip" ist weder eine rechtliche noch eine rechtsverbindliche Norm, sondern 
— wie bereits im Kapitel 8 unwiderlegbar nachgewiesen wurde — ein rechtlich 
in keiner Weise verbindliches Politikum, das auch kriegsgeschichtlich 
völlig unhaltbar ist. 


Auch das 2, STAG hat keinen konstitutiven, rechtauihebenden und rein nega- 
tiven Rechtsakt geschaffen, es wollte auch diesen niemals setzen, da es lediglich 
in positiver Weise durch eine rückwirkende Erklärung dem ununterbrochenen 
Fortbestand der Anschluß-Staatsangehörigkeit eine auch völkerrechtlih unan- 
greifbare Rechtsbasis verleihen wollte. Es gibt somit bis heute keine konstitu- 
tive und rechtsverbindliche Rechtsnorm, derzufolge den. in Deutschland ansässigen 
Deutschen aus Österreich die Anschluß-Staatsangehörigkeits- und Grundrechte per 
27.4.1945 von Rechts wegen oder gar von Amts wegen entzogen werden könnten, 
wenn dies ihrem Willen entgegensteht. 


12. Das Prinzip der eigenen Willensentscheidung 


„Nach anerkanntem Völkerrecht darf niemandem gegen seinen Willen 
eine Staatsangehörigkeit aufgezwungen werden.‘ 


(Abg. Reg.-Präs. a. D. Dr. Kihn im 2. „Schriftlichen Bericht” an den 
Bundestag vom 20. 2. 1956.) j 
Seit dem Wiener Kongreß, also seit rund 150 Jahren, hat das Optionsrecht im 
Leben der Völker allseitige Anerkennung und Anwendung gefunden?°) und es wurde 
in unzähligen Staats- und Friedensverträgen rechtsverbindlich verankert. Nach dem 
1. Weltkrieg wurde selbst von deutschfeindlichen Staaten, wie Polen und Tschecho- 
slowakei, den Deutschen gegenüber das Optionsrecht in großzügigster Weise einge- 
räumt. Es war daher nicht zu verstehen, daß dieses allgemein anerkannte und die 
menschliche Würde beachtende Recht durch die Verwaltungspraxis allen und im 
Erstentwurf (Lex Dlugosch) der überwiegenden Mehrzahl der betroffenen deutschen 
Staatsbürger, die für Deutschland jahrelang gekämpft und gelitten haben, von 
Deutschland aus verweigert werden sollte (Kap. 3, Punkt 3). 


Es wäre eine selbstverständliche und natürliche Rechtsentwicklung, daß ein 
2. STAG auf den gleichen tragenden Ideen des 1. STAG aufgebaut wird und daß 
das 2. STAG eine Parallelgesetzgebung zu dem 1. STAG darstellt. 


Bei einem Vergleich der beiden Gesetze ergibt sich aber die kaum verständliche 
Tatsache, daß die Lex Dlugosch und abgeschwächt das 2. STAG ihrem inner- 
sten Wesen nach das gerade Gegenteil vom 1. STAG und ausgesprochene Son- 
dergesetze mit Sonderregeln für die Deutschen aus Österreich dar- 
stellen, 


An Stelle der veralteten Theorie von der Omnipotenz des Staates, der seine 
Untertanen als „Zubehör“ zum Boden des Fürsten betrachtete, über die er ohne das 
geringste Selbstentscheidungsrecht der Untertanen nach eigenem Gutdünken bis zum 
Verkauf als „Kriegsmaterial” frei verfügen konnte, anerkennt der moderne demokra- 
tische RECHTS-Staat das Selbstentscheidungsprinzip des freien Men- 
schen als eine auch die Behörden bindende Grundnorm. Dieses Prinzip der eigenen 
Willensentscheidung hat im Sinne seines Vorläuiers, des Optionsrechtes, besonders 
in den letzten Jahrzehnten nicht nur internationale Anerkennung gefunden, sondern 
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es wurde auch in der Bundesrepublik rechtliches Gemeingut aller zuständigen Fak- 
toren. Seitdem es in der Entscheidung des BVerfG v. 28.5. 1952°) seine 'klarste 
Rechtsprägung gefunden hat, wurde es zum Kernstück des 1, STAG erhoben. 
Bundesregierung, Bundesrat und Bundestag legten durch einmütige Annahme des 
1. STAG und seiner „Begründung“ ein rechtshistorisch bedeutsames Bekenntnis zu 
diesem modernen Prinzip der menschlichen Selbstbestimmung ab) (Kap. 2, Seite 11). 


Obwohl fast in jedem Paragraphen der Lex Dlugosch, des 1. STAG und auch des 
2. STAG dieser Wille zur eigenen Schicksalsgestaltung seine gesetzliche Veranke- 
rung und damit eine rechtsverbindliche Verpflichtung gefunden hat, ist die im $ 1 
der LEX DLUGOSCH konstitutiv festgelegte rückwirkende Zwangs- 
ausbürgerung sämtlicher Deutschen aus Österreich ohne irgendeine Rücksicht- 
nahme auf- ihren persönlichen Willen per 27.4. 1945 sowie der im $ 1 des 2. STAG 
allerdings nur mehr deklaratorisch vermutete rückwirkende „Verlust“-Tat- 
bestand per 27.4.1945 die Antithese zum Prinzip der eigenen Willensentschei- 
dung. Darüber darf auch nicht die vorgesehene einfache Erklärung mit Rückwirkung 
hinwegtäuschen. 


Man findet einfach keine Erklärung für diesen einmaligen Widerspruch zwischen 
dem verpflichtenden Bekenntnis zum Prinzip der eigenen Willensentscheidung von 
seiten aller Rechtskieise im 1. STAG und auch in fast allen Paragraphen der Lex 
Dilugosch1%2) und des 2. STAG auf der einen Seite und der Leugnung jeglicher demo- 
kratischer Willensfreiheit und Selbstentscheidung im $ 1 insbesondere der Lex Dlu- 
gosch, aber auch im $ 1 des 2. STAG.t) 


Wer an der Richtigkeit und Altgemeingültigkeit dieses modernen Kardinal-Rechts- 
grundsatzes im neuzeitlichen Völkerrecht und im demokratischen Rechtsstaat rüttelt, 
rüttelt nach der ständigen und höchstrichterlichen Rechtssprechung an den Grund- 
lagen unseres demokratischen Staatsaufbaues. Er verletzt in gröblicher Weise vor- 
nehmlich Art. 1 GG (Unantastbarkeit der Menschenwürde) #7) 68) Art. 2 (freie Entfal- 
tung der Persönlichkeit und Verbot rückwirkender Eingriffe in die Rechtssphäre des 
Individuums)®®) 70) 40) sowie Art. 3 (Gleichberechtigung). Dieses, in der „Begründung“ 
und in zahllosen Paragraphen des 1. und 2. STAG verankerten und unantastbaren 
Prinzips der eigenen Willensentscheidung ist auch nach Ritter v. LEX seit der 
Entscheidung des BVerfG v. 28. 5. 1952 „von der gesamten Praxis beachtet worden“.%) 
Daher hat auch der Bundesgesetzgeber im Blick auf dieses Prinzip festgestellt: „Dies 
ist dr entscheidende Gesichtspunkt, unter dem auch die durch 
dieses Gesetz erfolgenden Regelungen zu stehen haben.”®®) 


Es darf daher dem Willen des Gesetzgebers, dem Sinn des 2. STAG, niemals 
ein konträrer Geist — nämlich der Geist der Mißachtung der eigenen Willensent- 
scheidung durch rückwirkende Zwangsausbürgerung — unterlegt werden. 


13. Die Zielrichtung des Willens des Gesetzgebers 
(Selbstbestimmung, Treu und Glauben, Menschlichkeit,. Rechtsschutz durch Fort- 
bestand — (Kontinuität) — der Anschlußstaatsangehörigkeit und Simultaneität) 


„Wer einmal für Deutschland gekämpft hat, wer deutscher Abstam- 
mung. und deutscher Zunge ist, der muß anders behandelt werden als 
ein Ausländer aus Südamerika oder Hinterasien.’' 


„Das sollte sich langsam auch bei uns durchsprechen.‘’ 
(Abg. Dr. Schier im Plenum des bayerischen Landtages vom 27. 6. 
1956, Protokoll Seite 2315.) 
Nach den bisherigen Darlegungen und angeführten Rechtsquellen kann somit 
. gar kein Zweifel mehr darüber bestehen, daß der Gesetzgeber mit dem 2. STAG 
folgendes erreichen wollte: 
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1. Aus Gründen des Rechts muß „die Respektierung und Sicherung 
des Rechts auf Selbstbestimmung einer ‚jeden Person nach Art. 1 GG 
gewährleistet sein“.68) 


2. Nach dem Gebot von TREU und GLAUBEN und um der Gerechtig- 
keit willen darf den Betroffenen „die Möglichkeit einer Beibehaltung auch 
der deutschen Staatsangehörigkeit nicht entzogen werden”.?!) 


3. Aus Gründen der Menschlichkeit muß „wegen des schweren 
Schicksals und wegen soviel menschlichen Leides“ der umstrittene Stichtag vom 
27.4.1945 durch den 23, 5. 1949 ersetzt. werden.?) 


4. Durch eine „sinnvolle Handhabung dieser Formulierung soll der damit 
verbundene SCHUTZZWECK erreicht werden“.25) 


5. Diejenigen, „die zur Zeit des Inkrafttretens des GG (23. 5. 1949) in Deutsch- 
land lebten und deutsche Staatsangehörige bleiben wollten, müssen in ihrem 
GLAUBEN an die verfassungsrechtlichen Garantien ge 
schützt werden“.?2) 


6. Es muß unbedingt verhindert werden, daß „die Absicht des Gesetzgebers, 
dem individuellen Willen Rechnung zu tragen, nicht ausreichend verwirklicht 
. werden würde“.72) 


7. Die durch DISKONTINUITAÄT beim Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit 
unvermeidlichen Rechtsnathteile sollen durch die durch das Gesetz festgelegte 
KONTINUITÄT unbedingt ausgeschlossen werden.) 


8. Daher sollte „lediglich der Rechts-GRUND für ihren Besitz gewechselt 
werden“, so daß die vom Gesetz zu schützenden Personen so zu ‚behandeln sind, 
„als ob sie immer deutsche Staatsangehörige gewesen wären”.73) 


Es sei ausdrücklich betont, daß es sich bei der Gesetzesbegründung Zf. Punkt 5, 
6, 7 u. 8 nicht etwa um die Meinung eines Vertreters der Minderheit handelt, son- 
dern um den Sprecher der Regierungskoalition als Vertreter des federführenden 
Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung, somit als Exponent des 
gesamten Ausschusses und Berichterstatter an den Bundestag und Bundesrat. 


9. Selbst im Falle der Richtigkeit der nur deklaratorisch erwähnten Rechts-VER- 
MUTUNG über den angeblichen „Verlust“-Grund für die Anschluß-Staatsangehörig- 
keit per 27. 4. 1945 soll durch einen rückwirkenden Austausch des bisherigen Rechts- 
GRUNDES (Wiedervereinigung) gegen den gesetzlich und völkerrechtlich unangreif- 
baren neuen Rechts-GRUND (Prinzip der eigenen Willensentscheidung) bei dem vom 
Gesetz geschützten Personenkreis der rechtswirksame und ununterbrochene 
FORTBESTAND der Anschluß-Staatsangehörigkeit für alle Zukunit gewährleistet 
werden und von keiner Seite mehr bestritten werden können. 


10. Der Bundesgesetzgeber schuf — im Gegensatz zur LEX DLUGOSCH, die von 
Gesetzes wegen sämtliche Deutschen aus Osterreich ohne ein rechtliches Aquivalent 
in Form der Option konstitutiv per 27. 4. 1945 zwangsweise ausbürgern lassen 
wollte, — im 2. STAGG eine organische und. unteilbare Gesetzeseinheit zwi- 
schen der deklaratorisch-dekoratorischen Rechts-Vermutung hinsichtlich der Auf- 
hebung des bisherigen Besitz-GRUNDES kraft des Wiedervereinigungsgesetzes einer- 
seits und der konstitutiv und rückwirkenden Anerkennung des ununterbrochenen 
und daher niemals untergegangenen Besitzes der deutschen Staatsangehörigkeit kraft 
der persönlichen Erklärung — sie weiter Besitzen zu wollen — andererseits. 


Nur durch diesen simultanen Austausch der Rechtsgründe, und zwar 
rückwirkend bis zum Tage des Beginnes des Rechtsstreites über den Fortbestand der 
Anschluß-Staatsangehörigkeit: ab 27. 4. 1945, ist die völkerrechtlich unangreifbare 
Rechtsbasis für diese ein für alle Male gegeben. 
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Diese gesetzlich festgelegte und unteilbare Simultaneität will die 
Staatsangehörigkeitsbehörde in zwei von einander völlig getrennte Rechtsakte zer- 
schneiden, indem sie einen Rechtsakt am 27.4. 1945 (Zwangsausbürgerung) und 
einen zweiten Rechtsakt (nämlich die nach 11 Jahren vorzunehmende Wieder- 
einbürgerung nach einem ebenso langen „Ausländerstatus“) im Jahre 1956 entstehen 
lassen will. 


Der Gesetzgeber ahnte eine solche Umdeutung und Umwandlung des 2. STAG vor- 
aus und deshalb kündigte er noch unmittelbar vor der Abstimmung über das 
2. STAG an, daß er streng „darüber wachen werde”, daß sein Wille und die „Spur- 
weite“ des Gesetzes nicht durch die Verwaltung „eigenmächtig verengt” werde”4) 
(S. 43). 


14. Wann erfolgte das „Außerkrafttreten” des Wiedervereinigungsgesetzes? 


Art. 123 GG: „Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des Bundes- 
tages gilt fort, soweit es dem Grundgesetz nicht widerspricht.’ 

Der genaue Zeitpunkt für das angebliche „Außerkrafttreten” des Reichsgesetzes 
für die Wiedervereinigung Osterreichs mit dem Deutschen Reich ist selbst dem 
Gesetzgeber so unklar, daß er es vorzog, nicht einmal in der Präambel des Gesetzes 
— „die üblicherweise keine Rechtssätze und keine authentische Gesetzesauslegung 
enthält“ und die die „verfassungsgerichtliche Nachprüfung nicht ausschließt”#1) — 
auch nur deklaratorisch festzustellen, aus welchem Rechtsgrunde und von welchem 
Tage an dieses Gesetz tatsächlich „außer Kraft getreten ist“! 


Der Rechtsgrund für das „Außerkraittreten"“ des Wiedervereinigungsgesetzes 
sowie der genaue Erlöschenstag bleiben weiterhin eine nichtterminisierte und dekla- 
ratorische Rechtsvermutung, ein auch durch das 2. STAG nicht endgültig ent- 
hülltes Rechtsaeheimnis. Der Fortbestand der Anschluß-Staatsangehörigkeit 
hingegen wurde durch einen durch das Gesetz konstitutiv und rechtsverbind- 
lich festgelegten neuen und unanfechtbaren Rechtsgrund, durch die freie Willens- 
erklärung, von jenem Zeitpunkt an gesetzlich abgeschirmt, zu dem der rechtswirk- 
same FORTBESTAND der Anschluß- -Staatsangehörigkeit von keiner Seite bestritten 
wird (27.4. 1945). 


15. Die rückwirkende „Kompromißlösung“ in der Praxis 


„Wer unsere Zeit einmal als Ganzes überblickt, der wird, glaube ich, 
als am meisten beunruhigendes Symptom die Erschütterung 
des Rechtsgedankens erkennen, .. .‘ 


(Abg. Dr, Friedensburg im Plenum des Bundestages, am 26. 5. 
1955, Protokoll der 83. Sitzung, Seite 4562 B.) 


Ungeachtet der nicht aus Rechtsgründen, sondern nur wegen besonderer innen- 
und außenpolitischer Umstände verursachten und gekünstelten Rechtsfigur 
einer doppelten Rückwirkung und der abnormalen Rechtskon- 
struktion (mit einem deklaratorisch-theoretischen und einem. konstitutiv-prak- 
tischen Stichtag vom 27.4.1945 und vom 23.5. 1949) — bei der der ausländische 
Stichtag vom 27.4.1945 aus Gründen einer über Gebühr und Recht gesteigerten 
„internationalen Höflichkeit“ nach langen und harten Kämpfen lediglich dekorato- 
risch und „mit dem Stimmenverhältnis 11:10“ durch den Rechtsausschuß am 14. 1. 1956 
wieder eingeführt worden ist?®) 25) — kam es dem Bundesgesetzgeber beider Häuser 
einzig und allein darauf an, „dem individuellen ANRECHT“ der Betroffenen, weiter- 
hin deutsche Staatsangehörige „zu bleiben”, durch eine „KOMPROMISSLOSUNG" 
(Fettdruck!) Rechnung zu tragen. Dadurch soll es dem vom Gesetz geschützten Per- 
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sonenkreis ermöglicht sein, „sich durch Abgabe einer einfachen Erklärung .. . die 
deutsche Staatsangehörigkeit zu erhalten“. „Nach anfänglichkem Bedenken hat 
sich auch die Bundesregierung der Bundesrepublik Osterreich mit dieser „Kom- 
promißlösung“ einverstanden erklärt.“7) 


Der Angelpunkt dieser „Kompromißlösung“ liegt 1. in der Zurückdrän- 
gung des umstrittenen, geschichtswidrigen und starren Stichtages vom 27.4. 1945 als 
bloßes politisches Dekorationsstück, als rechtliche „Quantit& negligeäble” infolge der 
praktischen Verlegung dieses ursprünglichen „starren Stichtages” auf 
den Tag des Erlasses des Bonner Grundgesetzes vom 23. 5. 1949 und 2. in der damit 
verbundenen Kontinuität in der deutschen Staatsangehörigkeit durch Anerken- 
nung eines RECHTES auf den ununterbrochenen und niemals untergegangenen Besitz 
der Anschluß-Staatsangehörigkeit wenigstens bei dem vom Gesetz geschützten Per- 
sonenkreis. A 


Gerade in dieser, wohl eigenartigen aber eindeutigen Rechtsfigur im 2. STAG 
liegt der diametrale und unüberbrückbare Gegensatz zum Erstentwurf, zur LEX DLU- 
GOSCH, die immer wieder von dem Gedanken der DISKONTINUITÄT der deutschen 
Anschluß-Staatsangehörigkeit durch die Hypothese von einem angeblichen „automa- 
tischen und qesetzlosen Untergang” der Anschluß-Staatsangehörigkeit per 27. 4. 1945 
beherrscht war. ; 


Sinn und Wesen dieser KOMPROMISS-LOSUNG sind aber nur zu verstehen, wenn 
die vorausgegangenen Beratungen und Verhandlungen in den zuständigen Aus- 
schüssen erforscht werden und wenn vor allem jenes „AIDE MEMOIRE* in 
seinen Grundgedanken herangezogen wird, das am 27. 10. 1955 vom Rechtsausschuß 
einstimmig beschlossen und an das Auswärtige Amt durch Schreiben vom 28. 10. 1955 
als Verhandlungsgrundlage auch mit den österreichischen Stellen weitergeleitet 
wurde. 


Wie bereits im Kap. 8, S. 33 erwähnt, ist der entscheidenden Beschlußfassung vom 
27.10. 1955 noch am 19. 10. 1955 eine Beratung vorausgegangen, in der grundsätzlich 
festgestellt wurde, daß 

„das einzige Bestreben des Ausschusses vielmehr sei, denjenigen Öster- 
reichern, die an dem Tag, als das GG erlassen worden sei, ihren ständigen 
Aufenthalt in Deutschland genommen hätten, ein RECHT zu geben, sich die 
deutsche Staatsangehörigkeit durch eine Erklärung in der Weise zu erhal- 
ten, daß sie niemals unterbrochen worden sei“.9) 


Daß sich der Gedanke der KONTINUITÄT, also des ununterbrochenen und niemals 
untergegangenen Besitzes der Anschluß-Staatsangehörigkeit, die durch die Auswechs- 
lung des Rechtsgrundes kraft einer persönlichen Erklärung eine unpolitische und 
völkerrechtlich unangreiibare Rechtsbasis erhielt, wie ein roter Faden durch das er- 
wähnte „AIDE MEMOIRE“ zieht, beweisen die beiden lapidaren Rechtssätze 
als ausgeprägter und für alle Zukunit feststehender und nicht mehr abwandelbarer 
Wille des Bundesgesetzgebers. 


S.4: „So will auch hier niemand einen österreichischen  Staatsangehörigen 
zwangsweise kraft Gesetz zu einem deutschen Staatsangehörigen stempeln, wohl 
aber kann nach den Verfassungsgrundsätzen des Bonner GG die Verpflichtung 
in Betracht kommen, denjenigen Osterreichern, die bei Inkrafttreten des Bonner 
GG am 23. 5. 1949 ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland genommen 
hatten, nach eigener Entscheidung im Wege der Selbstbestimmung die BE- 
"FUGNIS einzuräumen, durch freiwillige Abgabe einer Erklärung sich auch 
die deutsche Staatsangehörigkeit ununterbrochen zu erhalten. Denn 
dieser Personenkreis, der am 23.5. 1949 in der Bundesrepublik Deutschland an- 
sässig war und hier ansässig geblieben ist, konnte darauf vertrauen, daß 
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ihm der Schutz des Bonner GG zuteil würde und deshalb die Möglichkeit einer 
BEIBEHALTUNG auch der deutschen Staatsangehörigkeit nicht entzogen werden 
könne.”®) 

Im Schluß-Satz werden die gleichen Gedankengänge nochmals zusammengefaßt: 
„Die Rechtsgedanken des Bonner GG zwingen dazu, die freiwillige Selbst- 
bestimmung der Beteiligten anzuerkennen und den seit dem Erlaß des Bonner 
GG in der Bundesrepublik Deutschland wohnhaiten Osterreichern die BEFUGNIS 
einzuräumen, durch die bloße Abgabe einer Erklärung sich nach eigener Ent- 
schließung auch die deutsche Staatsangehörigkeit ununterbrochen zu erhalten.”®) 


Selbst wenn alle bisher angeführten Urkunden und Materialien gar nicht bestün- 
den und selbst wenn alle bisherigen Darstellungen nur eine nicht begründete Hypo- 
these wären — das vom Rechtsausschuß einstimmig angenommene „AIDE MEMOIRE" 
vom 27.10.1955 offenbart den eindeutigen und doch nicht mehr leugbaren Willen 
des Bundesgesetzgebers, der auf den ununterbrochenen und niemals 
untergegangenen Besitz der Anschluß-Staatsangehörigkeit bei den bis 
zum 23.5. 1949 in Deutschland ansässigen Deutschen aus Osterreich ausgerichtet ist. 


Bei diesem, auf den niemals untergegangenen Besitz der deutschen Staatsange- 
hörigkeit, also auf der KONTINUITÄT abgestellten Willen des Bundesgesetzgebers, 
ist es kaum begreifbar, wenn kurz nach der Verkündung des 2. STAG der Bun- 
desinnenminister im Schreiben vom 21.6. 1956194) behauptet, daß die Antithese 
zur KONTINUITÄT, also die DISKONTINUITÄT, dem Sinn des Gesetzes und ae 
Willen des Gesetzgebers entspräche: 

„Erklärungsberechtigte, die sich nicht alsbald\entscheiden, sondern die vom Gesetz 
eingeräumte Erklärungsfrist ausnützen wollen, müssen während der 
Uberlegungszeit die Behandlung als Ausländer hinnehmen. Hierin kann 
mit Rücksicht auf die Freiwilligkeit der Hinauszögerung des Erwerbes der 
deutschen Staatsangehörigkeit eine Härte nicht gesehen werden.” 


Die unfaßbare Konsequenz einer solchen Rechtsansicht ist die, daß darnach heute 
Erklärungsberechtigte- als lästige „Ausländer” abgeschoben werden könnten, die 
morgen kraft der Erklärung gesetzlich als deutsche Vollbürger unbedingt anerkannt 
werden müssen, die aber durch eine etwaige Ausweisung daran vorher verhindert 
werden. Und in einer solchen Rechtsauffassung „kann eine Härte nicht gesehen 
werden.“ ; 

‚Ungeachtet des urkundlich erwiesenen Sinnes und Wesens des 2. STAG und des 
Willens des Bundesgesetzgebers hinsichtlich der unleugbaren Kontinuität, wird in 
einem weiteren Schreiben des Bundesinnenministeriums vom 20. 7. 1956 behauptet: 


„Ich kann demgegenüber nur erneut erklären, daß der Gesetzgeber und das 
BVerfG die Kontinuität des Bestandes der deutschen Staatsangehörigkeit aus- 
drücklich verneint und festgestellt haben, daß die auf dem Anschluß be- 
ruhende deutsche Staatsangehörigkeit mit Ablauf des 26.4. 1945 ausnahmslos 
erloschen ist“ 1195) 


Auf diese Weise wird erneut der Geist, der durch den Bundesgesetzgeber ver- 
worfenen LEX DUGLOSCH mit ihrer DISKONTINUITÄAT durch einen angeblichen 
Untergang der deutschen Staatsangehörigkeit ner 27.4.1945 und dem gleichzeitig 
behaupteten „Ausländerstatus” seit dem 27.4. 1945 bis heute selbst nach Verkün- 
dung des 2. STAG mit seiner ausgesprochenen KONTINUITÄT und dem unterbro- 
chenen und niemals untergegangenen Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit, der 
durch eine einfache: Erklärung auch seine völkerrechtlich und staatsrechtlich durch 
niemanden mehr bestreitbare rechtisverbindliche und gesetzliche Rechtsbasis erhalten 
hat, erneut zum eigentlichen, aber nicht vom Bundesgesetzgeber beschlossenen Sinn 
des Gesetzes und zum angeblichen, aber nicht zutreffenden Willen des Bundes- 
gesetzgebers im Wege der Durchführung des Gesetzes erhoben. 
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Der protokollarisch festgelegte und eindeutige konträre Wille des Gesetzgebers 
ist jedoch der unwiderlegbare Beweis, daß der Standpunkt der Staatsangehörigkeits- 
behörden im eklatanten Widerspruch zum Geist des 2. STAG und zum Willen des 
Bundesgesetzgebers steht und daß nicht nur die höchstrichterliche Rechtssprechung, 
sondern auch der Wille des Bundesgesetzgebers glatt ignoriert werden. 


” Daß die Staatsangehörigkeitsbehörde von heute, ungeachtet der zahlreichen . 
Rechtsstreite mit der ständigen Rechtssprechung, der bedauerlichen Diskrepanz zur 
herrschenden Lehre und dem erneuten Rechtskonflikt mit dem Bundesgeseizgeber, 
selbst zu’ den prominentesten Exponenten der früheren Staatsangehörigkeitsbehörde 
in Gegensatz geraten sind, ist der neuesten Auflage des umfangreichen Werkes von 
M. LICHTER „Die Staatsangehörigkeit“ zu entnehmen. Dieser stellt als ehemaliger 
Staatsangehörigkeits-Referent im Reichsministerium des Innern 1955 fest: 


„Es erscheint durchaus vertretbar, denjenigen Personen, die den Wohnsitz in 
Deutschland behalten haben, .. . neben der wiedererworbenen österreichi- 
schen Staatsangehörigkeit die deutsche zuzubilligen; ihnen die deutsche Staats- 
angehörigkeit vorzuenthalten, hieße, sie ohne plausiblen 
Rechtsgrund hinsichtlich mancher Rechte und Anwartschaften ver- 
kürzen.“109) j 


‘ In völliger Übereinstimmung mit der Judikatur, der Literatur und dem Gesetz- 
geber bekundet auch ein hervorragender Verwaltungsfachmann und Fachmann für 
Staatsangehörigkeitsprobleme das gleiche Rechtsgefühl und Gerechtigkeitsempfinden 
gegenüber den Deutschen aus Österreich. 


Es kann leider nicht in Abrede gestellt werden, daß die dem Gesetzgeber im 
letzten Augenblick erneut aufgezwungene Wiedereinführung des so heiß umstrittenen 
starren Stichtages vom 27. 4. 1945 — allerdings nicht mehr, wie anfangs, als rechts- 
verbindliche und konstitutive Rechtsnorm, sondern nur mehr als rechtlich nicht ver- 
bindliche und nur deklaratorische Rechts vermutung — die sauberen Gedanken- 
gänge und Absichten des Bundesgesetzgebers optisch etwas verschleiert hat. Aber 
durch die Einführung und Beibehaltung des neutralen Verkündungstages des Bonner 
'GG vom 23. 5. 1949 hat der zäh verteidigte „FIX-STERN” vom 27. 4. 1945 sowohl sei- 
nen Glanz als auch seine starke Verankerung im rechtlichen Firmament verloren. Er 
ist zwar zur völligen rechtlichen Bedeutungslosigkeit verblaßt, doch selbst vom Bun- 
desgesetzgeber in weiser Voraussicht als ein „neuralgischer Punkt” des 2. STAG 
bezeichnet worden,?”) über den streng gewacht werden müsse.”%) Er bedeutet daher 
eine überaus empfindliche, leicht verletzbare und auch gefahrdrohende Angriffsfläche 
sowie einen beachtlichen rechtlichen Schönheitsfehler im Gesetz, weil der Gesetz- 
geber zwar eine „einfache Erklärung“ vorgesehen, jedoch völlig übersehen hat, den 
Wortlaut dieser Erklärung selbst zu gestalten, und dies nicht wieder der Ver- 
“ waltung zu überlassen. Diese hat doch im Gesamtproblem' bisher eine recht ein- 
seitige Einstellung eingenommen und nun die Möglichkeit erhalten, diese in das 
Vakuum einer dem Wortlaut nach nicht bestimmten Erklärung und damit wieder 
indirekt in das Gesetz selbst zu verpflanzen, was auch, wie noch nachzuweisen sein 
wird, tatsächlich geschehen ist. 


Wird der Wortlaut nach dem eindeutigen und protokollarisch verankerten Willen 
des Gesetzgebers im Sinne des Gesetzes und seines Wesens gestaltet, so kann er 
nur klipp und klar lauten: 

„Ich erkläre hiermit, weiterhin deutscher Staatsangehöriger bleiben zu 
wollen”! . 

Wird jedoch in den Wortlaut dieser Erklärung der bisherige Standpunkt der Ver- 
waltung, der sich in der diametralen Richtung bewegt, hineinprojiziert, so wird sie 
— wie dies auch in den vorliegenden Fragebogen bereits der Fall ist — folgenden, 
die Rechtslage völlig pervertierenden Text haben: : 
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„Ich erkläre auf Grund des Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit vom 17. 5. 1956 (BGBl I S. 431), daß ich die deutsche Staats- 
angehörigkeit rückwirkend {wieder) erwerben will.“ 

Dieser Erklärung ist noch folgende Fußnote angehängt: 

„Die Urkunden, die über den rückwirkenden Erwerb der deutschen Staatsange- 
hörigkeit auf Grund des Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staats- 
angehörigkeit erteilt werden, besagen lediglich, daß der in der Urkunde Genannie 
am 27.4. 1945 oder im Zeitpunkt der Eheschließung, der Geburt oder Legitimation 
deutscher Staatsangehöriger geworden ist. Ob die deutsche Staatsangehörigkeit 
noch besteht, bedarf weiterer Prüfung, die nur auf Antrag erfolgt. Bei posi- 
tivem Prüfungsergebnis wird eine (gebührenpflichtige) Staatsangehörigkeits- 
urkunde ausgestellt. Wer diesen Nachweis benötigt, muß zusätzlich einen be- 
sonderen Antrag stellen.“”°) 


Aus der gesetzlich vorgeschriebenen „einfachen Erklärung“ wird bereits wieder 
ein recht komplizierter Prüfungs-, Antrags- und Erklärungsakt. Der Wortlaut der 
Erklärung selbst trägt in keiner Weise mehr dem Willen des Gesetzgebers und dem 
Sinn und Wesen des Gesetzes Rechnung, sondern moduliert diesen in eine völlig 
andere Rechtsfigur um, die weder den kriegsgeschichtlichen Tatsachen noch der 
höchstrichterlichen Rechtssprechung irgendwie entspricht. Dieser Wortlaut ist gesetz- 
und verfassungswidrig, denn er will konstitutiv materielles Recht schaffen 
(Aberkennung des Besitzes der deutschen Staatsangehörigkeit), während das Gesetz 
lediglich deklaratorisch und nicht rechtsverbindlich einen vermeintlichen 
Rechtsverlust per 27.4. 1945 erwähnt. Der Wortlaut schafft also einen „Verlusttat- 
bestand“, den der Art. 16/1 verbietet und den zahlreiche Gerichte verneint haben. 
Dieser Wortlaut ist daher auch rechtsirrig. Er ist besonders deshalb unverständlich, 
weil durch diesen Wortlaut der Erklärung sogar noch vor der Ablauffrist der Erklä- 
rung (30. 6. 1957) sämtliche Deutschen aus Österreich in den „Ausländer-Status” ver- 
setzt werden, den das Bundesverfassungsgericht für die vom Gesetz zu schützenden 
Personen aus dem sittlichen Gebot von TREU und GLAUBEN — „bereits jetzt“, also 
schon vor dem 2. STAG — grundsätzlich verneint hat. Nach dem genauen Wortlaut 
der Begründung der Entscheidung des BVeriG v.9. 11. 1955 hätte es. sogar auch im 
konkreten Fall des Beschwerdeführers F. dessen „Ausländerstatus” verneint und 
die Auslieferung verboten, wenn er vom kommenden Gesetz „aller Voraussicht nach” 
betroffen worden wäre, obwohl er sich noch im Jahre 1951 — wie bereits ausge- 
führt — vor Gericht als „Osterreicher” bekannt und erst im Jahre 1952 seinen stän- 
digen Wohnsitz in Deutschland genommen hat! 


Dennoch wird durch den von den Staatsangehörigkeitsbehörden eigenmächtig un- 
gestalteten Wortlaut der Erklärung selbst den vom Gesetz geschützten Personen, die 
‘ sich seit dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches in der Bundesrepublik befinden 
und die seither den ständigen Willen bekundet haben, weiterhin deutsche Staats- 
angehörige zu bleiben, der „Ausländer”-Status aufgenötigt. 


Durch diese völlig falsche Sinngebung der gesetzlich vorgesehenen einfachen 
Erklärung, weiterhin deutscher Staatsangehöriger bleiben zu wollen, wird das 
einjährige Ringen des Bundesgesetzgebers mit den Vertretern der Staatsangehörig- 
keits-Behörden erneut völlig illusorisch gemacht, indem die im Erstentwurf (Lex Dlu- 
gosch) dem Gesetzgeber zugemutete Beschlußfassung über eine Zwangsausbürgerung 
per 27.4. 1945 zum Inhalt auch des 2. STAG wieder gemacht wurde. Und dies, ob- 
wohl doch durch die Einführung des 23.5. 1949 dieser Termin zum eigentlichen 
Stichtag für die Anerkennung des rechtswirksamen Fortbestandes der Anschlus- 
Staatsangehörigkeit erhoben wurde und obwohl damit doch „eine den Kern tref- 
fende Verbesserung erzielt worden ist“.23) So wurde im Endeffekt doch wieder die 
bisherige Verwaltungspraxis im Sinne der Lex Dlugosch ermeut in das 
2. STAG wie ein Kuckucksei hineingelegt und den Betroffenen bleibt nur wieder der 
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langjährige und kostspielige Leidensweq der Verwaltungs- oder Verfassungsklage 
übrig, um zu ihrem Recht zu kommen, wenn nicht der Bundesgesetzgeber von der 
angekündigten Maßnahme Gebrauch macht, die er vor der Beschlußiassung über 
das 2. STAG öffentlich durch Androhung einer sofortigen Novelle ange-' 
kündigt hat?*) (S. 69). 

Die Tatsache, daß der omjnöse und geschichtswidrige Stichtag vom 27.4. 1945 im 
letzten Augenblick (14. 1. 1956) wieder in das Gesetz — wenn auch nur deklaratorisch 
und aus politisch-dekorativen Gründen neben dem eigentlichen: Stichtag vom 23. 5. 
1949 — hineingepreßt worden ist, also tatsächlich im Gesetz Aufnahme gefunden hat, 
bringt die große Gefahr und Versuchung mit sich, daß dieser gefährliche Termin in 
weiteren Gesetzen, Durchführungsbestimmungen und evtl. auch in Urteilen erneut 
zitiert wird, sich also immer mehr verbreiten wird. Die politischen und kommuni- 
stisch beeinflußten Reminiszenzen des Auslandes vom 27.4. 1945 sowie die von der 
deutschen Verwaltungspraxis hinsichtlich der bisher ausschließlich geübten und auch 
in der LEX DLUGOSCH verankerten Alleingültigkeitdesgeschichts- 
widrigen Termines vom 27.4. 1945 werden immer wieder wachgerufen und 
zum sich alleinentscheidenden Rechtskriterium auch des 2. STAG künstlich erhoben 
und herauskristallisiert, wenn dieser gefährlichen Entwicklung nicht entgegenge- 
treten wird. Daher bedeutet auch der bloß deklarative und dekoratorische Charakter 
des fragwürdigen Stichtages vom 27.4.1945 im 2. STAG eine ernste Gefahr 
für die weitere Rechtsentwicklung (hinsichtlich der allmählihen Ausmerzung 
eines reinen Politikums) für die darauf aufzubauende weitere gesetzliche Gestaltung 
sowie für die Rechtssprechung und Lehre. Vom 27.4.1945, einer politischen Utopie 
und einer geschichtswidrigen Behauptung, muß das Wort von der bösen Tat zitiert 
werden, die fortzeugend immer Böseres gebären muß. Der Gesetzgeber hat sie vor- 
ausgesehen und auch Konsequenzen angedroht. Doch zunächst bleiben die Betroffenen 
weiterhin die Leidtragenden. 

Gemäß einer rechtsstaatlichen Staatsgesinnung und einem sozialen und mensch- 
lichen Empfinden müßten sich eigentlich beide Staaten ehrlich darüber freuen, daß 
die betroffenen Menschen nach einem 10jährigen betrüblichen und bedrückenden EX- 
LEX-Zustand endlich nach dem demokratischen Prinzip der eigenen Willensentschei- 
dung ihre staatsbürgerlichen Rechtsverhältnisse auf gesetzlichem Wege klären und 
sich nunmehr einzig und allein dem so beeinträchtigten Familienleben und. dem 
‘ Wiederaufbau der zerstörten Existenzgrundlagen voll und ganz widmen können. 
Politische Ressentiments in konträrer Richtung aus dem glücklicherweise überwun- 
denen letzten Jahrzehnt wären weder vom Standpunkt der reinen Menschlichkeit noch 
der Freiheit und Würde der Persönlichkeit des deutschen Staatsbürgers zu verstehen 
oder zu verantworten. 

Es geht aber nicht an, nach einer so mühevoll zustandegekommenen „Kompromiß- 
Lösung“, auch das 2. STAG erneut in die rechtliche Zwangsjacke der mißglückten 
Verwaltungspraxis und der Lex Dlugosch hineinzupressen, nachdem doch eine „den 
Kern treifende Verbesserung” erreicht worden sein soll.2) 


16. Der geschichtswidrige Stichtag vom 27.4.1945 — „eine etwas grausige 
Zumutung an den Bundesgesetzgeber" 
‚Und er kommt zu dem Ergebnis,‘ 
Nur ein Traum war das Erlebnis, 
Weil, so schließt er messerscharf, 
Nicht sein kann, was nicht sein darf‘. 


(Aus dem Gedicht von Morgenstern: 
‚Die unmögliche Tatsache’‘.) 


Es würde den Rahmen dieser Schrift weit überschreiten, das staats- und völker- 
rechtlich außerordentlich schwierige und heikle Problem hinsichtlich der angeblichen 
„Wiedererrichtung” eines selbständigen und unabhängigen, freien und demokrati- 
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schen Staates Osterreich am. 27. 4. 1945 als anerkanntes Völkerrechtssubjekt ebenfalls 
in allen Einzelheiten zu untersuchen. Doch seien wenigstens folgende staats- und 
völkerrechtlich bedeutsamen Hinweise gemacht: 


1. Am 27.4. 1945 ging mitten durch Osterreich die von der Deutschen Wehrmacht 
zäh verteidigte Hauptkampflinie der Heeresgruppe SUD, deren Führer der 
Osterreicher Generaloberst RENDULIC war und die bis zum 8. Mai 1945 auch mit 
allen ihr angehörigen Deutschen aus Österreich gegen die Rote Armee tapfer und im 
guten Glauben gekämpft hat. An dieser kriegsgeschichtlichen Tatsache allein scheitert 
die geschichtswidrige Ideologie von der „Wiedererrichtung” eines selbständigen ge- 
samtösterreichischen Staates, die Hypothese vom „AUSLANDERTUM"“ per 27. 4. 1945 
der als Reichsbürger in der Deutschen Wehrmacht auch auf österreichischem Boden 
bis zum 8. 5. 1945 noch ihre deutsche Soldaten- und Eidespflicht effektiv erfüllenden 
Deutschen Österreichs. 


2. Das Land Österreich war also nachweislich an diesem ominösen Stichtag vom 
27.4.1945 deutsches Reichs- und Kriegsgebiet. Es wurde von vier feind- 
lichen Armeen erobert und in vier von einander völlig unabhängige und autonome 
Zonen aufgeteilt, in denen jede der erobernden Kriegsmacht eine unbeschränkte 
Militärdiktatur ausübte, in deren Besatzungsgebiet kein anderer Staat auch nur die 
geringste selbständige Staatsmacht ausüben hätte können oder dürien, 


3. Die vielgenannte „Osterr. Prov.-Regierung“ wurde lediglich in der öster- 
reichischen Sowjet-Zone ab 27.4.1945 von dem sowjetischen Marschall 
TOLBUCHIN stillschweigend und dem Scheine nach als eine Regierung geduldet. Sie 
wurde nur von den „Parteivorständen” der noch gar nicht bestehenden Par- 
teien gebildet und im übrigen erst am Sonntag, dem 29.4. 1945 durch Selbstwahl 
„Konstituiert“, um gleichzeitig die Embleme des Bolschewismus (Hammer und Sichel) 
in das künftige österreichische Staatswappen einzuführen.?) 


Diese „provisorische österreichische Regierung“ in der österreichischen Sowjet- 
zone ist nicht identisch mit der auf Grund der ersten Nationalratswahlen vom 
25. November 1945 gebildeten österreichischen Regierung, durch die „sich die zweite 
Republik am 19., 20. und 21. XII. 1945 konstituiert” hat, wie beim Festakt des ersten 
Jahrestages am :20. XII. 1946 von Regierung wegen offiziell festgestellt 
wurde.3i) 


4. Der immer wieder zitierten „Proklamation” und „Unabhängigkeits“-Erklärung 
vom 27.4. 1945 kommt als Enunziation eines „antifaschistischen Führungsgremiums”, 
das weder anerkannt noch gewählt war, keinerlei völkerrechtliche Bedeutung zu, 
da dieses erstens nur in der Sowjetzone geduldet war und zweitens nur eine 
einseitige Kundgebung erlassen konnte, die das noch bestehende Deutsche 
Reich am 27. 4. 1945 ebenso wenig binden, wie die Dienst- und Treueverhältnisse der 
Beamten und Soldaten des Deutschen Reiches, auch wenn sie österreichischer Her- 
kunit waren, schon an diesem Tage einseitig „für null und nichtig” erklären konnte, 
auch nicht durfte, da dies sonst eine Einmischung eines nicht-kriegführenden Staates 
in die Kriegshandlungen eines völkerrechtlich anerkannten und kriegführenden Staa- 
tes gewesen wäre. i 


5. Auch die Deutschen Österreichs waren bis zum Tage der Kapitulation . der 
Deutschen Rechtsordnung und Kriegsgerichtsbarkeit unter- 
worfen, und sie wären ebenso erschossen worden, wie alle andern Angehörigen der 
Deutschen Wehrmacht, wenn sie sich als angebliche „Ausländer“ gegen ihre Eides- 
pflicht schon vor dem 8. Mai 1945 gestellt hätten. 


6. Wäre Osterreich tatsächlich am 27. 4. 1945 als selbständiger und nicht krieg- 
führender, also neutraler Staat „wiedererrichtet“ und anerkannt worden, dann hätte 
am allerwenigsten die sowjetische Besatzungsmacht die angeblich in die Deutsche 
Wehrmacht „gezwungenen“ Osterreicher dadurch „erlösen” dürfen, daß sie sie für 
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lange Jahre nach Sibirien in die härteste Kriegsgefangenschaft der 
NEUZEIT zu Hunderttausenden verschleppte.e. Auch wurden einige Hunderttausend 
österreichische Frauen durch Angehörige der Roten Armee in unmenschlicher Weise 
vergewaltigt. Sie hat auch die gleichen Verbrechen gegen die Kriegsgesetze und 
gegen die Menschlichkeit begangen wie in den deutschen Landen, Kriegsverbrechen, 
von denen Bundeskanzler Dr. Adenauer in Angesicht der Führer der Sowjet- 
union in Moskau im September 1955 vor der Weltöffentlichkeit freimütig gespro- 
chen hat. 

So darf niemals mit einem wiedererrichteten, freien, selbständigen, neutralen und 
demokratischen Staat verfahren werden. - 

7. Osterreich und seine Bevölkerung wurden durch die Besatzungsmächte genau 
so behandelt wie das deutsche Reichsgebiet und die deutsche Bevölkerung. Es wur- 
den die österreichischen Soldaten in gleicher Weise gefangen genommen, es wurde 
in gleicher Weise requiriert, demontiert und konäsziert. In gleicher Weise wurde 
Osterreih auf vier Zonen aujigeteilt und lange Jahre — besonders in der 
österreichisch-sowjetischen Besatzungszone — wie ein unterworfenes Kolonialgebiet 
mit rechtloser Bevölkerung behandelt, nicht aber wie ein unabhängiges Staats- 
wesen. Österreich wurde am 27.4.1945 ebensowenig als auAnUNgEE und freier 
Staat „wiedererrichtet“ wie Deutschland. 

8. Wäre Österreich tatsächlich am 27.4.1945 als selbständiger Staat „wieder- 
errichtet“ worden, dann hätte es nicht mehr länger besetzt bleiben dürfen. Keine 
einzige Besatzungsmacht hat die völkerrechtlichen Konsequenzen aus einer 
angeblichen „Wiedererrichtung”“ eines unabhängigen und selbständigen Staates ge- 
zogen. Die bloße „Unabhängigkeitserklärung“ ist leerer Schall geblieben, sie hat 
weniger völkerrechtliche Rechtswirksamkeit als die feierlichen Erklärungen der Groß- 
mächte in Moskau, Yalta und Potsdam. Würde’ die österreichische „Unabhängigkeits- 
erklärung“ eine völkerrechtliche Verbindlichkeit haben, dann hätten diese die Er- 
klärungen der Siegermächte von Moskau, Yalta und Potsdam in erhöhtem Maße. Es 
ist ein für Deutschland sehr gefährliches Rechtsspiel, solche Thesen für Osterreich als 
Rechtsverpflichtung aufzustellen und damit die Oder-Neisse-Grenze und die Zwei- 
teilung Deutschlands als einen völkerrechtlichen und Deutschland bindenden Rechts- 
akt anerkennen zu müssen, 

9. Es geht aber nicht an, bei den wehrlosen Deutschen aus Österreich die „Rechts- 
verbindlichkeit“ einer angeblichen „Wiedererrichtung” eines selbständigen Österreichs 
zwecks Zwangsausbürgerung und Entrechtung der Deutschen aus Österreich nach 
Jahren theoretisch zu konstruieren, während sich keine der Besatzungsmächte 
auch nur im geringsten in der Praxis verpflichtet sah, die BEEREDENATER Folge- 
rungen gegenüber einem angeblich unabhängigen Staat zu ziehen. 

10. Unter Berücksichtigung dieser staatsrechtlichen und völkerrechtlichen Tat- 
sachen am 27. 4. 1945 kann die an diesem Tage veröffentlichte einseitige Enunziation 
der Parteivorstände antifaschistischer Führungskreise des Auslandes unter der Patro- 
nanz der Roten Armee in der österreichischen Sowjetzone niemals 
als „Rechtsquelle“ für den Untergang der verfassungsmäßig erworbenen deut- 
schen Staatsangehörigkeit in einem souveränen Rechts- und Ordnungsstaat dienen, 

‘ der sich der Freiheit und Rechtsordnung des Westens verbunden fühlt. 

11. Die „Wiedererrichtung” Osterreichs am 27. 4. 1945 als selbständiger und unab- 
hängiger Staat ist keine geschichtliche Realität, sondern ein geschichts- 
widriges Phantom und eine politische Utopie. Die Wiedererrichtung eines 
selbständigen Staates Osterreichs per 27. 7. 1955 ist hingegen auf Grund des öster- 
reichischen Staatsvertrages nach dessen Inkrafttreten (Ende 1955) nach Art. 1 eine 
international anerkannte und daher völkerrechtliche Realität. 

Die reine Rechtsfrage über die angebliche „Wiedererrichtung“” eines selbständigen 
und unabhängigen Staates Osterreich bereits am 27.4. 1945 und der darauf begrün- 
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dete „automatische“ und gesetzlose Untergang der deutschen  Staatsangehörigkeit 
kraft des ausländischen Osterreichischen Staatsbürgerschafts-Uberleitungsgesetzes 
vom 10.7. 1945,18) auch bei jenen, die weiterhin deutsche Staatsangehörige bleiben 
wollen und seit dem Zusammenbruch in Deutschland ansässig sind, ist in staats- 
rechtlicher und völkerrechtlicher Hinsicht und vor. allem bei Ausschluß aller rein 
politischen Ideologien und Phraseologien zu einem derart komplizierten und 
verworrenen Problem gemacht worden, daß seine Entwirrung und Klärung noch einer 
ernsthaften Doktorarbeit würdig wäre. Es kann daher im Rahmen dieser Schrift nicht 
endgültig gelöst werden, doch: sollen noch die tätsächlichen Rechtsverhältnisse am 
27.4.1945 in Österreich, besonders in Wien, kurz beleuchtet werden, damit nicht 
etwa die Meinung entsteht, daß der Hinweis eines Abgeordneten, die Zustimmung 
zu diesem geschichtswidrigen Stichtag ist „eine etwas grausige Zu- 
mutung“,?) der Ausfluß einer „nationalistischen Entgleisung“ wäre und als Auße- 
rung des Vertreters der Minderheit nicht ernst genommen werden dürfe, weil es sich 
um eine den Anschluß bejahende oder die Selbständigkeit Oslerreichs verneinende 
Auffassung handle. B 


In Wirklichkeit handelt es sich aber um eine ausgesprochene österreichfreundliche 
Bemerkung, nämlich um ein mutiges Bekenntnis zu den Grundbegriffen des Rechts, 
der Moral und der Menschlichkeit, die im April 1945 Osterreich gegenüber, vor allem 
durch die Rote Armee und ihre Angehörigen wahrhaitig mit Füßen getreten worden 
sind. Im April 1945 ist gegenüber der österreichischen Bevölkerung jede menschliche 
Bindung und Hemmung aufgehoben worden, und sie wurde durch die Rote Armee 
in einer so grausamen Weise behandelt, daß man kaum in der Lage ist, sie zu schil- 
dern. Alle an der österreichischen Bevölkerung begangenen Menschlichkeits- und 
Kriegsverbrecken haben nur leider bis heute weder einen Ankläger, noch einen Rich- 
ter, noch eine Sühne gefunden. Darüber berichten aber heute noch, also 11 Jahre 
später, die österreichischen Zeitungen besonders in der jüngsten Zeit ausführlichst. 
Man muß diese Berichte gelesen haben, um zu wissen, welche rechtschaotischen und 
rechtsnihilistischen Zustände von Angst und Schrecken herrschten.) Darüber dari ° 
eine rein theoretische „Unabhängigkeitserklärung“ über die „Erlösung durch die 
Rote Armee“ in einem Festsaal nicht hinwegtäuschen, wenn die gesamte Bevölke- 
rung buchstäblich zu deren Freiwild geworden ist. 


Nur zwei Darstellungen aus berufenem Munde als Augen- und Ohrenzeugen und 
aus einer politischen Richtung, der man kaum nationalen Chauvinismus unterlegen 
kann, sollen klarlegen, welche Rechtsverhältnisse für die Wiedererrichtung. eines 
selbständigen Staatswesens vor allem in der Sowjetzone im April 1945 in Wirklich- 
keit bestanden haben. So erzählt z.B. der jetzige österreichische Vizekanzler Dr. 
Adolf SCHÄRF in seinem Buche „April 1945 in Wien“:78) 


S.25: „Nach den Kampftagen lagen an die 12 000 Tote (in den Straßen), die ein- 
fach in der nächsten Grünfläche beerdigt wurden!” 


S.28: „Im Pathologischen Institut des Allgemeinen Krankenhauses wurde eine 
80jährige Frau eingebracht, die aus Kränkung über das Angetane den. Tod ge- 
sucht hat.” 


„Der Notstand geschwängerter Frauen wurde aber jetzt von Ärzten aller Welt- 
anschauungen anerkannt. Auf glaubwürdiges Zeugnis der angetanen Gewalt wurde 
in den Wiener Spitälern die Unterbrechung der Schwangerschaft herbeigeführt.“ 


„Bloß die geschwängerten Nonnen trugen ihr Schicksal und warteten, alle Schick- 
salgefährtinnen in einem Wiener Spital vereinigt, ihr Los ab.” 


„Was aber spielte sich nicht alles seit dm Zusammenbruch der Ordnung 
vor dem Einmarsch der Russen und nachher ab! Diebstahl, Gewalt, Raub, Plün- 
derung“ — 
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Selbst in der offiziellen „DENKSCHRIFT über die Geschichte der Unabhängigkeits- 
erklärung Österreichs” kennzeichnete der 1. Staatskanzler der 1. Republik Osterreich 
und der 1. Bundespräsident der '2. Republik Osterreich, Dr. Karl:Renner, die 
tatsächlichen Verhältnisse im April 1945 mit folgenden vielsagenden Worten:1) 


S.4: „Nichtsdestoweniger traf die Besatzung die Bevölkerung hart. Während 
des Ostersonntags und des Ostermontags suchten Patrouillen von 
2 oder 3 Mann Haus um Haus, Raum um Raum nach versteckten deutschen Soldaten 
und nach Waffen ab, und die Vorgänge, die sich dabei abspielten, werden von der ein- 
heimischen Bevölkerung so leicht nicht vergessen!” Es war die Zeit der österreichi- 
schen Passion im April 1945, die doch nicht verherrlicht als „Wiedererrichtung eines 
freien, demokratischen Staates” hingestellt werden darf. Das widerspricht doch den 
primitivsten Vorstellungen einer geschichtsgetreuen Darstellung, den Grundbegrifien 
von Wahrheit und Recht. 

Wenn das von jener Besatzungsmacht in einer offiziellen Denkschrift der „provi- 
sorischen österreichischen Regierung“ geschrieben werden mußte, als jene Macht noch 
alle Macht hatte und als man sie auf der andern Seite für die „Erlösung“ und „Be- 
freiung“ mit den höchsten Worten des Dankes überschüttete, dann kann man sich 
eine ungefähre Vorstellung machen, was hinter einer solchen Anklage in Wirklich- 
keit stand. 

Diese erschütternden Tatsachenschilderungen von höchster Stelle aus spiegeln die 
ganze Tragik wider, unter der sich die „Wiedererrichtung” des befreiten und erlösten 
Osterreich im April 1945 abgespielt hat. Sie scheinen aber niemals die charakteristi- 
schen Merkmale für die Gründung eines neuen Staates in Europa zu sein. Es fehlten 
eben im April 1945 sämtliche Rechtskriterien für ein selbständiges österreichisches 
Staatswesen:! 

1. Das Staatsgebiet, das am 27.4.45 Reichs- und Kriegsgebiet war und 
erst später gänzlich erobert wurde. 2 

2. Das Staatsvolk, das zu einem Teil aus Reichsbürgern bestand, zum 
andern Teil aus Gefangenen, Verhafteten, Internierten, Verschleppten, Vergewaltigten 
und völlig Entrechteten. 

3. Die Staatsmacht, die die vier Besatzungsmächte in ihrer autonomen 
Zone auf militärdiktatorischer Basis, nach den Gesetzen des Krieges oder auch unter 
deren völliger Mißachtung unbeschränkt und unkontrolliert ausübten. 

Unter diesen Umständen ist es völlig ausgeschlossen, nach dem Völkerrecht einen 
freien Staat „wiederzuerrichten”. Er konnte weder mit einer papierenen Erklärung 
noch mit der Aufforderung an die in der Deutschen Wehrmacht ihr Leben noch für 
Deutschland einsetzenden Deutschen aus Österreich, — „die:Waiffen niederzulegen, 
wo immer sie stehen“ — errichtet werden. Dadurch konnten nur rechtsnihilistische 
Kollisionen und harte Gewissenskonflikte für die kämpfenden Soldaten entstehen, 
die man zwischen Fahnentreue und Fahnenflucht gestellt hat, ohne ihnen helfen zu 
können, wenn sie,dem Kriegsgesetz verfallen wären; aber ein freier Staat entsteht 
auf diese Weise nicht. ‘ 

Es ist geradezu unverständlich, daß die deutschen Staatsangehörigkeitsbehörden 
solche rechtschaotischen Zustände im April 1945 noch im Jahre 1956 weiterhin und 
immer wieder zur „Rechtsquelle“ eines deutschen Gesetzes erheben wollten, 
dabei aber offenkundig übersehen haben, daß gleichzeitig damit das Deutsche Reich 
mit dem schweren Vorwurf des Völkerrechtsverbrechens belastet wird, angebliche 
„Ausländer“ zum Kriegseinsatz gegen ihren bereits am 27. 4. 1945 „wiedererrichteten“ 
Heimatstaat bis zum 8. Mai 1945 gezwungen oder im Weigerungsialle erschossen zu 
haben. 

Auf Grund der geschilderten, aber wahrhaftig uneuropäischen Rechtsverhältnisse, 
am 27. 4. 1945 in den Besatzungszonen des „gevierteilten“ Osterreichs wird nun 
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erst so richtig verständlich, warum nun der Bundesgesetzgeber die Zustimmung 
zu diesem geschichtswidrigen Termin und diesen rechtsnihilistischen Verhältnissen 
vornehmlich in der sowjetischen Besatzungszone Österreichs und in Wien am 27.4. 
1945 aus innerster Überzeugung und mit vollem Recht als „eine etwas grausige 
Zumutung“?®) an ihn bezeichnet hat. 


Für den Kenner der österreichischen Verhältnisse nicht nur im Jahre 1945 und 
1938, sondern auch seit Kaiserszeiten und insbesondere seit 1918, ist es geradezu 
unfaßbar, daß in der Bundesrepublik Deutschland seit 1952 unkeirrt und unbeirrbar 
bis heute in den ebenso tragischea wie erschütternden, ebenso verworrenen wie 
beschämenden Ereignissen am 27. 4. 1945 im furchtbaren Chaos des Zusammenbruches, 
der Eroberung und der Besetzung, der einzige Ausgangspunkt und die einzige Rechts- 
quelle für das 2. STAG erblickt wurde und daß man hierbei älle Grundregeln des 
Völkerrechts und alle Grundnormen der Verfassung sowie die tragende Idee des 
1. STAG ebenso beiseite schob, wie die höchstrichterliche Rechtssprechung und die 
wissenschaftliche Forschung. Wie aus einer geheimen Quelle sollte alles Recht und 
auch alle Moral einzig und allein aus dem so fragwürdigen und geschichtswidrigen 
Stichtag vom 27.4.1945 strömen, und er sollte, mußte und wurde mit aller Macht 


in die deutsche Gesetzgebung und zum Teil auch in die deutsche Rechtssprechung 


absichtlich hineingepumpt. 


Nun droht die große Gefahr, daß sich dieser unnatürliche Prozeß der Verbreitung 
und Erweiterung der geschichtlichen Unwahrheit, der politischen Utopie und: eines 
völkerrechtlichen Dilettantismus wie eine rechtliche Krankheit infektiöser Art immer 
mehr verbreitet. Und es ist eine Ironie des Schicksals, daß zur gleichen Zeit, zu. der 
sich dieser politisch und ideologisch antiquierte Standpunkt von der „Befreiung“ und 
„Wiedererrichtung“ Osterreichs am 27.4.1945 auf Grund der Eroberung durch die 
Rote Armee in Deutschland immer mehr verbreitet, in Osterreich selbst der Tag des 
Inkrafttretens des österreichischen Staatsvertrages von höchster Regierungsseite als 
Tag der Befreiung und Wiedererrichtung Österreichs ge- 
feiert wird. So erklärte der österreichische Bundeskanzler Ing. RAAB anläßlich des 
Jahrestages der Unterzeichnung des österreichischen Staatsvertrages im Rundfunk 
"am 15. Mai 1956,92) daß „jeder Osterreicher die historische Bedeutung dieses Akts 
fühlt, der unserem Staat endlich die Freiheit und Selbständigkeit 
wiedergab“. „Der 25. Oktober 1955, der Tag des Inkrafttretens des Staats- 
vertrages, war ein neues historisches Datum für uns.“ „Die Hoffnungen, 
die wir auf den Staatsvertrag gesetzt hatten, hatten sich erfüllt.” „Die Wieder- 
herstellung der Freiheit für Österreich bedeutet einen neuen Anfang, 
aber auch neue Pflichten.“ Damit hat „ein neues Kapitel in-Osterreichs Ge- 
schichte“ begonnen, wie die offiziößse Wiener Zeitung v. 16. Mai 1956 ihren Bericht 
betitelte. 

Kein Staat kann aber dreimal hintereinander seine „Wiedererrichtung” feiern, 
am 27.4.45, am 19.—21. 12. 1945 und am 25. 10. 1955. Zwei Daten scheinen historisch 
falsch zu sein und das letzte Datum, der 25. 10. 1955, dürite — objektiv gesehen — 
das richtige sein. 


Es ist hoch an der Zeit, daß „hüben und drüben“ die geschichtliche Wahrheit von 
‚der Wiedererrichtung eines freien und selbständigen österreichischen Staatswesens 
endlich mit dem Jahre 1955 festgelegt wird und: daß der 27.4. 1945 so rasch wie 
möglich aus dem 2. STAG und der Verwaltungspraxis wieder eleminiert wird, damit 
nicht vom Jahre 1956 an in die deutsche Gesetzgebung und: Rechtssprechung jenes 
Rechtschaos und jene Rechts- und Begrifisverwirrungen eindringen, die 1945 in der 
sowjetischen Besatzungszone Österreichs bestanden haben. Man darf nicht mehr 
länger die Wiedervereinigungs-Vorgänge des Jahres 1938 als „brutale Vergewalti- 
gung” geißeln, und die barbarischen und grausamen Eroberungs- und Besatzungs- 
methoden der Roten Armee 1945 in österreichischen Landen als „Erlösung“ und „Be- 


49 


freiung” mit dem Glorienschein der Verherrlichung und demütigenden Dankbar- ' 
keit auch in die deutsche Rechtsgeschichte eingehen lassen. 


Eines ist jedenfalls klar: 

Entweder waren die Deutschen Osterreichs tatsächlich am 27. 4. 1945 wieder „Aus: 
länder“, und damit war das Deutsche Reich verpflichtet, die in der ‘Deutschen Wehr- 
macht noch ihre deutsche Soldatenpflicht erfüllenden Deutschen Osterreichs sofort 
zu entlassen, zumindestens aber von der Kriegsgerichtsbarkeit zu befreien; oder 
Deutschland hat ein Völkerrechts-Verbrechen ersten Ranges dadurch begangen, daß 
es Hunderttausende von „Ausländern“ unter Androhung schweıster Strafen genötigt: 
‚hat, selbst gegen ihren angeblich wiedererrichteten Heimatstaat Kriegsdienste in 
einer feindlichen Wehrmacht zu leisten, 


Im gleichen Maße wären dann aber auch die Deutschen Österreichs verpflichtet 
gewesen, einen weiteren Kriegseinsatz in der Deutschen Wehrmacht zu verweigern, 
auch auf die Gefahr. erschossen zu werden. Beides ist am 27.4. 1945 nicht ge- 
schehen. 

Haben sie aber weiterhin freiwillig Kriegsdienst in der Deutschen Wehrmacht 
geleistet, so haben sie gegen ihren Heimatstaat gekämpft und damit den Tatbestand 
des Hoch- und Landesverrates begangen. Niemand aber darf wagen, die Deutschen 
Osterreichs, von denen vor Stalingrad zwei Wiener Hausregimenter 'aufgerieben wur- 
den, die 250 000 Gefallene und: 600 000 Kriegsopfer zu beklagen haben, als Dank des 
deutschen Vaterlandes, für das sie im guten Glauben gekämpit haben oder gefallen 
sind, etwa nachträglich als „vergewaltigte Zwangssoldaten“ zu bezeichnen. Zu ihrer 
Ehrenrettung sei nur ein einziges und in diesem Falle neutrales Zeugnis angeführt. 
Als der nachmalige 1. Präsident der 2. Bundesrepublik Österreich, Dr.. Karl Renner, 
den Vertretern der den österreichischen Boden gerade betretenden Roten Armee für 
die „Befreiung” Osterreichs den Dank ausgesprochen hatte und sich bereit erklärte, 
die österreichische Bevölkerung zur Zusammenarbeit mit der Roten Armee zu ge- 
winnen, da. fragten nach seinem eigenen Bericht die sowjetischen Offiziere, wie es 
kam, daß „die österreichischen Offiziere und Soldaten auf allen Schlahtfeldern nicht 
anders gekämpft hätten wie die des Reiches?“®) Eine bessere Widerlegung des 
Märchens von den österreichischen „Zwangssoldaten“ in der Deutschen Wehrmacht 
ist kaum mehr möglich, als diese Erklärung und Anerkennung durch den Feind! 
Auch die Tatsache, daß die Deutschen in Österreich heute noch bei allen Krieger- 
und Schützenfesten die deutschen Kriegsauszeichnungen mit gleichem Stolz tragen 
wie die österreichischen, ist ein untrüglicher Beweis, daß sie sich auch heute nicht 
als „Zwangssoldaten“ von einst fühlen. Das muß einmal zur Ehrenrettung der in 
der Deutschen Wehrmacht einst gestandenen Deutschen aus Österreich unzweideutig 
ausgesprochen werden. 


Der deutsche Bundesgesetzgeber war nicht gewillt, sich an diesen nachträglichen 
politischen  Entstellungen und Entehrungen des deutschen Soldatentums Osterreichs 
wider die geschichtliche Wahrheit zu beteiligen, und gerade deshalb legte ein Abge- 
ordneter im Namen des Gesetzgebers das bereits zitierte und historisch bedeutsame 
Veto gegen diese geschichtswidrige und „grausige Zumutung“ ein.?®) Darin liegt 
auch der Hauptgrund dafür, daß sich der Gesetzgeber immer für die Ausmerzung 
des 27.4.1945 und für die Einführung der Ausschließlichkeit des 23. 5. 1945 einge- 
setzt hat. 

Diesen ernsthaften Bemühungen des ee die ganz besondere An- 
erkennung verdienen und auch geschichtliche Bedeutung haben, stehen die unermüd- 
lichen Bestrebungen von seiten der Sachbearbeiterin im Bundesinnenministerium 
gegenüber, auch das 2. STAG — ungeachtet der wegen des untragbaren und ge- 
schichtswidrigen starren Stichtages vom 27.4. 1945 bereits am 26. 5. 1955 vom Deut- 
schen Bundestag verworfenen LEX DLUGOSCH — immer wieder auf dem ominösen 
und längst widerlegten starren Stichtag vom 27.4. 1945 aufbauen lassen zu wollen. 
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In erstaunlicher Weise wurde bis zuletzt immer wieder der Versuch unternommen, 
den Gesetzgeber für die Wiedereinführung des starren Stichtages vom 27.4. 1945 
mit allen möglichen und unmöglichen Argumenten zu gewinnen. Diese Tatsache ist 
auf Grund der vorliegenden Protokolle unschwer nachzuweisen.?!) 23) 33) 47) 48,49) 94) 95) 


Die Argumente der Staatsangehörigkeitsbehörden hinsichtlich des starren Stich- 
tages v.27.4.1945, die keiner sachlichen und rein juristischen Kritik standhalten 
können, weil sie rein politischen Motiven entspringen, seien noch durch zwei Erklä- 
rungen von Kronzeugen ergänzt, die die völlige Bedeutungslosigkeit des Stichtages 
‘vom 27.4.1945 in staatsrechtlicher und praktischer Hinsicht bezeugen. 


So versichert an Eides Statt das letzte und in Freiheit lebende Mitglied der letzten 
Reichsregierung, Reichsminister a. D. Graf Lutz Schwerin von Krosigk am 30. 11. 1955: 


„Erst die am 23.5.1945 erfolgte -Verhaftung hatte die tatsächliche Beendigung 
der Amtstätigkeit für DONITZ und seine Regierung zur Folge. 

Damit waren auch alle Soldaten und Angehörigen der Deutschen Wehrmacht, 
auch die Deutschen aus Osterreich, ihres Eides entbunden.“9?) 


Auch der Präsident des Reichsprüfungsamtes im Reichserziehungsministerium be- 
stätigt die gleichen effektiven Rechtsverhältnisse auf dem rein beamtenrechtlichen 
Sektor bis zum 8. Mai 1945 auf österreichischem Gebiete: 


„Ich war noch am 8. Mai 1945 als Präsident (Min.-Direktor) des Reichsprüfungs- 
amtes im Reichserziehungsministerium in Waidhofen a.d. Th. — meiner Aus- 
weichstelle — voll aktiv. Kein Mensch, keine Behördenstelle, auch nicht die Polizei 
oder der Kommandant des Wehrmeldeamtes, ein „Altösterreicher“ (ehemaliger 
Privatsekretär von Franz Ferdinand), hatten eine Ahnung von dem ausgegrabe- 
nen „27.4.1945“ und einer „Wiedererrichtung der Republik Österreich”; wohl 
aber bestand das Deutsche Reich und unser Diensteid als Reichsbeamte.”19%) 


Im Hinblick auf diese unleugbaren historischen Tatsachen, nämlich dem effektiven 
Bestand des Deutschen Reiches am 27. 4. 1945, das Vorhandensein einer Hauptkampf- 
linie mitten durch Osterreich und dem Kampfeinsatz der Deutschen Österreichs bis 
zum 8. Mai 1945 als deutsche Reichsbürger konnte niemals schon am 27.4. 1945 ein 
„Verlusttatbestand” bei der deutschen Reichsbürgerschaft eingetreten sein, daher 
waren all die gesuchten Argumente für den Gesetzgeber so wenig überzeugend, daß 
er selbst nach unzähligen Beratungen und Sitzungen während eines ganzen Jahres 
in den vier zuständigen Ausschüssen unmittelbar vor der Beschlußfassung über das 
Gesetz die Zustimmung zu einer solchen „geschichtlich nicht zutreffenden Fest- 
stellung“ im Plenum des Deutschen Bundestages am 8. März 1956 — wie bereits er- 
wähnt — (S. 49 u. 50) in aller Offentlichkeit als „eine etwas grausige Zu- 
mutung an den Bundesgesetzgeber" zu qualilizieren sich für ver- 
pflichtet erachtete.7) 


‘Es wird noch eine hohe Aufgabe der Wissenschaft und auch der Rechtssprechung 
sein, das Gesamtproblem um den ominösen ausländischen Stichtag vom 27. 4. 45 end- 
lich einmal von all den rein politischen Entstellungen und Zweckmäßigkeits- 
darstellungen zu säubern und. nach sauberen geschichtlichen, völkerrechtlichen, staats- 
rechtlichen und ethnologischen Gesichtspunkten sachlich und einwandirei zu prüfen 
und zu beurteilen. ga“ 


Es liegt wahrhaftig eine tiefbeschämende Ironie des Schicksals und’ der deut- 
schen Rechtsentwicklung darin, daß dem deutschen Gesetzgeber von bestimmten 
Kreisen noch im Jahre 1956 für ein deutsches Gesetz der ominöse und geschichts- 
widrige Stichtag vom 27. 4. 1945 mit aller Macht aufgezwungen werden konnte, der 
aus einer Zeit stammt, da man sich in Österreich unter dem Druck der sowje- 
tischen Besatzungsmacht dem Aberglauben hingegeben hat, mit der vermeintlichen 
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# ! r 
„Wiedererrichtung“ des eigenen Heimatstaates der Roten Armee auch für die Ge- 
burtsstunde der von Deutschland angeblich 1938 vergewaltigten „Österreichischen 
Nation" in Dankbarkeit ergeben sein zu müssen. 


Und es liegt in gleichem Maße darin eine deutsche Tragik, daß dieses Einschlei- 
chen eines ausländischen politischen Termines in ein deutsches Gesetz gerade zu 
einem Zeitpunkt erfolgte, zu dem aus Österreich die erfreuende Erkenntnis und 
Nachricht kommt, daß der heutige österreichische Bundeskanzler ein FREUND 
Deutschlands ist, der die „antideutsche Einstellung, die in den allerersten 
Nachkriegsjahren in österreichischen Regierungskreisen vielfach zu beobachten war, 
nie mitgemacht hat“! Er „war auch jenem Rummel abhold, den gewisse Kreise um 
den neuentdeckten „Österreichischen Menschen“, inszeniert haben”, die soweit gin- 
gen, daß sie die „Deutsche Sprache” in den Schulzeugnissen zur „Unterrichtssprache” 
entwürdigten, um zu verschleiern, daß die Jugend Österreichs deutsch spricht!!!) 


Wenn auch der Berichterstatter dieser beruhigenden Nachricht noch verkündet, 
daß diese „antideutsche Einstellung“ der neugeborenen „österreichischen Nation“ 
„nun alles schon belächelte Vergangenheit ist”, so darf nichts darüber hinwegtäu- 
schen, wie weit aber die politische und geistige Entwicklung dieser Kreise bereits 
gediehen ist; das verrät uns das Organ der „Österreichischen Nation“ durch den 
Vizebürgermeister von Wien Dr. Karl Ernst WINTER in der April-Nummer 1956:107) 


„Während die Existenz zweier Deutschland die deutsche Expansionstendenz weit- 
gehend paralysiert, würde ein neues, national einheitliches Reich zwischen Rhein 
und Weichsel naturnotwendig auch ohne eigentlich imperalistisches Konzept zum 
allergrößten Gefahrenmoment. für die österreichische Unabhängigkeit 
und Selbständigkeit, ja für die Gesamtheit der Donauvölker werden. 


Die Zweiteilung Deutschlands ist für Zentraleuropa jeder neuen 
deutschen Einheit unbedingt vorzuziehen. Österreich hat kein Interesse an der 
Wiedervereinigung der beiden Deutschland.“ 


Diese kommunistisch stark beeinilußte antideutsche Propaganda und Politik, 
die in der Befreiung der österreichischen Nation von der deutschen Nation durch, 
‘die Rote Armee per 27.4.1945 ihren Anfang genommen hat und heute Deutsch- 
land mehr bedroht als Feindstaaten, die sich für die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands einsetzen, wurde nun in dem Augenblick, in dem sich Österreichs Regierungs- 
chef von einer solchen Richtung distanziert, deklaratorische Rechtsgrundlage für ein 
deutsches Gesetz, weil diese Politik des Auslandes angeblich unvermeidliches 
Völkerrecht sei und allein dem Bonner Grundgesetz entspräche, 


Vielleicht wird dadurch erst so richtig verständlich, warum sich die Deutschen 
aus Österreich so entschieden gegen den folgenschweren 27.4. 1945 mit aller Kraft 
zur Wehr setzten und diesem unheilvollen Termin nicht nur wegen ihrer Staats- 
angehörigkeit, sondern mehr noch im Interesse Deutschlands jede Rechtsverbindlich- 
keit in staats- und völkerrechtlicher Hinsicht grundsätzlich abgesprochen und ihn 
als undiskutabel siets abgelehnt haben, weil er eine „haarsträubende Lüge ist”?1) 
(S. 19). 

Wer je ehrlich an eine „normative Kraft“ der geschichtlich-politischen Unwahr- 
„heit von der „Wiedererrichtung“ eines freien Österreich am 27. 4. 1945 geglaubt hat, 
der muß doch endlich zur Kenntnis nehmen, daß diese fixe Idee vom starren Stichtag 
per 27.4. 1945 mit seiner angeblichen „normativen Kraft“ einer historisch-politischen 
Unwahrhaftigkeit durch die Realität des österreichischen Staatsvertrages das 
rechtliche Begräbnis für immer gefunden hat, denn nach diesem international 
anerkannten Vertrag ist nun einmal Österreich als selbständiger Staat zufolge Art. 1 
erst „wiedererrichtet“ worden, als die  Ratifikationsurkunden hinterlegt 
worden sind (Ende 1955). Selbst Osterreich feierte erst unlängst das einjährige Jubi- 
läum seiner Wiedererrichtung, Freiheit, Unabhängigkeit und Selbständigkeit (S. 16). 
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17. Die geistige Überwindung des politischen Charakters der Lex Dlugosch 
durch Neutralisierung des 2. STAG kraft Einführung des. 23. 5. 1949 


„Das durch Art. 1 des GG gewährleistete Grundreht auf Men- 
schenwürde verpflichtet zur Respektierung und Sicherung des 
Rechts auf Selbstbestimmung einer jeden Person.‘ 


(Abg. Rehs im Plenum des Bundestages vom 8. 3. 1956.) 


Was der Erstentwurf (LEX DLUGOSCH) sein sollte, offenbarte seine Schöpferin 
den Abgeordneten gegenüber mit Worten, die bereits auf S.20 angeführt wurden, 
aber wegen ihrer interessanten Formulierung nach den bisherigen Ausführungen 
erst richtig verstanden und erkannt werden können: 


„Wir haben uns bemüht, eine Formulierung zu finden, die es um des guten 
Einvernehmens willen Österreich gestattet, dahinter seine These ‚zu 
denken, und die es uns gestattet, unsere These zu denken.”s4) 


Solche Formulierungen gehören in das Gebiet der politischen und diplomatischen 
Kunst, sie haben aber mit dem Wesen des deutschen Rechts nichts mehr zu tun. 


Die rechtliche und politische Gefährlichkeit einer solchen doppelsinnigen Formu- 
lierung besteht vor allem darin, daß die sogenannte „österreichische These“ über 
die Null- und Nichtigkeit der Wiedervereinigungsvorgänge im Jahre 1938 die un- 
überbrückbare ANTITHESE zur deutschen These von der Rechtswirksamkeit und 
völkerrechtlichen Anerkennung des Anschlusses im Jahre 1938 ist!- (S. 17). Offen- 
kundig hat man auch den Versuch unternommen, das 2. STAG in gleicher „Doppel- 
deutigkeit” zu schaffen und dies als ein Zeichen besonderer Rechtskunst zu werten. 
Derartigen rechtlichen Kompliziertheiten muß aber schlicht und einfach entgegen- 
gehalten werden: Ein deutsches Gesetz darf kein Doppelgesicht tragen, es muß klar 
und deutlich sagen, was es will. Soll etwa einem deutschen Richter auch zugemutet 
werden, nach dieser Doppeldeutigkeit sein Urteil zu verfassen? Ein solches Gesetz 
ist eben für die Rechtsentwicklung ebenso unbrauchbar wie für die Rechtsfindung 
und Rechtssprechung. Es muß zur Rechtsunsicherheit und damit zum Rechtsnieder- 
gang sowie zur Rechtsverwirrung führen! Besonders in Staatsangehörigkeitsfragen 
sind diplomatische und doppeldeutige Rechtskunststücke fehl am Platz. Gerade auf 
diesem Gebiete werden Gesetze von klarer Sprache und unzweideutigem Sinn be- 
nötigt, geht es doch um die Gesamtheit der Grundrechte vieler Menschen sowie um 
den Einsatz auch der höchsten  Staatsbürgerpflicht in Kriegs- und Notzeiten des 
Staates für die Allgemeinheit. Gerade Staatsangehörigkeitsgesetze müssen klar 
sagen, was sie wollen, das ist auch der Sinn und das Wesen der deutschen Sprache 
im deutschen Gesetz. In diesem Zusammenhang sei auf die Ausführungen auf S. 20 
u. 21 nochmals verwiesen. \ 


Die so verhängnisvollen Folgen des starren Festhaltens an einer geschichtlichen 
Unwahrheit und einem damit erwiesenen Unrecht haben gerade auf dem Gebiete des 
deutsch-österreichischen Staatsangehörigkeitsrechtes chaotische Zustände des dauern- 
den Hin und Her, des Aberkennens und des Zuerkennens, des Verweigerns durch 
die Verwaltung und der Anerkennung durch Gerichte bald bei dem einen, bald bei 
dem andern geschaffen. Solche Zustände wären im Interesse des Rechtes und der 
Verwaltung besser unterblieben. Für die rechtsstaatliche Ordnung und für das Ver- 
trauen zum Recht scheint es immer noch vorteilhafter zu sein, ein einmal ge- 
schehenes Unrecht, auch wenn es jahrelang sorgsam gepflegt und verfochten wurde, 
rasch zu beseitigen und wieder gutizumachen, als lediglich aus Prestige- 
gründen am Unrecht weiterhin festzuhalten und ihm durch politische Scheinargu- 
mente, an die doch niemand glaubt, den Mantel des Rechts umzuhängen, der eines 
Tages doch wieder abgelegt werden muß. 


Wird also aus Gründen der Verantwortung gegenüber den RECHTSANSPRUCHEN 
und dem Lebensschicksal der 70000 betroffenen deutschen Staatsangehörigen und 
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Familien die ernsthafte Frage aufgerollt, was denn der ominöse Stichtag vom 27.4. 
1945 im 2. STAG eigentlich noch zu suchen hat und ob ihm überhaupt noch irgend 
eine rechtliche Bedeutung zukommt, so ist die Antwort für denjenigen, dem weder 
die Gesamtmaterie noch die Beratungen „in camera caritatis” verschlossen geblieben 
sind, schlicht und einfach: Es handelt sich eben nicht um ein RECHTS-Problem 
oder um die geschichtliche Wahrheit, sondern um ein „POLITIKUM ersten Ranges”.85) 
Schon bei der Vorlegung des Erstentwurfes (LEX DLUGOSCH) im Bundesrats-Plenum. 
am 21.1.1956 wurde durch den Berichterstatter (Innenminister von Rheinland-Pfalz _ 
Dr. Zimmer) festgestellt, daß „der vorliegende Entwurf einen ausgesprochen 
- politischen Charakter hat“ und daß durch diesen Entwurf „ein poli- 
tisches Spannungsfeld zwischen zwei Nachbarstaaten „neutralisiert” werden 
soll“.8) Aber die ausschließliche Beibehaltung des so umstrittenen Stichtages des 
Auslandes (27.4. 1945) war völkerrechtlich und verfassungsrechtlich untragbar. Er 
ist keine Neutralisierung, sondern eine einmalige und äußerst gefährliche 
Politisierung der deutschen Rechtsordnung noch im Jahre 1956 nach dem 
Ungeist von 1945. Dieser rein politische Termin vom 27.4.1945 mußte erst 
durch den Tag der Erlassung des Grundgesetzes neutralisiert werden. Daß 
dennoch der ausländische Termin vom 27.4.1945 zusätzlich zum inländischen 
23.5. 1949 noch im letzten Augenblick wieder Aufnahme im Gesetz gefunden 
hat, bedeutet jetzt nur mehr eine bloße Rechts-VERMUTUNG rein deklaratorischer 
Natur als politische Geste und dekoratorische Rechtsausschmückung (siehe Kap. 11). 
Gleichzeitig wurde gewissen PRESTIGE-Bedürfnissen für die seit Jahren so unent- 
wegt verfochtene und gesetzlose „Automatik-Theorie” im In- und Auslande Rech- 
nung getragen, um das 10jährige eklatante UNRECHT gegenüber den Betroffenen 
nicht so eindeutig und klar in Erscheinung treten zu lassen, wie es in Wirklichkeit 
und durch die höchstrichterliche Rechtssprechung bereits der Fall war. 
Jedenfalls hat der Bundesgesetzgeber freimütig und in aller Oifentlichkeit immer 
wieder darauf hingewiesen, daß durch die Einführung des 23.5.1949 „eine den 
KERN treffende Verbesserung erzielt worden ist“.??) Der Berichterstatter im Bun- 
desrat, Innenminister Dr. Zimmer, hat auch in der Plenarsitzung vom 23. 3. 1956 
den Nagel auf den Kopf getroffen, als er erklärte, daß die Aufnahme des 23. 5. 1949 
-in das Gesetz „praktisch die Verlegung des Stichtages vom 27.4. 1945 
auf den 23. 5. 1949 zur Folge habe“.8”) Und am 20. April 1956 erwiderie hierauf im 
Plenum des Bundesrates der Berichterstatter des Vermittlungsausschusses Dr. 
ARNDT: „Das ist in der Tat der Sinn dieser Fassung“, also das KERNSTUCK des 
Gesetzes.) 

Durch diese vom Bundesgesetzgeber beider Häuser betont verfolgte Linie der 
praktischen Aufhebung jeglicher rechtlichen Bedeutung für den geschichtswidrigen 
Stichtag vom 27.4. 1945 soll eben nicht der ausländische Stichtag die Tren- 
nungslinie für die Erklärung und das Optionsrecht sein, sondern der 23.5. 19491 
Eben dieser inländische Stichtag soll der Entscheidungstermin für die betrof- 
fenen und vom Gesetz zu schützenden deutschen Menschen sein. „Nach dem Willen 
aller in den’Ausschüssen beteiligten Fraktionen soll die Ausnahme die Regel 
sein!“ „Lediglich durch besondere Umstände wurden gesetzestechnisch die Dinge 
auf den Kopf gestellt“ und der 23.5.1949 nicht als ausschließlicher Stich- 

"tag im Grundsatz-Paragraphen belassen, wie es „dem Willen aller beteiligten 
Parteien auch entsprochen hätte“.41) 

Der Gesetzgeber war in seinen Entscheidungen aus innen- und außenpolitischen 
Gründen stark gehemmt, denn alle Verhandlungen „standen nun einmal unter dem 
Schatten außenpolitischer Erwägungen“, aber nicht im Zeichen des RECHTSGEDAN- 
KENS! Diese Worte sprach nicht ein Minderheitsvertreter, sondern der Bericht- 
erstatter der Regierungskoalition in der entscheidenden Sitzung des Rechtsaus- 
schusses am 14. 1. 1956, als auf Grund eines Briefes des Außenministers Dr. v. BREN- 
TANO®®) (Seite 33) mitgeteilt wurde, daß die österreichische Regierung — unter rechts- 
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irriger Berufung auf die Entscheidung des BVerfG v.9. 11.1955 — auf der Wieder- 
einführung des ausländischen Stichtages vom 27.4.1945 in das 2. Deutsche Staats- 
angehörigkeitsgesetz bestehe. Der Ausschußvorsitzende wurde daher „im Interesse 
einer ungestörten Weiterentwicklung der freundnachbarlichen Beziehun gen"... 
dringend gebeten, sich im Rechtsausschuß dafür einzusetzen. Dieser beschloß dann 
im Stimmverhältnis 11:10, den ausländischen und geschichtswidrigen Stichtag 
vom 27.4.1945 doch wieder in den Grundsatzparagraphen aufzunehmen und den 
inländischen Stichtag vom 23. 5. 1949 in den $ 5 zu verlagern.®?) 25) Es muß klar und 
deutlich festgestellt werden, daß solche Vorgänge nichts, aber schon gar nichts 
mehr mit Recht oder Völkerrecht zu tun haben, sondern eine dem Auslande unter- 
geordnete Politik sind. j 


An Stelle der in der „LEX DLUGOSCH“ (Erstentwurf) vorgesehenen Feststellung 
über den vermeintlichen gesetzlosen und automatischen „Untergang“ der Anschluß- 
Staatsangehörigkeit per 27. 4. 1945 wegen der angeblichen „Inanspruchnahme“ 
sämtlicher Deutschen aus Österreich durch das OSTUG vom 10.7.1945 und 
der Einräumung des Optionsrechtes als Rechtswohltat nur an die verschwindende 
Minderheit der Betroffenen, die bereits vor dem 27.4.1945 schon in der Bundes- 
republik ansässig waren, hat der Gesetzgeber den ununterbrochenen Fortbestand der 
verfassungsmäßig erworbenen deutschen Anschluß-Staatsangehörigkeit niemals be- 
seitigen wollen, sondern sie in der Praxis fast sämtlichen Deutschen aus Osterreich 
„erhalten“®) und „bhewahren“) wollen, „wenn sie deutsche Staatsange- 
hörige zu bleiben wünschen“.7) „Bewahren“, „bleiben“ und „nicht entziehen“ 
kann man aber nur das, was man rechtswirksam besitzt und behalten will 
und soll! 


Der einmalige, durch die LEX DLUGOSCH mitten im Zeitalter der Selbstbestim- 
mung und Mitbestimmung unternommene Versuch, im Wege von neuartigen Ideo- 
logien und Hypothesen („DESANNEXION”, „INANSPRUCHNAHME“, „automatischer 
und gesetzloser Untergang“ von Verfassungsrechten u.ä.m.) freie Bürger eines 
demokratischen Rechtsstaates gegen ihren erklärten Willen lange Jahre wie eine 
rechtlose und willenlose Sache ohne Seele und ohne Empfinden einfach „von Amts 
wegen“ von Staat zu Staat hin- und herzuschieben, war für den Einsichtigen und 
an die Durchschlagskraft der Rechtsidee Glaubenden von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. 


Daher würde auch jeder neue Versuch einer Fortsetzung der Praktizierung indivi- 
dueller Meinungen, die niemand mehr vertritt, die aber auf dem Boden des Staats- 
apparates und auf Staatskosten gegenüber vollwertigen deutschen Staatsangehöri- 
gen weiterhin verfochten werden sollen, nunmehr auf den geschlossenen Wider- 
stand des Gesetzgebers und auch der Betroffenen Stoßen und ein noch 
tragischeres Ende finden. Es will sich eben niemand mehr einem solchen poli- 
tischen Phantom vom 27.4.1945 unterwerfen, vor allem weil inzwischen die 
Erkenntnis durchgedrungen ist, daß es sich um ein geschichtswidriges politisches 
Schemen handelt, das Deutschland moralisch schwer belasten würde und das das be- 
treiffende Ausland selbst gar nicht mehr ernst nimmt, weil die bedenkliche Utopie 
vom 27.4.1945 in den Wirren des Zusammenbruches und die nicht mehr vertret- 
baren Ressentiments aus der Zeit des deutschen Bruderkrieges und der „Erlösung” 
durch die Rote Armee. durch die Realität der effektiven Befreiung von den 
Besatzungsmächten kraft des Österreichischen Staatsvertrages und der damit ver- 
bundenen tatsächlichen Wiedererrichtung eines freien und unabhängigen Osterreichs 
abgelöst worden sind. 


Ein politisches und geschichtswidriges Phantom des Aus- 
landes (27.4.45) als Kernstük der Lex Dlugosch wurde durch die Neu- 
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tralität einer rechtlichen Realität des Inlandes (Erlassung des GG am 23.5. 1949) 
nach harten geistigen Auseinandersetzungen zwischen Bundengesalzgeher und Exe- 
kutive für immer geistig überwunden. ; 


18. Das Bekenntnis des Bundesgesetzgebers zum Rechtsirieden. — Der Primat 
von Recht und Moral über Politik und Macht 


„Und da müssen — und das wollen wir ganz klar verlangen — Ver- 
ordnungen und Weisungen ergehen, die möglichst alle diese Härten 
beseitigen. Das scheint mir, ganz abgesehen von allen politischen und 
verfassungsrechtlichen Fragen, ein Gebot der Menschlich- 
keit zu sein. 

(Abg. Dr. Czermak im Plenum des Bundestages vom 8. 3. 1956, 
Protokoll der 133. Sitzung, Seite 6913 A.) 


. Durch die EINMÜTIGKEIT, mit der der vom Vermittlungsausschuß im Stimmen- 
Verhältnis 13:2 festgestellte Rechtstatbestand durch den Bundesgesetzgeber beider 
Häuser in den Plenarsitzungen vom 19.4. im Bundestag?) und vom 20. 4. 1956*°) 
im Bundesrat zur Kenntnis genommen und beschlossen wurde, liegt der ein- 
deutige Wille des Gesetzgebers sowie der unbestreitbare Sinn und tatsächliche Zweck 
des 2. STAG unleugbar und unanfechtbar für alle Zukunft protokollarisch und urkund- 
lich vor aller Welt fest. Der Bundesgesetzgeber wollie für dieses Problem endlich 
Ruhe schaffen und den Rechtsirieden stiften. Es wäre daher kaum zu verantworten, 
einen, selbst durch beide Regierungen und durch beide gesetzgebenden Kör- 
perschaften gesetzlich zustande gekommenen, auf der höchstrichterlichen Rechtsspre- 
chung aufgebauten, im Grundgesetz verankerten, im Völkerrecht anerkannten und 
durch Lehre und Forschung erarbeiteten RECHTSFRIEDEN durch neuerliche Rechts- 
verweigerungen oder gar Rechtsentstellungen hinsichtlich der gesamten Rechtslage 
erneut zu stören.?) 77) 


Der Gesetzgeber wollte niemals mit dem 2. STAG der Ideologie von einer völker- 
rechtswidrigen und verfassungswidrigen „„WANGSAUSBURGERUNG“ per 27. 4. 1945 
huldigen und eine „NEUEINBURGERUNG“ im Jahre 1956 nach einem 11jährigen 
„AUSLANDER-STATUS“ und Rechts-Vakuum für deutsche Menschen in Deutschland 
nach einem vieljährigen Lebenseinsatz für Deutschland gesetzlich vorschreiben. Der 
Gesetzgeber wollte vielmehr offenkundig auch den letzten Einwand gegen den 
rechtswirksamen und ununterbrochenen Fortbestand der Anschluß-Stäatsangehörig- 
keit bei den in Deutschland ansässigen Deutschen aus Österreich durch die Einfüh- 
rung einer rückwirkenden eigenen Willenserklärung auf gesetzlichem Wege 
und in völkerrechtlich unangreifbarer Weise ein für alle Male beseitigen, 


Berücksichtigt man die Nötigung und innen- und außenpolitische Zwangslage, 
in der sich der Gesetzgeber bei der Gestaltung des 2. STAG befand, so hat er jeden- 
falls im 2. STAG ehrlich versucht, ‚nicht nur ein freimütiges Bekenntnis zur traditio- 
nellen Rechtsmäßigkeit und zur geschichtlichen Wahrheit, zu dem Gebot von Treu 
und Glauben und dem Verbot des VENIRE CONTRA FACTUM PROPRIUM abzu- 
geben, sondern auch zu den Freiheits- und Rechtsidealen eines modernen und demo- 
kratischen Rechtsstaates, zu den Grundsätzen der Wohlanständigkeit und Treue- 
pflicht eines‘ deutschen Staates gegenüber seinen ehemaligen und heutigen Ange- 
hörigen, die ihrerseits dem deutschen Vaterland in guien und in schlechten Zeiten 
stets die Treue gehalten haben. 


Mit dem 2. STAG (— im Gegensatz zur LEX DLUGOSCH —) hat der Gesetz- 
geber — wenn auch auf etwas kunstvolle Weise — kundgetan, daß er die sittlichen 
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und geistigen Grundlagen für ein deutsches Gesetz noch immer höher einschätzt 
als fiskalische Vorteile und Prestigerücksichten bei erwiesenem Unrecht. 


Deutsche Gesetze über Staatsangehörigkeitsiragen und Völkerrechtsregeln kön- 
nen niemals auf Dauer auf überspitzten politischen Ressentiments bei Niederlagen, 
Besetzungen und Siegesrausch aufgebaut werden, besonders dann nicht, wenn es 
um die Schicksale und Grundrechte lebendiger Menschen geht und nicht mehr um 
politische Propaganda. Die Realität der Geschichte und das Selbstbestimmungsrecht 
der Menschen und Völker sind stärker als die politischen Märchen von der „Er- 
lösung“ durch die Rote Armee, auf Grund einer Vierteilung und jahrelangen 
Besetzung. Das Rad der Geschichte läßt sich nicht zurückdrehen, noch kann man 
geschichtliche Tatsachen und Rechtsverhältnisse rückwirkend zugunsten politisch- 
fiskalischer Zweckmäßigkeiten und Prestige-Bedürfnisse auslöschen. Der freie 
BURGER darf weder zum Objekt der Politik, noch der Finanzoperationen 
und Vermögenskonfiskationen, noch der darauf zugeschnittenen geschichtswidrigen 
und unnatürlichen Rechts-Phantome herabgewürdigt werden, durch die deutsche Men- 
schen in Deutschland nach einem vieljährigen Inländerstatus rückwirkend und gegen 
ihren Willen in den iijährigen „Ausländer-Status” hineingestellt werden sollen. 


Das 2. STAG hat leider durch die schlechte Politik sein guies Gesicht nicht ganz 
erhalten. Die Parallelgqesetzaqebung zum 1. STAG vom 22.2. 1955 (rechts- 
wirksamer Fortbestand bis heute unter Einführung eines Ausschlagunasrechtes) wäre 

. das natürliche Gesicht auch des 2. STAG gewesen, So wurde es aus politischen 
Gründen ein rechtliches Flickwerk einer seltsamen „Kompromißlösuna” ohne 
Kraft und Charakter. Es hat eine Unzahl völkerrechtlicher und verfassunasrechtlicher 
Gekrechen und Schönheitsfehler (Dopnelte Rückwirkunag bei Verfassunasrechten ent- 
aegen der qeschichtlichen Realität). Aber es hat durch den rein deklaratori- 
schen Charakter Sowie durch die praktische Verlequna der Tren- 
nunaslinie vom 27. 4. 1945 auf den inländischen Erinnerungstagq an die Inkraftsetzung 
des Grundgesetzes (23.5.1949) und durch die rückwirkende Kraft der 
Willenserkläruna bis zum Zeitpunkt des Beainnes eines politischen Streites 
nnd Bruderkrieges die Friedensbrücke vebaut und fast sämtlichen Deutschen aus 
Osterreich. die sich entschlossen hahen. weiterhin deutsche Staatsansehörine zu blei- 
bon de Menschenwürde. d’e free Selbstentfaltunn und zum Teil 
auch die durch vorzeitige Zwanrsenteidiaunn bedrohte soldatische Ehre 
aerade noch im letzten Augenblick einiacermaßen overettet. Vielleicht wird einmal 
noch die Zukunft das verbessern. was in der Geaenwart aus nolitischer Schwäche 
nicht genügend verteidigt worden und im Gesetz nicht entsprechend klar zum Aus- 
druck gekommen ist: 


1. Die Ab’equng eines eindeutigen Bekenntnisses zur Unantastbarkeit 
woh’erworbener Staatsangehöriokeits- und Grundrechte nach dem Gebot von Treu 
nnd G!anben, besonders nach langiährigem Kriegsdienst und Lebenseinsatz für 
Deutschland. 

2. Die Bewahrung der Ehrfurcht vor der geschichtlihen Wahrheit, die 
keinem politischen Vorteil geopfert werden darf. 


3. Die unbeugsame Verteidiaunga der reinen Rechtsidee gegen jeden 
Versuch. sie aus politischen, fiskalischen und sonstigen Zweckmäßiakeiten oder gar 
wegen eines Gesinnungswandels anderer, der verhüllt werden soll, preiszugeben. 


Ehrliche Menschen und anständiqe Völker, die vor der Geschichte bestehen wollen, 
können diese demokratischen Rechts- und Freiheitsideale auch im „Schatten der 
Politik“ nicht wegwerfen. 
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19. Zusammenifassendes Schlußergebnis: 


‚Man sollte die Deutschen aus Osterreich ruhig als unsere Brüder 
und Schwestern anerkennen, und ihnen alles geben, was nach 
unseren Kräften möglich ist.’’ 

(Abg. Dr. Schier im Plenum des bayerischen Landtages am 27. 6. 
1956, Protokoll Seite 2315.) : 


Ein Gesamtüberblick über die bisherigen Ausführungen ergibt zunächst folgende 
kriegsgeschichtlichen und völkerrechtlichen Tatbestände: 


fl. Aufforderung des Sowjetmarschalls TOLBUCHIN an die 
deutsche Bevölkerung Österreichs zur Vernichtung der 
„deutschen Okkupanten”: 


Der in die von der Roten Armee eroberten österreichischen Landesteile einziehende 
Sowjetmarschall TOLBUCHIN erließ an die Deutschen Österreichs offzielle Aufrufe, 
in denen sie aufgefordert wurden, sofort zur Roten Armee überzulaufen, ihre „Waffen 
unverzüglich gegen die ‚Hitlerfaschisten' zu wenden”, „im Rücken der Deutschen Parti- 
sanenabteilungen zu organisieren” und so mitzuhelfen, die deutschen Truppen, die 
als „Nazibanditen”, „Hitlerkreaturen”, „Nazipreußen“ und „deutsche Okkupanten“ 
kollektiv beschimpft werden, zu vernichten”?®) (S. 46). 


I. Bestellung der „antifaschistischen Parteivorstände” als 
„provisorischeösterreichischeRegierung”"inderSowjet- 
zone: 


j Unter Vorspiegelung gesamtösterreichischer Interessen bestellte der Sowjet- 

marschall TOLBUCHIN nur für die österreichische Sowjetzone aus „antifaschistischen 
Parteivorständen“ dem Scheine nach eine sogenannte „österreichische provisorische 
Regierung“, die sich bestenfalls „Sowjetzonen-Regierung” hätte nennen dürfen, die 
sich am 29. 4. 1945 in Wien selbst ernannt hat, die aber hereits am '27. 4. 1945 eine 
„Proklamation“ mit einer „Unabhängigkeitserklärung”“ sowie eine „Regierungserklä- 
rung“ als bloße „Vertreter der antifaschistischen Parteivorstände” unbefugter Weise 
für ganz Österreich herausgab?®) (S. 101 ff.). 


I. Identität der Aufrufe des Sowjetmarschalls und der 
sogenannten „provisorischen Regierung“ in der Sowjet- 
zone: 

Die völlige Übereinstimmung der geistigen und rechtlichen Konzeption zwischen 
den Aufrufen des Sowjetmarschalls TOLBUCHIN und der sogenannten „provisorischen 
österreichischen Regierung“ der Sowjetzone hinsichtlich der rechtsnihilistischen Ten- 
denzen ergibt sich aus folgenden Tatsachen: 


1. Der völkerrechtlich anerkannte, staatsrechtlich durchgeführte und durch Vo’ks- 
abstimmung nach dem Selbstbestimmungsrecht bestätigte Anschluß im Jahre 1938 
wurde einseitig als „hochverräterischer Terror einer nazistischen Minderheit“, der 
„dem hilflos gewordenen Volke Österreichs aufgezwungen worden ist“, rückwirkend 
für null und nichtig erklärt. Dies unternahm ein von niemanden gewählter „anti- 
faschistischer“ Personenkreis?) (S. 46). 


2. Sämtliche Deutschen ganz Osterreichs werden von der Sowjetzone aus von diesem 
Personenkreis aufgefordert, mit den Waffen „wenn irgend möglich“ zur Roten Armee 
überzulaufen, „mit den Kommanden der Roten Armee zusammenzuarbeiten“ und so 
an der Vernichtung der „Hitlerbanditen” und „Nazipreußen” mitzuwirken, obwohl 
die Deutschen Österreichs am 27.4. 1945 noch als Reichsbürger und Angehörige der 
Deutschen Wehrmacht der deutschen Rechtsordnung und Kriegsgerichtsbarkeit unter- 
standen und ihre Heimat gemeinsam mit den deutschen Frontkameraden mit dem 
Einsatz ihres Lebens bis zum 8. Mai 1945 vor den Schrecken einer Eroberung durch 
die Rote Armee schützten?) (S. 111). 
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3. Vom Tage dieser sogenannten „Unabhängigkeitserklärung” antifaschistischer 
Parteivorstände der noch gar nicht gebildeten Parteien an werden von der Sowjelt- 
zone aus „alle von ÜOsterreichern dem Deutschen Reiche und seiner Führung ge- 
leisteten militärischen, dienstlichen oder persönlichen Gelöbnisse für nichtig und un- 
verbindlich“ erklärt und „alle Osterreicher stehen von diesem Tage an wieder im 
staatsbürgerlichen Pflicht- und Treueverhältnis zur Republik Osterreich"?8) (S. 104), 
die es in Wirklichkeit noch gar nicht gab, da das Deutsche Reich noch bestand (8. Mai 
1945) und da Österreich erst durch den österreichischen Staatsvertrag, Art. I, mit 
seinem Inkrafttreten am 27.7.1955 als „souveräner, unabhängiger und demokra- 
tischer Staat“ ohne Zustimmung Deutschlands „wiederhergestellt“ wurde.112) In Wirk- 
lichkeit unterstanden die Deutschen aus Österreich am 27. 4. 1945 der deutschen Rechts- 
ordnung und Kriegsgerichtsbarkeit, so daß sie wegen „Fahnenilucht“, „Meuterei” und 
„Gehorsamsverweigerung“ nach den vorliegenden Erklärungen der Vertreter der 
Reichsregierung und der militärischen Kriegsherren nach den Kriegsgesetzen justi- 
fiziert worden wären.?) 


4. Dieses vorzeitige Ausbrechen aus der deutschen Kampfiront und UÜberlauien zur 
Roten Armee hätte die unter der Führung der Heeresgruppe „Süd" des General- 
obersten RENDULIC (Osterreicher) stehende HKL in Österreich schwerstens bedroht 
und die Auslieferung von 6—700 000 deutschen Soldaten an die Rote Armee, sowie 
eine vieljährige sibirische Gefangenschaft für die deutschen Soldaten zur Folge gehabt, 
die sich aber in Wirklichkeit durch die Disziplin der Truppe noch rechtzeitig am 
8. Mai 1945 nach dem Westen absetzen konnten. 


IV. Pervertierung der völkerrechtlich anerkannten „Wie- 
dervereinigung“ in eine „völkerrechtswidrige Occu- 
patio Bellica” und „Vergewaltigung”: 


Während sich im März 1938 der Einmarsch der deutschen Truppen in Österreich 
und der österreichischen Truppen in Deutschland (Berlin und München) mit Musik- 
kapellen und Blumenregen von seiten der jubilierenden Bevölkerung vollzog, wurden 
diese historischen Vorgänge nach 1945 :unter der bolschewikischen Propaganda und 
leider auch durch Staatsmänner, Wissenschaftler und Richter deutscher Zunge in 
eine „völkerrechtswidrige Annexion“ und „kriegsmäßige Occupatio Bellica“ ver- 
wandelt, die nach 1945 im Wege einer „Desannexion“ wieder gutgemacht worden 
wäre, die aber tatsächlich eine völkerrechtlich anerkannte Staatensukzession war. 


V. Einführung bolschewikischer Rechtsauffiassungen als 
„Rechtsquelle“* für die deutsche Verwaltungspraxis: 


Obwohl die „Proklamation“ und die „Unabhängigkeitserklärung” vom 27. 4. 1945 
eines antifaschistischen Führungskreises in der österreichischen Sowjetzone als ein- 
seitige Wunsch-Erklärung eines keinerlei Staatsmacht oder Legitimation besitzenden 
Gremiums von Politikern staatsrechtlich und völkerrechtlich keinerlei Rechtskraft oder 
‚gar Rechtsverbindlichkeit besitzt, und obwohl sie in völkerrechtswidriger und unmora- 
lischer Weise Angehörige einer völkerrechtlich anerkannten Kriegsmacht zum Eid- 
bruch, zur Fahnenflucht und zum Verrat an den kämpfenden deutschen Kameraden 
verleiten sollte, also einen unsittlichen Eingriff in die Rechtsordnung eines kriegfüh- 
renden Staates darstellt, haben sich die deutschen Staatsangehörigkeitsbehörden 
diesem Rechtsdiktat ausländischer Politiker der österreichischen Sowjetzone nicht nur 
kritiklos unterworfen, sondern diese, sogenannte „Unabhängigkeitserklärung” zur 
„Rechtsquelle“ für die Annullierung der deutschen Staatsangehörigkeit per 27. 4. 
1945 erklärt und deutsche Reichsbürger, die an diesem Tage als solche noch ihr Leben 
für Deutschland effektiv als Angehörige der Deutschen Wehrmacht einsetzten, von 
diesem Tage an als „Ausländer“ erklärt und behandelt und versichert, daß darin 
„keine Härte zu erblicken sei”, obwohl sie nach dem deutschen Kriegsrecht erschossen 
worden wären, wenn sie am 27. 4. 1945 danach gehandelt hätten. Auf diese Weise hat 
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sich die sowjetische Propaganda über den „Anschluß“ im Widerspruch zur abendlän- 
dischen Kultur- und Rechtstradition in der Verwaltungspraxis eines dem Westen ver- 
schworenen Rechts- und Ordnungsstaates eingeschlichen.5#) 104) 105) 113) 


VI. Unerträgliche Gewissenskonflikte und Rechtskollisio- 
nen für die Deutschen Osterreichs: 


Diese rechtsnihilistischen Vorstellungen über die „Zwangsausbürgerung”, über die 
„Zwangsenteignung“, über das „Uberlaufen zur Roten Armee“, über die Umwandlung 
von Angehörigen der Deutschen Wehrmacht zu deren Feinden als deutsche Reichs- 
bürger, deutsche Soldaten und Frontkameraden einerseits und über die durch die 
deutsche Rechtsordnung und Kriegsgerichtsbarkeit gebotene Eriüllung der Soldaten- . 
pflicht als Angehörige der Deutschen Wehrmacht andererseits stürzten die Betroffenen 
seit langen Jahren in kaum vorstellbare Gewissenskonflikte und Rechtskollisionen 
zwischen Soldatene’d und Fahnenflucht, zwischen Kameradenpflicht und Meuterei, 
zwischen Vaterlandsverteidigung und Vaterlandsverrat. 


VI. Bestätigung der Rechtsverbindlichkeit der deutschen 
Rechtsordnung und Kriegsgerichtsbarkeit bis zum 
8. Mai 1945: 


Auf Grund der vorliegenden eidesstattlichen Erklärungen durch ein Mitglied der 
letzten Reichsregierung, durch einen obersten Kriegsherrn (Generalobersten) und 
einem höchsten Reichsbeamten (Ministerialdirektor) ist unleugbar erwiesen, daß die 
Deutschen Österreichs nach den am 27.4.1945 geltenden Gesetzen der Deutschen 
Rechtsordnung und Kriegsgerichtsbarkeit unterworfen waren und daß sie bei Be- 
folgung der „Unabhängigkeitserklärung” des antifaschistischen Personenkreises, zur 
Roten Armee überzulaufen und an der Vernichtung der deutschen Truppen mitzu- 
helfen, der Justifizierung durch die Kriegsgesetze verfallen‘ wären.?°) 100) 


VIH. Reichstreue und soldatische Pflichterfüllung aller 
Deutschen aus Österreich bis zum 8 Mai 1945: 


Unter der Führung des Führers der Heeresgruppe „Süd”, des Generalobersten 
Rendulic, der selbst Osterreicher ist, sind erwiesenermaßen alle Deutschen Österreichs 
seiner Truppe gegen die geschilderten rechtsnihilistischen Aufforderungen eines „anti- 
faschistischen“ Personenkreises zum Überlauien zur Roten Armee immun gewesen, 
Sie haben in treuer Erfüllung ihres Soldateneides als deutsche Reichsbürger gemein- 
sam mit ihren deutschen Kameraden bis zum 8. Mai 1945 ihre Heimat gegen den Bol- 
schewismus verteidigt. 


IX. Geschichtswidrigkeit der „Ausländereigenschaft” per 
27.4.1945: 

Die Behauptung und Rechtsansicht, daß die Deutschen aus Österreich wegen einer 
Enunziation eines antifaschistischen Personenkreises in der österreichischen Sowjet- 
zone vom 27.4.1945 von diesem Tage an „Ausländer“ geworden wären, widerspricht 
— wie nachgewiesen — der geschichtlichen Tatsache und den völkerrechtlichen Grund- 
sätzen, da die Betroffenen effektiv an diesem Tage und noch bis zum 8. Mai 
1945 in der Deutschen Wehrmacht als deutsche Reichsbürger ihren soldatischen Ver- 
pflichtungen nachzukommen hatten, auch nachgekommen sind und da diese geschicht- 
liche Realität nicht durch eine theoretische Irrealität seit dem Jahre 1952 ausgelöscht 
werden kann und darf. 


X. Folgen des Verrates an der deutschen Frontgemein- 
schaft: 


Hätten die Deutschen Österreichs in der Deutschen Wehrmacht bis zu ihrem höch- 
sten Dienstgrad (Führer der Heeresgruppe Süd — Generaloberst) dem von einem 
„antifaschistischen“ Personenkreis der österreichischen Sowjetzone ergangenen Auf- 
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trag zur Fahnenilucht und zum UÜberlaufen zur Roten Armee und zum Treubruch an 
den eigenen Frontkameraden Folge geleistet, so wäre die am 27. 4. 1945 mitten durch 
Österreich gehende Hauptkampflinie vorzeitig und vor dem Eintreffen der West- 
alliierten zusammengebrochen. Es wären dann — wie bereits erwähnt — ca. 
6—700 000 deutsche Kameraden mehr in die Hände der Roten Armee geraten und 
dem langjährigen sibirischen Gefangenschaitsschicksal zum Opfer gefallen. Diese 
Treue und soldatische Kameradschaft der deutschen Soldaten aus Usterreich vom 
höchsten Truppenführer bis zum letzten Grenadier muß geschichtlich vermerkt werden. 


XI. Völkerrechtswidrige und wunmoralische Zwangsaus- 
‚bürgerung: 


Eine „Zwangsausbürgerung“ aus dem deutschen Staatsverband auf der 
Grundlage des Eidbruches und der Fahnenflucht sowie des Kameradenverrates per 
27.4, 1945 durch einen, mit keinerlei Machtbefugnis ausgestatteten, Personenkreis in 
der österreichischen Sowjetzone oder die rückwirkende Konstruktion sol- 
cher Vorgänge und deren Verankerung in der deutschen Gesetzgebung widersprechen 
allen völkerrechtlichen und auch staatsrechtlichen Grundbegriffen und Grundsätzen, 
sie sind weder mit den guten Sitten noch mit dem sittlichen Gebot von Treu und 
Glauben zu vereinbaren. Sie sind eben völkerrechtswidrig und sittenwidrig. 


XI. Der Bundesgesetzgeber wehrte sich stets gegen diese 
unmoralische und „grausige Zumutung“: 


Wie nachgewiesen wurde, hat sich der deutsche Bundesgesetzgeber von Anfang 
an und über ein Jahr lang bis zuletzt gegen die immer wiederkehrenden Versuche 
besonders der Sachbearbeiterin der deutschen Staatsangehörigkeitsbehörden — die 
unmoralische und völkerrechtswidrige Ideologie von der „Zwangsausbürgerung” deut- 
scher Vollbürger per 27. 4. 1945 lediglich wegen der sogenannten „Unabhängigkeits- 
erklärung“ eines antifaschistischen Führungsgremiums der österreichischen Sowjet- 
zone im 2. STAG der BUNDESREPUBLIK „DEUTSCHLAND“ zu verankern — mit Ent- 
schiedenheit und aller Energie zur Wehr gesetzt. Der Bundesgesetzgeber wollte das 
2. STAG von dieser politischen und moralischen Belastung reinhalten und hat daher 
immer wieder auf die Ausschließlichkeit des 23. 5. 1949 gedrungen.i!#) 7) 11) 13) 21) 23) 
33) 12) 43) 4) 45) u.v.a.m. 


AL. Aufnötigung des unmoralischen Stichtages vom 27.4 
1945 durch die deutschen Staatsangehörigkeitsbehör- 
den auch gegenüber dem BVerfG: 


Unter völliger Verschweigung dieser Bemühungen des Bundesgesetzgebers haben 
die beiden Experten der Verwaltung unter gleichzeitiger Diffamierung der Entschei- 
dungen des BVerwG v. 30. 10. 1954 als angebliche „glatte Völkerrechtswidrigkeit“ und 
durch Darstellung des 27.4. 1945 als „einzig mögliche Lösung“ das BVerfG bei der 
mündlichen Verhandlung am 6. 10. 1955 veranlaßt, sich ebenfalls auf den 27. 4. 
1945 festzulegen, doch hat das BVerfG aus Gründen von Treu und Glauben die vom 
Gesetz zu Schützenden — um die es ja geht — hiervon ausgenommen.8) 92) 


XIV. Wiedereinführung des unmoralischen Stichtages vom 
27.4.1945 in das 2.STAG: 


Nur unter dem allerstärksten innen- und außenpolitischen Druck, unter dem rechts- 
irrigen Hinweis auf die angebliche „neue Lage” durch die Entscheidung des BVeriG 
vom 9. 11. 1955, unter rechtswidriger Behauptung eines rechtsverbindlichen General- 
urteils nach $ 31 BVerfG gegenüber sämtlichen Deutschen aus Osterreich und unter 
Berufung auf die angebliche strikte Forderung der österreichischen Stellen wurde über 
Einschreiten des Bundesaußenministers der Rechtsausschuß in der Sitzung vom 14.1. 
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1956 im Stimmenverhältnis 11:10 genötigt, in das 2. STAG doch wieder den unmora- 
lischen Stichtag vom 27. 4. 1945 — wenn auch nur mehr mit deklaratorisch-dekorativen 
Charakter — neben dem Stichtag vom 23. 5. 1949 einzuschleusen.33) 88) 13) 25) 


XV. Simultane Auswechslung des Rechts-Grundes: 


Unter ausdrücklicher Verneinung des konstitutiven Charakters des Gesetzes und 
des ominösen Stichtages vom 27.4. 1945, unter besonderer Betonung der durch das 
2. STAG gesicherten Kontinuität der ununterbrochenen und nie untergegangenen 
deutschen Staatsangehörigkeits- und Grundrechte hat der Bundesgesetzgeber 
durch eine untrennbare Koppelung und simultane Auswechslung des bisherigen 
Rechtsgrundes (Wiedervereinigungsgesetz) gegen den völkerrechtlich unangreifbaren 
und bis zum 27.4. 1945 rückwirkenden neuen Rechtsgrund {eigene Willensentschei- 
dung) das Anrecht der Betroffenen auf Beibehaltung der ununterbro- 
chenen: deutschen Staatsangehörigkeit in völliger Einmütigkeit beider Häuser und 
beider Regierungen anerkannt und im Gesetz festgelegt.*) 73) 45) 95) 42) 77) 


XVI. Pervertierung des Willens des Gesetzgebers durch 
Zerschneidung der Simultaneität im 2. STAG: 


Bei der Durchführung des 2. STAG wurde durch völlige Umdeutung des Erklä- 
rungs-Inhaltes (statt Beibehaltung — angeblicher Wiedererwerb) der gesetzlich aus- 
drücklich bestimmte Simultaneitäts-Akt (gleichzeitiger Wechsel des Rechts-Grundes) 
willkürlich wieder in zwei, 11 Jahre auseinanderliegende Rechtsakte (Zwangsausbür- 
gerung per 27.4. 1945 und Neueinbürgerung ab Erklärung) zerschnitten, so daß dem 
Gesetz auf einmal wieder in verfassungswidriger Weise ein konstitutiver 
Charakter hinsichtlich des Entzuges der deutschen Staatsangehörigkeit im Wider- 
spruch zu Art. 16/1 GG unterlegt und die Diskontinuität wieder behauptet worden 
ist,115) 104) 105) 


XVI. Fortsetzung der Rechtsbedrängnis und Störung des 
Rechtsiriedens: 


Durch die geschilderte Umdeutung des 2. STAG wird das jahrelange Rechtsleid der 
Berechtigten, von dem 70 000 deutsche Vollbürger durch das 2. STAG endlich erlöst 
werden sollten, erneut fortgesetzt, so daß der durch das 2. STAG gestiitete Rechts- 
frieden von neuem gestört wird, da das bisherige Spiel mit dem Recht durch neuer- 
liche Prozesse in allen Instanzen ein weiter andauerndes tragisches Rechtsschicksal 
für die Berechtigten bedeutet.116) 


XVII. Immerwährendes Veto gegen Fahnenilucht und 
Zwangsausbürgerung: 


Solange es rechtlich gesinnte Deutsche auch aus Osterreich oibt, werden sie ihr 
immerwährendes Veto dagegen erheben, daß sie am 27.4. 1945 gezwungen werden 
sollten, zur Roten Armee überzulaufen, ihre Kameraden in der Kampfiront zu ver- 
raten, den Anschluß als eine „Vergewaltigung“, die Eroberung durch die Rote Armee 
als eine „Befreiung“ Osterreichs und die Zwangsausbürgerung per 27, 4. 1945 als 
„Recht“ und „Rechtsgesittung“ anzuerkennen, so daß sie seit diesem Tage „Ausländer“ 
gewesen wären, als sie in unleugbarer Weise als Reichsbürger nach der deutschen 
Rechtsordnung und nach den Kriegsgerichtsgesetzen ihr Leben für Deutschland effek- 
tiv einzusetzen hatten. Auch die Deutschen Osterreichs waren am 27. 4. 1945 ebenso 
verpflichtet, der Deutschen Wehrmacht und ihren Kameraden die Treue zu halten, wie 
es diese gegenüber Österreich zum Schutze vor der Eroberung durch den Bolsche- 
wismus mit dem Einsatz ihres Lebens bis zum 8. Mai 1945 getan haben.?!) 


XIX. Appell an alle Freunde von Recht und Moral: 


In unzähligen Schriften, Studien, Memoranden, Denkschriften, Äußerungen und 
Briefen haben sich die Deutschen aus und auch in Österreich an alle Freunde von 
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Recht und Wahrheit, von Treu und Glauben, von Wohlanständigkeit des Staates und 
Rechtssauberkeit im Staatsleben seit Jahren gewandt und stets um Hilfe und Rechts- 
.schutz für die rechtlich Bedrohten und Bedrückten gebeten, damit die über 70 000 
deutsche Menschen heraufbeschworene Rechtstragödie endlich beseitigt werde. 


XX.Der Weg zur Lösung und Befreiung: Die Gesetzes- 
novelle: 


Der einzige Ausweg aus dieser Rechtskatastrophe führt nur über eine Gesetzes- 
novelle zum 2. STAG, wie sie der Gesetzgeber schon vor der Beschlußfassung des 
2. STAG angedroht und für notwendig gehalten hat.!?) Eine Gesetzesnovelle kann 
schlicht und einfach wie das ganze Problem sein, wenn es nicht durch Rechtsnihilis- 
mus in ein- Chaos verwandelt wird. Zwei lapidare kurze Kernsätze könnten des 
schier unlösbaren Rätsels Lösung bringen, die seit langen Jahren vereitelt wird: 


1. Deutscher Staatsangehöriger bleibt im Sinne des 1. STAG derienige, der dies 
weiterhin sein will (Ausschlagungsrecht nach dem Willensprinzip) und 


2. Der Wortlaut der Erklärung wird gesetzlich wie folgt festgelegt: „Ich erkläre 
hiermit, weiterhin deutscher Staatsangehöriger zu bleiben.“ 


Das wäre die ganze ‚Rechtskunst und Rechtsweisheit, deren systematische Ver- 
eitelung die gesamte Rechtsordnung im Staat seit Jahren auf den Kopf gestellt hat, 
so daß zahllose Gerichte mit einigen hundert Richtern und vielen hunderten von 
Seiten von Gerichtsurteilen, die gesamte Gesetzgebung mit einigen hundert Abge- 
ordneten und unermeßlichem Drucksachenmaterial und Protokollen, und schließlich 
‚ einige hundert Beamte mit Bergen von Akten seit langen Jahren übermäßig in An- 
spruch genommen wurden, um 70 000 Deutschen endlich das Recht zu geben, das sie 
bis heute nicht gefunden haben. 


Zwei wissenschaftliche Urteile aus jüngster Zeit sind der neuerliche Beweis, wie 
tief wir in die geistige, sittliche und rechtliche Unordnung hineingeraten sind, wie 
wenig das 2. STAG in der heutigen Fassung befriedigen kann und Klarheit gebracht 
hat und wie unerläßlich eine grundsätzliche Abkehr von dem fürchterlichen und 
unheilvollen Stichtag vom 27. 4. 1945 mit seiner — allerdings nur mehr deklaratori- 
schen und rückwirkenden — „Zwangsausbürgerung” per 27. 4. 1945 ist. 


Schätzel wies in der DOV auf die noch gar nicht zu übersehenden und be- 
sorgniserregenden Folgen der verfassungswidrigen Rückwirkung hin: 


„Insbesondere hat man nicht bedacht, Bestimmungen über die Wirkung der Rück- 
wirkung aufzunehmen. Da die Österreicher in Deutschland in der Vergangenheit ganz 
überwiegend als deutsch angesehen sind, hat man sie wie jeden andern Deutschen 
auch zu Ehrenämtern herangezogen und in die Wählerlisten eingetragen. Sie haben 

"als Geschworene, als Schöffen und Vormünder mitgewirkt. Die Rückwirkung könnte 
viele Strafurteile in ihrer Rechtsbeständigkeit zweifelhaft machen, da die Gerichte 
möglicherweise falsch besetzt waren. Nur Deutsche konnten den Beruf des Rechts- 
anwaltes und des Arztes in Deutschland ausüben. Konzessionen wie Apotheker- und 
Gastwirtschaftskonzessionen werden im allgemeinen nur an Staatsangehörige ver- 
liehen. Bei Grundstückserwerb bedürfen Ausländer besonderer Genehmigung. Die 
Folgen müssen unabsehbar sein, wenn insgesamt etwa 70000 Menschen, die bisher 
als Deutsche gelten, mit rückwirkender Kraft zu Ausländern gemacht werden und 
damit die Gültigkeit von Wahlen, von Strafurteilen und bürgerlich-rechtlichen Rechts- 
geschäften in Zweifel gezogen werden.“ 


„Kurzum, das ganze Machwerk ist eine willkürliche Zusammenstellung von Be- 
stimmungen, die jeglicher logischen Abstimmung entbehren, das individuelle Selbst- 
bestimmungsrecht nicht ausreichend berücksichtigen und in ihrer Kompliziertheit not- 
wendigerweise zu neuen Zweifeln und Streitigkeiten führen müssen.“ 
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„So läßt das Gesetz, so wünschenswert es war, viele Bedenken. aufkommen, und 
man wird es und seine Wirkungen sorgfältig beobachten müssen, ob nicht ein er- 
.neutes Eingreifen des Gesetzgebers erforderlich wird, um Unbilligkeiten und uner-. 
wünschte Folgen auszuschließen.“”110) 


Es ist betrüblich, daß ein Gesetz, das über 10 Jahre auf sich warten ließ, so schlechi 
ausfällt, daß es in der Wissenschaft auf so schwere Bedenken gestoßen ist. Doch es 
geht, wie bereits erwähnt, nicht bloß um dieses Gesetz und seine Kompliziertheit, 
seine Willkürlichkeit, seine so eigenartige Konzeption und seine fremdartige und 
folgenschwere doppelte Rückwirkung. 5 


Forsthoff hat in geradezu alarmierender und dramatischer Weise auf das 
unheilvolle Rechtschaos und die geistige, sittliche und rechtliche Unordnung hinge- 
wiesen, die dadurch entsteht, daß die moderne Menschheit so weit geht, daß sie sogar 
„Geschichte ungeschehen machen will und sie ableugnet“! Und wenn schon das 
Gegenwartsgeschlecht nicht mehr fähig ist, zu erfassen und zu verstehen, worum es 
eigentlich geht, so spricht Forsthofi die Hoffnung aus, daß bei der Umkehrung 
aller Begriffe von geschichtlichker Wahrheit und deutscher Rechtsaufiassung, von 
Treue und Glauben, von Pflicht und Eid, von Desannexion und Sukzession, von 
occupatio bellica und Befreiung, von Freund und Feind — „vielleicht spätere Gene- 
rationen erkennen werden, daß in solchen Vorstellungen die tiefsten geistigen Un- 
ordnungen unserer Zeit sichtbar geworden sind“ !1}1) ö 


Als zusammeniassendes Endergebnis der durchgeführten ‚Untersuchung über die 
Sach- und Rechtslage nach dem Inkrafttreten des 2. STAG und über den nach- 
gewiesenen Willen des Gesetzgebers und den Sinn und Zweck des 2. STAG sind 
folgende vier Rechtstatsachen festzuhalten: 


1. Unantastbarkeit des rechtswirksamen und ununterbro- 
chenen Fortbestandes der deutschen Staatsangehörig- 
keits- und Grundrechte: 


Den Deutschen aus Österreich, die seit dem Zusammenbruch des Deutschen 
Reiches in der Bundesrepublik ansässig sind und ihre veriassungsmäßig erwor- 
bene und durch langjährigen Kriegsdienst und Lebenseinsatz für Deutschland be- 
siegelte Anschluß-Staatsangehörigkeit weiterhin behalten wollen, darf diese 
deutsche Staatsangehörigkeit durch keine Regierungserklärung, durch keinen 
Staatsvertrag, durch kein Gesetz, durch keine einseitige Maßnahme von Behörden 
und durch keinen Gerichtsbeschluß per 27.4. 1945 rückwirkend aberkannt werden; 
geschieht dies dennoch, so wäre eine solche Maßnahme 


1. geschichtswidrig, 
2. verfassungswidrig, 
3. völkerrechtswidrig und 
4. gegen das Gebot von Treu und Glauben, da 
a) die Betroffenen am 27.4. 1945 und mindestens bis zum 8. Mai 1945 efifekti v 
als deutsche Reichsbürger nach der deutschen Rechtsordnung und 
Kriegsgerichtsbarkeit, dem Dienst- und Soldateneid gemäß, dem Deutschen 
Reich verpflichtet waren.’?) 
b) Sie können daher nicht im Jahre 1956 rein theoretisch in einen andern 
Rechtsstatus — „Ausländereigenschaft" — versetzt werden als sie nach den 


tatsächlichen Rechtsverhältnissen an diesem nur fiktiven Stichtag vom 
27.4. 1945 effektiv eingenommen haben (Inländer). 


cd) Keine Regierung eines demokratischen Rechtsstaates, keines seiner Gerichte, 
keine seiner Behörden und auch nicht sein Gesetzgeber sind berechtigt, durch 


3. 


ein Gesetz, durch eine Erklärung, von Rechts wegen oder von Amts wegen 
historische Tatsachen rückwirkend ins Gegenteil zu verkehren und als „Recht“ 
zu erklären.iP) 

Selbst wenn eine solche Möglichkeit bestünde, dürfen unstrittig verfassungs- 
mäßig erworbene Rechte nach volibrachter Dienstleistung und soldatischem 
Lebenseinsatz nicht rückwirkend und einseitig gegen den Willen der Betrofie: 
nen aberkannt werden.' Ein solcher Vorgang würde gegen das sittliche Gebot 
von Treu und Glauben und gegen das Verbot des „Venire contra factum 
proprium“ in gröblichster Weise verstoßen.?) j 


e) Die Unterdrückung jeglicher eigenen Willensentscheidung auf 10 Jahre rück- 
wirkend würde die Menschenwürde, das Menschenrecht, das völkerrechtlich an- 
erkannte Selbstbestimmungsrecht und das auch in der deutschen Verfassung 
(GG) verankerte Prinzip der eigenen Willensentscheidung in eklatanter Weise 
verletzen.s) 


d 
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. Weder nach dem deutschen Recht, noch nach dem Be- 


satzungsrecht, noch nach dem Völkerrecht ist eine 
solche Entrechtung („Zwangsausbürgerung”) zulässig: 


Es ist unbestreitbar, daß nach der ständigen und höchstrichterlichen Rechtsspre- 
chung :in ca. 50 Urteilen von Verwaltungsgerichten, Oberverwaltungsgerichten, 
Verwaltungsgerichtshöfen, sowie in höchstrichterlichen Entscheidungen des Bun- 
desgerichtshofes, Bundesverfassungsgerichtes und Bundesverwaltungsgerichtes als 
auch nach der herrschenden Lehre und Forschung sowie auf Grund der histori- 
schen Tatsachen, der deutschen Verfassung (GG), des WVölkerrechts, des Be- 
satzungsrechtes und des Gebotes von Treu und Glauben bei der in Frage stehen- 
den und vom 2. Staatsangehörigkeitsgesetz zu schützenden Personengruppe der 
rechtswirksame und ununterbrochene Fortbesiand der 
Anschluß-Staatsangehörigkeit anerkannt wurde.i°) 39) Ebenso wurde das inter- 
national anerkannte Prinzip der eigenen Willensentscheidung 
in der deutschen Gesetzgebung (Art. 16/1 u. 116/2), im 1. Staatsangehörigkeits- 
gesetz und durch die Bundesregierung, den Bundestag und den Bundesrat — als 
auch im Interesse des Staates liegend — einmütig anerkannt”) (S. 11). 


Auch der Wille des Gesetzgebers bejaht den rechts- 
wirksamen und ununterbrochenen Fortbestand der An- 
schluß-Staatsangehörigkeit: 


Nach dem erwiesenen und beurkundeten Willen des Bundesgesetzgebers beider 
Häuser ist es Sinn und Zweck des 2. STAG, dem rechtswirksamen und ununter- 
brochenen Fortbestand der verfassungsmäßig erworbenen deutschen Staatsange- 
hörigkeit durch eine zusätzliche und rückwirkende Erklärung bis zum Tage der 
unbestrittenen deutschen Staatsangehörigkeit (27.4. 1945) eine auh völker- 
rechtlich unangreifbare Rechtsbasis zu verleihen. Dieser ge- 
setzlichen Lösung der Simultaneität und Kontinuität haben auch Rune Regierun- 
gen der betroffenen Staaten zugestimmt.??) 9%) 


.Rechtsfriede — ein Gebot demokratischer Rechtsord- 


nung: 


Auf Grund des vorliegenden Beweismaterials ist.es ein allgemeines Bedürfnis 
und Gebot, die jahrelangen Versuche, selbst dem vom Gesetz geschützten Per- 
sonenkreis, die gerichtsordnungsmäßig anerkannte .und nunmehr auch gesetzlich 
geschützte deutsche Staatsangehörigkeit streitig zu machen, endgültig einzustellen 
und das gesetzlich abgesicherte Recht auf den rechtwirksamen und 
ununterbrochenen Besitz der deutschen Staatsange- 
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hörigkeit weder durch rechtsirrige Anwendung von Gerichtsurteilen noch 


durch Fehlinterpretationen solcher gerichtlicher Entscheidungen noch durch Durch- 
führungsverordnungen anzutasten.?) Weder innenpolitische noch außenpolitische 
noch parieipolitische Tendenzen dürfen sich künftighin an diesem unantastbaren. 
Grundrecht vergreifen, da es durch die geschichtlichen Tatsachen, durch die völlig 
geklärte Rechtslage, durch die abendländische Kultur- und Rechtstradition, nach 
dem Gebot von Treu und Glauben, den Grundsätzen von Rechtssauberkeit und 
Rechtsfairneß, durch ein einmütig von Bundesregierung, Bundesrat und Bundestag 
beschlossenes Gesetz für alle Zukunft besiegelt wurde. 


Im Interesse der verfassungsmäßigen Ordnung, der Rechtsdisziplin und Rechts- 
autorität müßte jeder erneute Angriff gegen diesen so mühselig errungenen 
Rechtsfirieden als nicht zu verantwortende Auflehnung gegen Recht und 
staatliche Ordnung mit aller Energie abgewehrt werden.” 


Die immer wieder versuchte Identifizierung des 2. STAG mit der bisherigen Ver- 


waltungspraxis sowie die selbst nach der Verkündung des 2. STAG angestrebte Impu- 
tation der Verwaltungspraxis in die im 2. STAG vorgesehene „einfache Erklärung”, 
weiterhin deutscher Staaisangehöriger bleiben zu wollen, machen es unerläßlich, zum 
Schluß kurz und übersichtlich den unüberbrückbaren Ideen-Gegensatz zwischen diesen 
beiden Rechtskomplexen zusammenzustellen: 


1. Durch das 2. STAG werden die Sammeleinbürgerungen vom 
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Jahre 1938 (Anschluß-Staatsangehörigkeit) unter der Bedingung einer zustimmen- 
den Individualerklärung gesetzlich anerkannt. Die derzeitige Verwaltungs- 
praxis wollte die Anschluß-Staatsangehörigkeit seit jeher „von Amts wegen” ohne 
Gesetz und automatisch durch rückwirkende Zwangsausbürgerung per 27. 4. 1945 
aberkennen. 


Durch das 2.STAG soll im Sinne des Art. GG 123 die Rechtskonti- 
nuität auch aus dem Gebot von Treu und Glauben gewährleistet wer- 
den. Die Verwaltungspraxis hat seit 1952 die angeblich eingetretene DIS- 
KONTINUITÄT vertreten. 


. Durch das 2. STAG wird von Gesetzes wegen die Wiedereinset- 


zung in den vorigen Stand (Inländerstatus) anerkannt. Die Verwal- 
tungspraxis hat seit jeher die ersatzlose Verweigerung des vorigen Standes prak- 
tiziert und den „Ausländer"-Status behauptet. 


. Durch das 2. STAG wurde — wie durch das 1 STAG — das Prinzip 


der eigenen Willensentscheidung als allein ausschlaggebende 
Rechtsnorm bis zum 23.5.1949 anerkannt. Die Verwaltungspraxis hat wegen 
eines angeblich am 27. 4. 1945 eingetretenen „Verlusttatbestandes” sämtlichen 


Deutschen aus Österreich — gleichgültig, wann sie nach Deutschland gekommen . 


sind und ob sie weiterhin deutsche Staatsbürger bleiben wollen — jedes wie 
immer geartete Recht auf die deutsche Staatsangehörigkeit oder auf eine Option 
verweigert. 


‚Das 2.STAG ist ein Bekenntnis zu dem sittlicen Gebot von Treu 


und Glauben. Die heutige Verwaltungspraxis lehnt eine Bindung an dieses 
Gebot wie an das Verbot des „Venire contra factum proprium” ab. 


„Das 2.STAG hat durch die bloße deklaratorische Rechtsver- 


mutung dem Stichtag vom 27. 4. 1945 jede Rechtsverbindlichkeit entzogen und 
ihn praktisch auf den 23.5.1949 verlegt. Die Verwaltungspraxis erblickt im aus- 
ländischen Stichtag vom 27.4.1945 bis heute eine übergeordnete, rechtsverbind- 
liche und sogar rechtaufhebende Rechtsnorm und konstitutive Rechtsentscheidung 
auch für die inländischen Staatsangehörigkeits-Rechtsverhältnisse. 


’ 


7.Das 2. STAG schuf durh die SIMULTANEITAÄT beim Wechsel des 
Rechtsgrundes (Erklärung statt Wiedervereinigungsgesetz) eine organische 
‚Gesetzeseinheit und einen unteilbaren, einaktigen Rechtsvorgang zwecks 
Erhaltung des ununterbrochenen und niemals untergegan- 
genen Besitzes der deutschen Staatsangehörigkeit. Die Verwaltungspraxis 
vertritt auch heute noch’ immer den Standpunkt des gesetzlosen und ersatzlosen 
Verlustes der Anschluß-Staatsangehörigkeit per 27. 4. 1945, des elfjährigen Rechts- 
vakuums sowie der Unvermeidbarkeit des individuellen Einbürgerungsantrages 
im Jahre 1956. 


8.Das 2. STAG ist eine verfassungs- und völkerrechtsmäßige, mensch- 
liche, soziale und loyale Lösung des Gesamtproblems 
als ein Rechtsfiaktum. Die gegenwärtige Verwaltungspraxis beruht auf 
dem ausländischen und bloß in der österreichischen Sowjetzone sich unter der 
Patronanz der Roten Armee abspielenden POLITIKUM wider Völkerrecht, 
Verfassung, Rechtssprechung, Wissenschaft und bisherigen wissenschaftlichen Ver- 
waltungspraxis (LICHTER, MASSFELLER, JELLINEK, AUSWAÄRTIGES AMT 
u. a.).109) 65) 26) 


9. Das 2. STAG bekennt sich zur politischen Neutralität durch 
Ziehung der Trennungslinie am geschichtlich zutreffenden Tatbestand der Erlas- 
sung des Bonner Grundgesetzes am 23.5. 1949. Die Verwaltungspraxis beruht 
durch Heranziehung des ausländischen Stichtages rein politischer Natur schon 
vor dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches (27. 4. 1945 statt 8. 5. 1945) und 
der rein politischen These von der „Erlösung“ von Deutschland und der „Be- 
freiung“ durch die Rote Armee derzeit noch auf dem Boden geschichtswidriger 
ausländischer Politik. 


10. Das 2. STAG ist ein einstimmig vom Bundesgesetzgeber beider Häuser be- 
schlossenes GESETZ. Die „Verwaltungspraxis" entbehrt jeder wie immer ge- 
arteten rechtlichen oder verfassungsmäßigen' Rechtsbasis, da die EXEKUTIVE an 
die verfassungsmäßige Ordnung, an das deutsche Recht und an die deutschen 
Gesetze gebunden ist und da der Standpunkt der Staatsangehörigkeitsbehörden 
nach der einmütigen Rechtssprechung aller höchsten Bundesgerichte weder im 
Völkerrecht, noch im Besatzungsrecht, auch nicht im deutschen Recht begründet 
erscheint. 


11.Das 2.STAdG gewährt in loyalster Weise allen Deutschen aus Österreich den 
Rechtsschutz als deutscher Staatsangehöriger, wenn sie dies bleiben wol- 
len. Die Verwaltungspraxis läßt deutsche Staatsangehörige seit 1952 von einem 
ausländischen Staat selbst gegen ihren Willen nach langen „Jahren rückwirkend ' 
in Anspruch nehmen“, obwohl kein anderer Staat seine Einwanderer vom Heimat- 
staat rückwirkend „in Anspruch nehmen“ lassen würde. 


Es geht aber in der Gegenwart nicht so sehr um eine bestimmte Staatsangehörig- 
keit, es geht vielmehr um große, prinzipielle Fragen, es geht vor allem um das 
deutsche Rechtsgefühl und um eine sittlich verankerte Rechtsgesinnung, die seit Jah- 
ren in bedenklicher Weise auch auf vielen anderen Gebieten vernachlässigt, verletzt 
und mißachtet worden ist. Es handelt sich vor allem um die rückwirkende 
Annullierungs-Ideologie gegenüber verfassungsmäßigen Rechtsverhält- 
nissen und wohlerworbenen Rechten, eine wahrhaftige geistige Krankheit unserer 
Zeit, die wie ein rechtlicher Krebs wirkt und die verfassungsmäßige demokratische 
Ordnung und die reine Rechtsidee sowie das Rechtsvertrauen annagt und allmählich 
zerfrißt, 


Wenn je ein Vorkommnis aus rein rechtlichen und auch menschlichen Gründen 
abschreckend wirken muß, den Boden des Rechts um der Politik willen 
zu verlassen, dann ist es der jahrelange Streit um das deutsch-österreichische Staats- 
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angehörigkeitsproblem, durch das 70000 Angehörige des deutschen Volkes in 
Deutschland fast ein Jahrzehnt lang in allerschwerste seelische Konflikte, in folgen- 
schwere Rechtskollisionen sowie in bitterste Rechtsnot unter erbarmungswürdigen 
Lebensverhältnissen und dem harten Flüchtlingsschicksal geraien sind und trotz 
Gesetz noch immer rechtlich bedrängt werden! Wer übernimmt hierfür die Verant- 
wortung? Wer trägt die Schuld? Wer macht dies Unrecht an deutschen Menschen 
endlich wieder gut? Wer gibt ihnen den Glauben an das Recht, an die Demokratie, 
an Deutschland wieder zurück? # 


Es geht einfach nicht an, dem 2. STAG nach der Beschlußfassung durch den 
Bundesgesetzgeber das Charakteristikon einer rein negativen Rechtsnorm der rück- 
wirkenden EXPATRIIERUNG per 27.4.1945 zu unterlegen, wenn es sich um eine 
rein positive Rechtsnorm der Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand und der gesetzlichen Anerkennung aller wohlerworbenen Verfassungsrechte 
handelt. 


Wenn der Bundesgesetzgeber nach einer mehr als einjährigen Beratung durch 
das Gesetz den Tatbestand der mühevoll errungenen und kunstvoll konstruierten 
SIMULTANEITAÄT hinsichtlich der rückwirkenden Auswechslung des Rechts- 
grundes in einem einzigen und unteilbaren Rechtsvorgang setzt, dann darf doch nicht 
die Exekutive im Wege der Durchführung des Gesetzes diesen organisch gebun- 
denen SIMULTAN-AKT in zwei selbständige, von einander völlig getrennte und 
: durch ein 11jähriges Vakuum zerschnittene Rechtsvorgänge der völkerrechts- und 
verfassungswidrigen ZWANGSAUSBURGERUNG mit 1iijähriger Rückwirkung per 
27. 4.1945 einerseits und der davon völlig unabhängigen „Wiedereinbürgerung” im 
Jahre 1956 gegen das GG, gegen das Völkerrecht, gegen das Menschenrecht, gegen 
die oberstrichterliche Rechtssprechung und gegen die herrschende Lehre in unnatür- 
licher Weise zerschneiden, um auf diesem Wege wieder die Verwaltungspraxis in 
das in konträrer: Richtung beschlossene Gesetz erneut einzuführen. 


Nur solange die Idee der SIMULTANEITAT unangetastet bleibt, wird das Gesetz 
nicht durch eine verfassungswidrige ZWANGSAUSBURGERUNG und eine rlck- 
wirkende Entziehung von Verfassungsrechten wider Treu und Glauben entheiligt. 


Auch die Staatsangehörigkeitsbehörden sind bei der Gesetzesanwendung und den 
Durchführungsbestimmungen an den klar erkennbaren und eindeutig nachweisbaren 
Willen des Bundesgesetzgebers und an den Sinn und Zweck des Gesetzes gebunden. 
Sie dürfen ihm nicht einen völlig andern Sinn geben. 


Es wäre ein trauriger Rechtszustand und eine besorgniserregende Rechtsver- 
fassung der Verantwortlichen in Staat und Parteien, wenn das Recht im Staatsleben 
und in der Staatsverwaltung immer erst auf gerichtlichem Wege durchge- 
setzt werden müßte und wenn selbst dann das Recht weiterhin mißachtet bleibt, wenn 
diese Gerichte, die man den in ihrem Recht Beeinträchtigten empfohlen und deren 
Spruch man sich scheinbar zu unterwerfen verpflichtet hat, „im Namen des Volkes“ 
RECHT gesprochen haben, aber diese echte Stimme des Volkes wieder nicht ge- 
hört wird. ' 


Wenn von Amts wegen befohlen wird, an der systemafischen „Praxis der Nicht- 
beachtung” höchstrichterlicher Entscheidungen festzuhalten, wenn der Wille des 
Gesetzgebers im krassen Widerspruch zu dem wahren Sinn und Zweck des Gesetzes 
planmäßig mißachtet, wenn die oberstrichterlichen Entscheidungen unrichtig inter- 
pretiert werden, wenn erklärt wird, daß man sich durch höchstrichterliche Entschei- 
dungen nicht „präjudizieren“ lasse, und wenn wieder nur der einseitige Wille der 
Staatsangehörigkeits-Behörden in das Gesetz hineinprojiziert wird, dann ist bereits 
ein recht bedenklicher Zustand eingetreten, der mit der gebotenen Achtung vor dem 
demokratischen Prinzip der Gewaltenteilung nichts mehr zu tun hat, bei 
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dem aber die gleichberechtigte Partnerschaft mit den beiden 
andern Gewalten eines Rechtsstaates bereits einseitig aufgehoben erscheint. 


Die vorliegende Schrift entstand aus diesem rechtlichen Notstand: Nach jahre- 
langen Bemühungen des Gesetzgebers um die Wiederherstellung des 
vorigen Standes für die Betroffenen und der verfassungsmäßigen Ordnung 
für alle, sind Recht und Gesetz erneut bedroht. 


In dieser wahrhaftig ernsten Rechtsgefahr nicht bloß für die Betroffenen, sondern 
für uns alle, sah sich der Bundesgesetzgeber aus tiefer Verantwortung heraus ge- 
nötigt, recht ernste Worte der Mahnung und Erinnerung an das unantastbare Prinzip 
der Gewaltenteilung auszusprechen: 


„Wir wollen nicht, daß die Spurweite eines Gesetzes von der Bürokratie auf 
dem Wege über die Durchführung bis zu den unteren Instanzen immer weiter 
eingeengt wird.“108) 


„Wir werden darüber wachen, daß die Bürokratie nicht so verfährt, wie es in 
der erwähnten Durchführungsverordnung ofienbar bereits beabsichtigt ist, und 
die Spurweite des Gesetzes nicht selber eigenmächtigt: verengt.“ 


„Wir behalten uns für den Fall, daß derartige Versuche weiter praktiziert wer- 
den sollten, vor, dem Hohen Hause sofort eine entsprechende Novelle vorzu- 
legen, die diese weitergehende Auslegung sichert."®8) 74) 


Für jeden pflichtgetreuen Verwaltungsbeamten, der es mit dem deutschen Recht, 
dem er die Treue zu halten hat, ebenso ernst nimmt wie mit seiner beschworenen 
Gehorsamspflicht, ist es beschämend und betrüblich, daß der Gesetzgeber der Exe- 
kutive so harte Worte des Tadels und der Warnung in aller Offentlichkeit zurufen 
und aui einen recht ungemütlich gewordenen rechtlichen „Sängerkrieg“ zwischen 
Gesetzgeber und Verwaltung hinweisen mußte.*1) ' Staatssekretär Ritter von LEX 
hat in anerkennenswerter Weise dem bitteren Ernst der gegenwärtigen Rechtslage 
vollauf Rechnung getragen, wenn er die verpflichtende Berücksichtigung der Forde- 
rung des Bundesgesetzgebers nach einer großzügigen Handhabung des Gesetzes durch 
die Verwaltung mit den Worten kennzeichnet: „Die Ausführungen, die bei der 
zweiten Beratung des Gesetzes im Bundestag dazu gemacht worden sind, zeigen dies 
mit aller Deutlichkeit.“?t) 


Die in der deutschen Rechts- und Verwaltungsgeschichte einmalige kein 
mit der man lange Jahre versuchte, einfach „von Amts wegen” 70 000 deutsche Volks- 
angehörige in der Bundesrepublik DEUTSCHLAND im krassen Widerspruch zum 
Völkerrecht, zur Verfassung (GG), zur höchstrichterlichen Judikatur, zur herrschenden 
Lehre und sogar auch zur wissenschaftlich fundierten Verwaltungspraxis 7 Jahre nach 
Kriegsende seit 1952 auf einmal aus dem deutschen Staatsverband zwangsweise aus- 
zustoßen und damit der staatsbürgerlichen Gleichberechtigung zu entkleiden, stellt 
wohl „die tiefsten geistigen Unordnungen” dar, die unsere Zeit sichtbar werden 
laßt.111) 


Der sittliche und geistige Tiefstand einer solchen „Praxis” ergibt sich besonders 
aus der Tatsache, daß man sich noch im Jahre 1956 in der Bundesrepublik Deutsch- 
land als souveräner Groß-Staat bemüht, die historische Wahrheit und die kriegs- 
geschichtlichen Tatsachen auf den Kopf zu stellen und deutsche Reichsbürger und 
Angehörige der Deutschen Wehrmacht, die dies unleugbar bis zum 8. Mai 1945 waren, 
durch die bloße Enunziation eines Kreises ausländischer Parteipolitiker der öster- 
reichischen Sowjetzone rückwirkend und dennoch rechisverbindlich per 27. 4. 1945 ent- 
eidigen und expatriieren, sowie gleichzeitig zum Uberlaufen zur Roten Armee und 
zur Bildung von Partisanenabteilungen im Rücken der bisherigen Frontkameradschaft 
zwingen zu lassen, obwohl die Betroffenen nach der deutschen Rechtsordnung und 
Kriegsgerichtsbarkeit erschossen worden wären, wenn sie dieser nachträglich kon- . 
struierten Irrlehre am 27. 4. 1945 tatsächlich gehuldigt hätten! 
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Unter dem Mantel des Rechts, ja sogar der Wissenschaftlichkeit schleicht sich der 
Rechisnihilismus sowjetischer Herkunft aus dem Jahre 1945 noch im Jahre 1956 in die 
deutsche Rechtsordnung ein! 

Es verdient schließlich noch rechtshistorisch festgehalten zu werden, daß eine 
solche, die gesamte Rechts- und Sittenordnung pervertierende Rechtsauffassung nur 
durch die freiwillige Preisgabe der deutschen Rechtssouveränität und eigenstaatlichen 
Willensbildung, nur durch die kritiklose, ungeprüfte und widerstandslose Unterwer- 
fung eines Großstaates unter den politischen Willen von nichtgewählten „anti- 
faschistischen“ Ausländern, die am 27. 4. 1945 der Roten Armee und dem Bolschewis- 
mus völlig ausgeliefert (S. 58) und auch hörig waren (S. 25, 35 ff., Anmerkung 28), 
nur durch bewußte UÜbergehung einer erwiesenen geschichtlichen Unwahrheit als 
„grausige Zumutung an den Bundesgesetzgeber“ (S. 47, 49, 51 u. ff.), nur durch die 
tiefste Erschütterung einer abendländischen Rechtsordnung, nur durch die „Praxis 
der NICHT BEACHTUNG der höchstrichterlichen Entscheidungen des BVerwG vom 
30. 10. 195440) 101), durch die völlige Umdeutung und Fehlinterpretation der Entschei- 
dungen des BVerfG vom 28. 5. 19525) 12%) und vom 9. 11. 1955%) (S. 29 if.), durch die 
völlige Ignorierung der höchstrichterlichen Entscheidung des BGH vom 4. 10. 1951?) 
sowie durch die systematische Mißachtung des international anerkannten Prinzips der 
eigenen Willensentscheidung (S..11 u.36) möglich ist, obwohl gerade dieses Prinzip 
von allen zuständigen Rechtsgremien und gesetzgebenden Körperschaften sowohl im 
1. wie auch im 2. StaRegG ($ 6 und 10) als die tragende Rechtsnorm anerkannt wor- 
den ist. 

Nur am Rande, aber für die fernere Zukunft sei bemerkt, daß das Deutsche Reich 
de-jure weiterbesteht und daß die Bundesrepublik Deutschland nur ein teildeutsches 
Provisorium ist. Gemäß Präambel des GG soll dieses „dem staatlichen Leben für 
eine UBERGANGSZEIT eine neue Ordnung geben“. Deshalb bleibt „das gesamte 
deutsche Volk aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und 
Freiheit Deutschlands zu vollenden“. Auch die Bundesregierung hat in wieder- 
holten offiziellen Erklärungen ausdrücklich festgestellt, daß sie nicht befugt ist, über 
gesamtdeutsche Rechtsmaterien — und dazu gehört die gesamtdeutsche Staatsange- 
hörigkeit — im voraus zu entscheiden (S. 101, Anmerkung 26). ‘ 

Dieser Rechtsbestand ist auch im Artikel 3 des österreichischen Staatsvertrages 
verankert, der ausdrücklich vorsieht, daß „die alliierten und assoziierten Mächte in 
den deutschen Friedensvertrag Bestimmungen aufnehmen werden, welche die 
Anerkennung der Souveränität und Unabhängigkeit Osterreichs in Deutschland 
.. . Sichern“.112) 

Darunter ist seibstverständlich nicht die Bundesrepublik gemeint, sondern ein 
gesamtdeutscher Staat. 

Das Deprimierende bei dem oben geschilderten Rechtsergebnis ist aber die Tat- 
sache, daß es sich nicht um eine einmalige Verirrung eines einzelnen Verwaltungs- 
beamten handelt, sondern um eine symptomatische Rechtserscheinung und syste- 
matische Menschenbehandlung nach dem heutigen Zeitgeist, in dem einfach das Maß 
der Dinge und alle sittlichen Bindungen an Treu und Glauben verloren gegangen sind. 

Es wird in der Bundesrepublik Deutschland ein „Eiserner Vorhang“ errichtet, der 

Deutsche gegen Deutsche durch Kälte und Fremdheit, durch Unmenschlichkeit und 
Zwangsausstoßung, durch Unrechtmäßigkeit und Entrechtung, bald durch Spruch- 
praxis, bald durch Verwaltungspraxis, bald durch Gesetz vom deutschen Volk schein- 
bar für ewige Zeiten trennen soll! . 
_ Dies beweist u.a. das parallele Rechtsbild im Entrechtungsparagraphen 3/5 im 
Gesetz zu Art. 131 ebenso wie die jüngste Behandlung der Anträge von Flüchtlingen 
und Vertriebenen aus Österreich durch Ablehnung von Renten als Kriegsversehrte, 
Kriegerwitwen, Kriegswaisen und Spätheimkehrer sowie bei der Flüchtlingsbetreu- 
ung und Nothilfe aus dem Lastenausgleich. 
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Unter völliger Mißachtung des Tatbestandes der deutschen Volkszugehörigkeit 
und des völkerrechtlichen, verfassungsrechtlichen und moralischen Rechtsanspruches 
auf die deutsche Staatsangehörigkeit schließt man durch $ 3/5 alle jene deutschen 
Reichsbeamten aus Österreich von jeder wie immer gearteten Wiedereinstellung 
oder Altersversorgung aus, wenn sie durch einen unglücklichen Zufall am 8. Mai 1945 
nicht „außerhalb des Landes Österreich“, das bis dahin doch die „Ostmark des Reiches” 
war, eine „PLANSTELLE“ als Reichsbeamte auf Lebensdauer inne hatten, 
aber durch die Kriegs- und Nachkriegsverhältnisse nach Deutschland verschlagen 
worden sind. 


Während der deutsche Volksstamm in Österreich im 2. Weltkrieg rund 250 000 
Gefallene für Deutschland betrauert und rund 600 000 Kriegsgeschädigte zählt, schuf 
man einen eigenen Entrechtungsparagraphen (3/5 im Gesetz zu Art. 131), durch den 
man die wenigen Betroffenen (ca. 10 bis 15 Personen), ungeachtet ihrer deutschen 
Volkszugehörigkeit und ihres nicht mehr bestreitbaren Anrechtes auf die deutsche 
Staatsangehörigkeit, am Abend ihres Lebens wider Treu und Glauben als Dank des 
deutschen Vaterlandes und als Gegengabe für lebenslange treue Dienste für die 
Allgemeinheit, in die Totalentrechtung und bestenfalls in die öffentliche Fürsorge 
als „Ausländer” per 8. Mai hineinstößt, obwohl man sie in widerspruchsvoller Weise 
vorher willkürlich per 27. 4. 1945 zwangsweise auszubürgern sich bemühte. Niemand 
denkt daran, vorerst diese verzweifelte Rechtslage durch gemeinsame Abkommen zu 
klären, ehe man das praktische Todesurteil über die Betroffenen durch Totalentrech- 
tung vollzieht. Infolge dieser unmenschlichen Bestimmung, die weder völkerrechtlich 
noch staatsrechtlich begründbar ist, haben die zuständigen Beamtenorganisationen 
und Beruisverbände in ihrer DENKSCHRIFT für die 2. Novelle des Gesetzes zu 
Art. 131, die nunmehr bevorsteht, folgende Forderung aufgenommen: 


:LDenkschriit des Bundesvorstandes des Deutschen Be- 
amtenbundes: 


„Österreicher, die 1938 deutsche Staatsbürger wurden und nach dem Zusammen- 
bruch 1945 wieder die österreichische Staatsangehörigkeit erwarben (OSTUG v. 
10. 7. 45), fallen nicht unter G 131, denn ihre Versorgung obliegt dem österreichi- 
schen Staat. 


Es ist aber eine unvertretbare Härte, auch jene Beamte von den 
Rechten des G 131 auszuschließen, die nach 1945 die deutsche Staatsangehörigkeit 
behielten. Sie müssen gerechterweise so behandelt werden, wie alle übri- 
gen Personen, die am 8. Mai 1945 im öffentlichen Dienst standen.“117) . 


I. Denkschrifit sämtlicher Beruisverbände: 


„Durch $ 4 sind die Voraussetzungen bestimmt, unter denen ein früherer Ange- 
höriger des öffentlichen Dienstes Rechte nach Kap. I des Gesetzes geltend machen 
kann. Damit ist gleichzeitig auch klargestellt, daß Österreicher, die 1938 die 
deutsche Staatsangehörigkeit erworben und 1945 wieder die österreichische erlangt 
haben, von der Inanspruchnahme. von Rechten ausgeschlossen sind. Das sollte 
auch der Sinn des $ 3 Ziffer 5 sein (vgl. Anders, 3. Auflage, $ 3 Anm. 6). Diese 
Vorschrift schließt jedoch ungerechterweise auch solche früheren Österreicher von 

. Rechten aus, die nach anerkanntem Recht auch heute deutsche Staatsbürger sind 
und durch das österreichische Bundesgesetz vom 10.7. 1945 nicht in Anspruch ge- 
nommen wurden und auch nicht werden konnten, weil das Gesetz nicht über das 
Gebiet der Republik Osterreich hinauswirkt. Diese Personen werden auch nicht 
vom österreichischen Staat versorgt. Es ist daher eine selbstverständ- 
liche Verpflichtung der Bundesrepublik, diese Personen in gleicher Weise zu 
behandeln wie alle anderen am 8. Mai 194$ im öffentlichen Dienst stehenden 
Personen.“118) 
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Diese Forderungen aller Beamten- und Beruisverbände atmen den Geist der 
sozialen Verantwortung, der Gerechtigkeit und der Menschlichkeit, dem sich nunmehr 
wenigstens der Gesetzgeber nach der geschilderten Sach- und Rechtslage im gesamten : 
deutsch-österreichischen, Staatsangehörigkeitsproblem nicht mehr länger verschließen 
kann und darf. 

Die Verwaltungspraxis geht aber derzeit noch weiter: Selbst die Armsten unter 
den Deutschen aus Österreich, die durch die Tragik von Kriegsausgang und persön- 
“ lichem Schicksal das harte Martyrium der Flucht vor der Roten Armee, der Aus- 
plünderung des gesamten Hab und Gutes, der Gefangenschaft, Freiheitsberaubung 
und politischen Verfolgung sowie der jahrelangen Familienzerreißung mit Frau und 
Kindern erleiden mußten, die als Enterbte des Schicksals glaubten, endlich in 
Deutschland ihre neue Heimat gefunden zu haben, die mühevollst in langen Jahren 
die völlig zerstörten Existenzgrundlagen wieder aus dem Nichts aufgebaut haben, 
die in einem jahrelangen Kampf um die Anerkennung ihrer deutschen Staatsange- 
hörigkeit diese gerichtsordnungsmäßig erreicht haben, die daher nach $ 10 des 
2. StaRegG nunmehr gesetzlich als vollwertige deutsche‘ Staatsbürger anzuerkennen 
sind, und die nun im Lastenausgleichsanspruch nach der so harten Lebenserschwerung 
eine kleine Lebenserleichterung erhofften, — selbst diese Deutschen aus Osterreich 
erhielten gerade in jüngster Zeit „von Amts wegen” die Mitteilung, 

„daß es nicht im Sinne des LAG und des Gesetzgebers sein kann, Leistungen an 
Osterreicher zu zahlen, auch wenn diese ihre deutsche Staatsange- 
hörigkeit durch ein verwaltungsgerichtliches Urteil des Bayerischen Verwal- 
tungsgerichtes nachgewiesen haben, denn es kann ihnen ohne weiteres zuge- 
mutet werden, in ihre angestammte Heimat Osterreich, welche durch den Abzug 
der Besatzungsmächte und Abschluß eines österreichischen Staatsvertrages ihre 
Eigenstaatlichkeit wiederbekommen hat, mit ihrer Familie zurückzukehren“.11?) 

Es wird ihnen daher „unter Würdigung des geschilderten Tatbestandes die Eigen- 
schaft als VERTRIEBENER gemäß $ 11 des LAG abgesprochen”! 

Während man mit einer bewundernswerten Hartnäckigkeit seit langen Jahren die 
Wiederherstellung Osterreichs mit dem 27.4.1945 datierte, um die Deutschen aus 
Osterreich von diesem Tage an als „Ausländer” von Amts wegen erklären zu kön- 
nen, anerkennt man nun, daß Österreichs Eigenstaatlichkeit tatsächlich mit dem In- 
krafttreten des österreichischen Staatsvertrages, also erst mit dem 27. 7. 1955 wieder- 
hergestellt worden ist, um auf diese Weise wieder die Ansprüche aus dem LAG 
verweigern zu können. So wird jede Möglichkeit wahrgenommen, die Entrechtung 
der Angehörigen eines deutschen Volkstammes in der Bundesrepublik DEUTSCH- 
LAND plausibel zu machen. 

Obwohl selbst im Falle einer Doppeistaatigkeit (deutsche und österreichische 
Staatsangehörigkeit) die betreffenden Personen nach der Haager internationalen 
Kodifikations-Konferenz vom Jahre 1930 „in Osterreich ausschließlich als 
Osterreicher und in Deutschland ausschließlich als deutsche Staatsange- 
hörige behandelt“ werden müssen,!20) wird vollwertigen, gerichtsordnungsmäßig und 
gesetzlich anerkannten deutschen Staatsbürgern selbst die Nothilfe der deut- 
schen Volksgemeinschaft (LAG) einfach von Amts wegen versagt, und sie sollen 
indirekt gezwungen werden, ihre in Deutschland in 11 harten Jahren mühselig wieder 
aufgebaute Existenz und Wohnungsverhältnisse wieder preiszugeben und in ein völlig 
unbekanntes Schicksal ins heutige „Ausland“ zu ziehen, bloß weil sich irgend ein 
Beamter eines Landratsausgleichsamtes einbildet, daß dem: Betreffenden dort „viel 
mehr Möglichkeiten zum Aufbau einer Existenz geboten werden als dies im der- 
zeitigen Wohnsitz der Fall ist“. Ohne die geringsten Auslandskenntnisse wird vom 
grünen Tisch aus über das Schicksal ganzer Familien theoretisch verfügt, als würde 
es sich um einfache Schachfiguren handeln, die man jederzeit verschieben kann. Die 
geradezu unmenschliche Härte einer solchen Einstellung ist eindeutig zu erkennen, 
wenn den Auswandererländern 11 Jahre nach erfolgter Einwanderung allen Deutschen 
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gegenüber eine gleiche Einstellung „ohne weiteres zugemulet werden kann"! Es 
würde die wirtschaftliche, rechtliche und seelische Vernichtung des gesamten Deutsch- 
tums im Auslande bedeuten, ein Schicksal, das allerdings nach 1945 durch die Grau- 
samkeit der Welt allen Auslandssdeutschen „ohne weiteres zugemutet”“ worden ist! 

Soll etwa nach der Rechtsanalogie und der Verwaltungspraxis eines Tages allen 
Flüchtlingen und Vertriebenen aus der Ostzone und aus den Ostgebieten in gleicher 
Weise die NOTHILFE des deutschen Volkes vorenthalten werden, indem man ihnen 
selbst bei Mittellosigkeit und vorgerücktem Alter „ohne weiteres zumutet”, 
die mühselig erkämpite Lebensexistenz zu verlassen und sich in ein völlig unbe- 
kanntes Schicksal zu begeben, nur weil dort eine „Eigenstaatlichkeit” entstanden ist? 
Hier liegen gefährliche und entscheidende Schicksals- und Zukunftsfragen vor uns, 
und wir müssen uns hüten, diese schematisch, ohne Herz und Feingefühl, ohne Be- 
rücksichtigung der persönlichen und beruflichen Verhältnisse und politischen Um- 
stände diktatorisch „ex ofifo“ zu lösen! 

Es ist aber ein ganz besonderes Rechtsleid, zuerst 70 000 deutschen Volksangehöri- 
gen 10 Jahre lang als angebliche „Ausländer“ alle Lebensrechte und Lebensbedin- 
gungen als Inländer zu Unrecht zu unterbinden und dann, wenn sie nach einem 
Jahrzehnt diesen Kampf um ihre verfassungsmäßig erworbenen Staatsangehörigkeits- 
und Grundrechte gerichtsordnungsmäßig und gesetzlich siegreich beendigt haben, 
ihnen „ohne weiteres” das gleiche Schicksal und den gleichen Lebenskampf von 
neuem in den inzwischen völlig geänderten Verhältnissen des früheren Wohnsitzes 
zuzumuten. j Ä 

Hier liegt ein offenkundiger Rechtsirevel an deutschen Menschen vor, der durch 
nichts zu entschuldigen ist und mit nichts gerechtfertigt werden kann. Wir stehen 
eben am Ende aller Rechts- und Moralbegriife, am Ende einer deutschen Volks- und 
Schicksalsgemeinschaft, auch am Ende der Menschenwürde und der Freiheit des 
Individuums, am Ende der demokratischen Ideale und Errungenschaften von Frei- 
zügigkeit und Gleichberechtigung deutscher Menschen selbst im deutschen Lebens- 
raum! Nur wegen ihrer Herkunft und Abstammung werden deutsche Volksangehörige 
seit langen Jahren außerhalb der deutschen Rechtsordnung gestellt und nur wegen 
ihrer Not selbst noch 11 Jahre nach Kriegsende — noch dazu meistens im 
vorgerückten Alter — genötigt, in einem unbekannten Schicksal von vorne zu be- 
ginnen! 

Es geht ein echter roter Faden der „Entlaubungs- und Dezimierungspolitik" 
gegenüber dem deutschen Volkskörper von Moskau und Yalta und der dort be- 
schlossenen Oder-Neisse-Grenze und der Zweiteilung Deutschlands durch den Eisernen 
Vorhang zum Aufruf des Sowjetmarschalls TOLBUCHIN (S. 58) und der sogenannten 
„Unabhängigkeitserklärung“ vom 27.4.1945 (S.59) einer von der Roten Armee 
militärdiktatorisch besetzten Sowjetzone Österreichs mit der Aufforderung, zur 
Roten Armee überzulaufen und im Rücken der Deutschen Partisanenabteilungen zur 
Vernichtung der Deutschen Wehrmacht in einem deutschen Lande zu organisieren 
(S. 58), von der Zwangsausbürgerung deutscher Vollbürger durch die Lex Dlugosch 
per 27.4.1945 (S. 12), ungeachtet der Rechtsverbindlichkeit der deutschen Rechtsord- 
nung, der deutschen Kriegsgerichtsbarkeit und des Lebenseinsatzes für Deutschland 
bis zum 8. Mai 1945, bis zur indirekten Verweisung deutscher Staatsangehöriger und 
deutscher Volksbürger aus der Bundesrepublik Deutschland bloß weaen der Inan- 
spruchnahme der Nothilfe des deutschen Volkes durch die vom Schicksal am härtesten. 
getroffenen Flüchtlinge, ungeachtet der gerichtsordnungsmäßigen und gesetzlichen 
Anerkennung als deutscher Staatsangehöriger, aber infolge der Mißachtung der 
deutschen Rechtshoheit und der „Praxis der NICHTBEACHTUNG höchstrichterlicher 
Entscheidungen“ sowie infolge der fiskalischen „Abschreibungs- und Ausstoßungs- 
politik“ gegenüber deutschen Staats- und Volksangehörigen! 

Die Forderung, daß doch endlich einer solchen pervertierten Rechtsentwicklung 
Einhalt geboten und daß den verfassungswidrigen, unmenschlichen und auch völker- 
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rechtswidrigen Rechtsverweigerungen und Menschenbehandlungen selbst gegenüber 
den Angehörigen des eigenen Volkes raschestens ein Ende gesetzt werden muß, er- 
scheint nicht unbillig und auch nicht ungerecht. Was seit 10 Jahren an „deutschen 
Brüdern und deutschen Schwestern” und damit an deutschen Frauen und deutschen 
Kindern verbrochen wird, wird einmal als ein Tiefpunkt unserer Rechtsgesittung und 
als erniedrigende Selbstbefleckung bezeichnet und empfunden werden. Es ist daher 
ein dringendes Anliegen der Gerechtigkeit und Menschlichkeit, all das schwere Un- 
recht, das man seit einem Jahrzehnt an den Deutschen aus Österreich — als treueste 
Söhne des deutschen Volkes aus Osterreich — begangen hat, raschestens wieder gut- 
zumachen, um den Betroffenen und allen, die das grausame Rechtsleid erkennen und 
noch nachfühlen, das man gleichberechtigten Partnern am deutschen 
Schicksal, die in harter Kriegszeit den gleichen Blutzoll ihrem Volke geleistet haben, 
jahrelang durch einen ausgeklügelten Rechtsentzug zugefügt hat, wieder den Glau- 
ben an das Recht und die Gerechtigkeit, an die Volksgemeinschaft und Mensch- 
lichkeit, an die geschichtliche Wahrheit und die demokratischen Freiheitsideale, an 
das Gute und Edle im deutschen Menschen zurückzugeben. Derzeit sind wir von dem 
Goetheschen Appell „Edel sei der Mensch, hilfreich und gut” ebenso weit entfernt 
wie „vom guten Kameraden Staat“. 


Zweiseitige Rechtsverhältnisse nach Treu und Glauben, wie die deutsche Staats- 
angehörigkeit, das Beamtentum und das Soldatentum, können und dürfen in einem 
Kultur- und Rechtsstaat weder von Amis wegen noch von Gerichts wegen ein- 
seitig und willkürlich selbst nach erfolgter Leistung mit Lebenseinsatz 
nach Gutdünken der Obrigkeit reglementiert oder gar aufgelöst werden, solange das 
sittliche Gebot von Treu und Glauben als eine tragende Rechtsnorm in einem demo- 
kratischen Rechtsstaat nicht über den Haufen geworfen wird. 


Es dürfen doch die Rechtsverhältnisse weder „auf den Kopf gestellt“ noch die 
Dinge auf die Spitze getrieben werden; es wäre vielmehr zu wünschen und zu 
hoffen, daß alle, die an dem hier geschilderten Rechtsdilemma Anteil nehmen oder 
Anteil haben, künftighin nicht mehr individuellen Meinungen nachgehen, die in 
wissenschaftliche Institute und Diskussionsklubs gehören, nicht aber in die Ver- 
waltungspraxis. Bei aller Freiheit der Meinung ist nun einmal die Verwaltung die 
Dienerin am Gesetz und dieses beschließt nun einmal der Gesetzgeber, überprüit 


die Rechtssprechung und führt die Verwaltung im Geiste des Gesetzgebers durch, _ 


damit die lebendigen Menschen nicht dauernd das Opfer individueller Meinungen 
und eines tiefbedauerlichen Rechtswirrwarrs werden, sondern gleichmäßig nach dem 
Gesetz und dem Willen seines Schöpfers behandelt werden. Das bisherige Span- 
nungsfeld zwischen der derzeitigen Exekutive einerseits und Rechtsprechung, Gesetz- 
geber, Wissenschaft und wissenschaftlicher Verwaltungspraxis andererseits muß 
endlich überwunden werden, denn wir alle haben nach dem sittlichen Gebot 
von Treu und Glauben, nach den Grundsätzen von Rechtssauberkeit und 
Rechtsfairneß dem RECHT und der WAHRHEIT zu dienen, aber nicht nach einer aus- 
ländischen Politik und einem utopischen Termin über Recht und Wahrheit zu herr- 
schen oder von diesem beherrscht zu werden. Unser höchstes Sittiengeseiz, unsere 
einzige Rechtsquelle und unser unvergängliches Recht, dem wir von der Wiege bis 
zum Grabe ohne Rücksicht auf politische Systeme und chaotische Zeiten unterworfen 
sind, ist unser deutsches Volk und sein ewiges Recht auf Einheit und Frei- 
heit, auf Würde und Selbstbestimmung, für den Einzelnen wie für die Gemeinschaft, 
niemals aber das politische Chaos im Auslande am 27. 4.45 und dieser üktive starre 
Stichtag. Dieses ewig-gleihe „Gesetz vom deutschen Volk“ ist die 
allein übergeordnete sittliche Rechtsnorm, die immer und zu allen Zeiten über 
" uns und unserer persönlichen und politischen Gesinnung zu stehen hat, denn: 


„Das höchste Gesetz des Menschen als Mensch, wodurch er einzig von allen 
Geschöpfen absteht, ist das Sittengesetz“ (Adalbert Stiiter). 
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BGH = Bundesgerichtshof 

BVerfG = Bundesverfassungsgericht 
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1. und 2. STAG = 1. und 2, Staatsangehörigkeitsgesetz 

OSTUG = Österreichisches Staatsbürgerschafts-Uberleitungsgeseiz 
(0) VG = (Ober-)Verwaltungsgericht 

VGH = Verwaltungsgerichtshof 
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Die Rechtsstellung der Deutschen aus Österreich in der b 
Bundesrepublik Deutschland 


Eine Übersicht über die gesamte Judikatur und Literatur des deutsch-österreichischen 
Staatsangehörigkeitsproblems - 71 Seiten 2,95 DM : Verlag A. Rossteutscher - Coburg 


Aus den Besprechungen: 

Tübingen: „Archivfür Völkerrecht“ (Profi. Dr. SCHÄTZEL) V. Band, Heft 3 S. 376. 
„Der Verfasser hat sorgfältig Literatur und Rechtsprechung gesammelt; diese Samm- 
lung ist in ihrer Vollständigkeit ein unentbehrliches Hilfsmittel zu dieser Frage“. 

London: „International Affairs“ (Royal Institute of International Affairs) Okio- 
ber 1956 
„Diejenigen, die an dem speziellen Problem des Staatsbürgerschaitsgesetizes interessiert 
sind, werden Dr. KORBERS Buch in hohem Maße wertvoll finden“. 

Wien: „Eckartbote”, Dezember 1955. 

„Möge die überzeugende Logik dieser Studie hintanhalten, daß weiterhin entgegen aller 
Menschenwürde die Staatsbürgerschaft deutscher Menschen in einem deutschen Vater- 
land nicht von ihrer eigenen freien Entscheidung, sondern von lebensiremden Para- 
graphen abhängig gemacht wird“. i 

Salzburg: „Der Staatsbürger“ {Salzburger Nachrichten), 30. 8. 55. 

„Eine ebenso gründliche wie gelehrte Studie unter Heranziehung völkerrechtlicher Be- 
stimmungen, zahlreicher Gerichtsentscheidungen und der deutschen Verwaltungspraxis". 

Graz: „Die Aula“, November 1955. 

„Ein heikles Thema, zumal diese Frage nach Kriegsende durch Eingriffe der Besatzungs- 
mächte geregelt wurde, die mit deutschem oder österr. Recht wenig zu tun haben“. 

Wien: „Europa-Korrespondenz“, April 1956. 

„Eme ausführliche staatsrechtliche wie völkerrechtliche Auseinandersetzung mit hervor- 
ragender Sachkenntnis macht diese Schrift zu einem grundsätzlich sehr interessanten Werk“. 

Coburg: „Nation Europa“, Heit 2/1955. 

„Was die Schrift besonders wertvoll macht ist die objektive Darstellung und der auf- 
gezeigle Weg zur Uberbrückung aller Gegensätze durch eine Endlösung auf einer staats- 
und völkerrechtlich unangreifbaren Rechtsbasis“. 

Wiesbaden: „Europäische Nation“, Februar 1955. 

„Von einem gediegenen Kenner der Sachlage wird hier an Hand der Frage der deut- 
schen Staatsangehörigkeit der aus dem Nachfolgestaat Osterreich stammenden Reichs- 
angehörigen der gesamte Fragenkomplex der Reichsangehörigkeit und damit eines der 
wichtigsten gesamtdeutschen Probleme nach seiner völkerrechtlichen, reichsrechtlichen, 
landes- und bundesrechtlichen Gegebenheiten klargestellt“. . 

Kiel: „Akademische Rlätter“, März 1955. £ 
„Die Schrift ist auf umfangreichen Quellenmaterial aufgebaut und behandelt auch die 
letzten „Nebenfragen“ . .. „Der Gesetzgeber wird an dieser Arbeit Körbers nicht vor- 
über gehen können“. „Die Schrift sei allen Bundesbrüdern wärmstens empfohlen, vor 
allem den Historikern und Juristen”, 

Hannover: „Der Staatsbürger“, 15.5. 1955. 

„Von einer hohen geistigen und rechtlihen Warte aus wird ein ernstes Problem des 
deutschen Gewissens: tieigründig behandelt“. „Die Schrift gibt jedem Deutschen aus 
bee Gelegenheit, sich mit den vieliältigen Rechtsfragen des Problems vertraut zu 
machen“. 

Stuttgart: „Der Neubürger”, Mai 1955. 

„Unter Zugrundelegung des gesamten vorliegenden Materials aus Rechtssprechung, 
Rechislehre, Gesetzgebung und Verwaltung werden die mit dieser Hauptfrage zusam- 
menhängenden mehr als 20 Nebenfragen eingehend untersucht“. 

Neustadt/a.d. W.: „Amtliche Mitteilungen“ der Bezirksregierung der Pfalz, 
10. 6. 55. u 
„Die Schrift zeichnet sich durdı die objektive Darstellung und die positive Kritik be- 
sonders aus”, 

Müncen: „Die Landsmannschaft“, Werkblätter der Sudentendeutschen, Sept. 1955. 
„Der Zweck der Schrift ist den Weg aufzuzeigen, wie es möglich wäre, auch für die 
Deutschen aus Österreich die grundsätzliche Anerkennung aller Sammeleinbürgerungen 
unter Berücksichtigung der eigenen Willensentscheidung und in Anwendung mit einem 
Ausschlagungsrecht herbeizuführen”. 

Bonn: „Deutscher Saarbund”, 29.8. 1956. 

Dr. Körber behandelt das interessante Problem der Annexion und Dessannexion, der 
Zwangseinbürgerung und Zwangsausbürgerung, des Staatswillens und der eigenen Wil- 
lensentscheidung, der „Inanspruchnahme“ und des Optionsrechtes, des automatischen 
Erwerbes und Verlustes der Staatsangehörigkeit, des Volksrechtes und des Staatsrechtes, 
der Rechtssicherheit und der Rechtskontinuität (u. a. m.). 

Münden: „Deutsche Soldatenzeitung“ Februar 1955. 

„Dem Verfasser gebührt die Anerkennung, mit der Schrift ein Zeitdokument von blei- 
bendem Werte geschaffen zy haben, eine unentbehrliche Quelle für den Historiker". 

Bonn: „Das Parlament“ 13. 6. 1956. 

„Das umfangreiche Quellenmaterial macht die Schrift trotz ihres bescheidenen Umfanges 
zu einem brauchbaren Nachschlagewerk für alle diejenigen, die Recht finden und über 
das Schicksal vieler deutscher Familien entscheiden sollen“. 


